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Den V erhand lungen  der 22. H a u p tv e rs a m m ­

lu ng  in W e im ar lag folgende Tagesordnung zu­
grunde:

1. Zum Gedächtnis der während des Krieges ver­

storbenen und gefallenen Mitglieder.
2. Jahresbericht.

3. Kassenbericht.
4. Neuwahlen.

5. Aussprache über die während des Krieges ent­
standenen Schwierigkeiten bei den Betriebsbesich­
tigungen, infolge

A) militärischer Maßnahmen;
B) Mangels an Revisionsbeamten;

a) der augenblickliche Stand des technischen 

Aufsichtswesens. (Herr Ingenieur W. Düch- 
ting.)

b) Revisionen von Betrieben durch die tech­

nischen Beamten des Reichsversicherungs­

amtes. (Herr Senatspräsident Geh. Reg.-Rat 
Prof. Dr. ing. K. Hartmann.)

C) Stillegung von Betrieben;
D) Umwandlung von Betrieben;

E) Mangels an Material und Arbeitskräften zur 

Herstellung von Schutzvorrichtungen.
6. Beobachtungen über die Beschäftigung von weib­

lichen und jugendlichen Arbeitern in den Be­
trieben.

7. Erfahrungen mit der Beschäftigung von Kriegs­

gefangenen und ausländischen Arbeitern.

8. Erfahrungen mit der Verwendung von Kriegs­

beschädigten und Unfallverletzten. (Herr Ingenieur
H. Schäfer.)

9. Erfahrungen über Treibriemenersatz. (Herr Geh. 
Reg.-Rat Prof. M. Gary.)

10. Blitzschutz an Gebäuden nach der Enteignung 
der Blitzableiter.

11. Kennzeichnung der Stahlflaschen für komprimierte 
Gase.

12. Sprengmittel während des Krieges.

13. Beschlußfassung über Ort und Zeit der nächsten 

Hauptversammlung.

14. Verschiedenes.
Der Hauptversammlung ging am Vorabend, Sonn­

tag, den 23. September, ein Besuch der Eröffnungs­

vorstellung des Großherzoglichen Hoftheaters und 
anschließend eine Zusammenkunft der in Weimar 

schon eingetroffenen Mitglieder bei Chemnitius voraus, 

ln der Versammlung waren anwesend:

1. Als Gäste:

D. Dr. Paul Kaufmann, Präsident des Reichs- 
Versicherungs - Amtes, Wirklicher Geheimer Ober­

regierungsrat, Berlin; Dr. Heidenreich, Geh. Reg.-Rat, 

Großherzogi. Regierung Weimar; Dr. Donndorf, Ober­

bürgermeister, Weimar; Probst, Großherzogi. Gewerbe­
inspektor, Weimar; Max Ehrhardt, Baurat, Mitglied 

des Gemeinderates, Weimar; Rud. Zapfer, Architekt,

Mitglied des Gemeinderates, Weimar; Dr. Heinecke. 

Geh. Ob.-Reg.-Rat, Vorsitzender der Töpferei-B.-G, 

und Vertreter des Verbandes Deutscher Berufs-Ge- 
nossenschaften, Berlin; W. Fischer, Sächs.-Thür. 

Eisen- und Stahl-B.-G., Leipzig-Schi.; O. Fleischer, 
Deutsche Buchdrucker-B.-G., Leipzig; Leiskow, Stein- 

bruchs-B.-G., Sekt. IX, Hannover; Otto Linke, Detail- 

handels-B.-G., Berlin; Marcus, Norddeutsche Textil- 

B.-G., Berlin - Schöneberg; C. Molz, Süddeutsche 
Eisen- und Stahl-B.-G., Mannheim; Wilh. Mug, Stein- 

bruchs-B.-G., Heidelberg; Ad. Offermann, Steinbruchs- 

B.-G., Cöln-Nippes; Dr. Ostern, Nordwestl. Eisen- und 

Stahl-B.-G., Hannover; Georg Schad, Lagerei-B.-G., 
Mannheim; E. Scheele, Brauerei- und Mälzerei-B.-G., 

Neu-Tempelhof; Scheinmann, Lagerei-B.-G., Berlin- 
Lankwitz; Dr. Segnitz, Sächsische Textil-B.-G., Leip­

zig; Dr. Stegmann, Töpferei-B.-G., Berlin-Halensee;

A.Welsch, Detailhandels-B.-G.,Wieblingen-Heidelberg; 

L. Zapf, Bayerische Baugewerks-B.-G., München.

2. Die Ehrenmitglieder:

Dr. ing. Konrad Hartmann, Geh. Reg.-Rat, Senats­
präsident im Reichsversicherungsamt, Berlin-Grune- 

wald; Carl Specht, Oberingenieur der Nordöstl. Eisen-
u. Stahl-B.-G., Berlin-Halensee; M. Gary, Prof., Geh. 

Reg.-Rat, Techn. Beirat des Vorstandes der Stein- 

bruchs-B.-G., Berlin-Lichterfelde.

3. Die Mitglieder:

Alvensleben, Berlin, Dr. Adam, Breslau, A. Behr, 

Berlin-Friedenau, M. Berger, Beuthen, W. Bestehorn, 

Berlin-Waidmannslust, C. Deiters, Mainz, W . Düchting, 

Berlin, V. Feldmann, Frankfurt a. M., O. Franz, Han­
nover, B. Freystedt, Hannover, P. Gobell, Charlotten­

burg, W. Gärtner, Stuttgart, Fr. Gunderloch, Berlin, 
Jul. Gunderloch, Mainz, R. Herrmann, Guben, Ad. 

Hoffmann, Werder, H. Holtzhausen, Chemnitz, 

W.Horne, Berlin-Dahlem, Rieh. Hütt, Berlin, A. Kunert, 

Halle a. S., M. Kunze, Dresden-N., W. Kupfermann, 
Berlin-Friedenau, Dr. von Lewinski, Berlin, Gg. Man­

del, Berlin, E. Meyer, Hamburg, G.-Ass. Michels, 

Essen, A. Mühlhau, Münster i. W., Dr. H. Müller, 
Gew.-R., Darmstadt, R. Müller, Breslau, E. Munckelt, 

Breslau, Justizrat Dr. Neißer, Breslau, Gg. Nottebohm, 

Saarbrücken, Gg. Pese, München, C. Pierau, Berlin- 
Tempelhof, C. Popp, Nürnberg, R. Renz, Nürnberg,

H. Schäfer, Leipzig, Wilh. Schirmer, München, 
P. Schleif, Mainz, E. Schulze, Bielefeld, W. Silber, 

Mainz, O. Söllinger, Halle a. S., H. Speck, Leipzig- 

Schi., O. Stöpel, Heidelberg, J. Uhrig, Karlsruhe, 

Gg. Urban, Berlin, Cl.Vollert, Godesberg, R. Wittkamp, 
Dortmund, A. Wittmütz, Cassel, J. E. Wunderle, 

Mainz, H. Zacharias, Düsseldorf, Th. Zacharias, Rem­
scheid, Ad. Zscheyge, Potsdam-Charlottenburg.

Der Vorsitzende, Herr Oberingenieur Behr, er- 

öffnete die Versammlung 9J/4 Uhr vormittags mit 
folgenden Begrüßungsworten:
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Meine Herren! Der Vorstand des Vereins Deut­
scher Revisions-Ingenieure war anfangs im Zweifel- 

ob er in diesem Jahre eine Hauptversammlung ab­

halten sollte oder nicht. Wie Sie aber aus der Ihnen 
zugesandten Tagesordnung wohl ersehen haben, sind 

die Aufgaben des Vereines während des Krieges so 
umfangreich geworden, daß eine gegenseitige Aus­

sprache der Mitglieder unbedingt erforderlich ist. —  
Das Ergebnis der schriftlichen Abstimmung auf Grund 
einer Rundfrage war denn auch zugunsten der Ein­

berufung einer Hauptversammlung.

Wegen der erschwerten Bahnverbindung wurde 

das fast in der Mitte Deutschlands liegende Weimar 
gewählt.

Der § 5 unserer Satzungen drückt die Bestrebungen 

des Vereins klar aus. Er lautet: „Mitglied des Ver­
eins kann werden: Jeder technisch Gebildete, der 

sich der Förderung der Unfallverhütung und Arbeiter­

wohlfahrt berufsmäßig widmet, sowie jede andere 
Person, welche auf diesen Gebieten tätig ist.

Während des Krieges sind aber diese Ziele noch 

bedeutend erweitert worden, denn Arbeiterschutz und 

Arbeiterwohlfahrt gehören jetzt nicht mehr allein der 
wirtschaftlichen Erhaltung und damit auch der mittel­
baren Kriegsbereitschaft des Deutschen Reiches an, 
sondern diese beiden Faktoren sind unbedingtes Er­
fordernis für den siegreichen Verlauf des Krieges. 

Industrie, Gewerbe und Landwirtschaft müssen jetzt 
unter außerordentlich schwierigen Verhältnissen ein­

mal das hervorbringen, was die Zivilbevölkerung zum 

Durchhalten braucht, und das andere Mal in erster 

Linie das herstellen, was unser tapferes Heer zu 
Lande, zu Wasser und in der Luft benötigt.

Unwillkürlich lenken sich daher auch heute 

unsere Blicke auf unsere mutigen Streiter, welche 
dem Vaterlande alles opfern; wir können ihnen nicht 

dankbar genug sein.

Aber auch unsere Bundesfürsten gehen dem Volk 

und dem Heer mit leuchtendem Beispiel voran. Als 

Bundesbruder unseres Kaisers thront hier S. Königl. 

Hoheit Großherzog Wilhelm Ernst von Sachsen- 
Weimar in unverbrüchlicher Vaterlandstreue, und 

über uns allen, die wir heute aus fast sämtlichen 
Gauen des Deutschen Reiches an diesem Orte zu­

sammengekommen sind, herrscht unser erhabener 
Kaiser, als Muster von Tapferkeit, Opfermut und 

Pflichttreue.
Meine Herren! Ich fordere Sie daher auf, mit 

mir einzustimmen in den Ruf: S. M. Wilhelm II., 

Kaiser von Deutschland und König von Preußen und

S. Kgl. Hoheit Großherzog Wilhelm Ernst von Sachsen- 
Weimar sie leben hoch! hoch! hoch!

Im Namen des Vereins Deutscher Revisions- 

Ingenieure heiße ich zunächst unsere Gäste will­
kommen.

Ich habe die Ehre zu begrüßen: Herrn D. Dr. Kauf­
mann, Präsident des Reichsversicherungsamtes, Geh. 

Reg.-Rat Dr. Heidenreich als Vertreter der Großherzogi. 

Regierung und des zurzeit noch abwesenden Herrn 
Oberbürgermeister Dr. Donndorf, Herrn Großherzogi. 

Gew.-Insp. Probst, Herrn Baurat Ehrhardt und Herrn 

Architekt Zapfer als Vertreter des Gemeinderats

Weimar, und Herrn Geh. Ober-Reg.-Rat Dr. Heinecke, 

vom Verbände der Deutschen Berufsgenossenschaften, 
Vorsitzender der Töpferei B. G., sowie eine Anzahl 

von Vertretern der Berufsgenossenschaften und der 
Industrie.

Herr Präsident Kaufmann

„Aufrichtig freue ich mich, meine verehrten 

Herren, daß es mir trotz mancher dienstlichen 
Schwierigkeiten möglich war, heute nach langer Zeit 

an Ihren Beratungen wieder teilzunehmen.

Das gigantische Ringen der Völker, das wir schon 

über drei Jahre staunend und schaudernd erleben, hat zu 
einer bisher unerhörten Entfaltung technischer Kräfte 

geführt. Immer neue und immer furchtbarere Kampf­
mittel auf dem Lande, dem Wasser und in der Luft 

werden geschaffen. Aber wie die verderbliche Göttin 

des Krieges selbst, so ist auch die Tod und Zerstörung 
verbreitende Technik zugleich ein milder Schutzgeist 

friedlicher Arbeit. Wie vieles danken wir ihr in der 

Unfallverhütung, durch die es gelang, die Zahl der 
Unfälle wesentlich zu- mindern und ihre Folgen er­

heblich zu beschränken. Es war wohl Aristoteles, 
der erklärte, daß, wenn erst die Weberschifflein sich 

von selbst bewegen, die Sklaverei aufhören wird. 
So können auch wir sagen, daß die Technik, je 

persönlicher und unfallsicherer sie die Maschinen 

herstellte, um so mehr die sie bedienenden Menschen 

von Gefahren frei gemacht und vor Schäden bewahrt 

hat. Jedes auf diese Weise erhaltene Arbeiterleben 

bedeutet aber ein nationales Guthaben.

Die Durchführung der Unfallverhütung hat der 
Krieg stark erschwert, was um so bedauerlicher ist, 
weil gerade jetzt der Schutz von Leben und Gesund­

heit vieler ungelernter, mit den Gefahren der Betriebe 

nicht vertrauter, noch dazu häufig in überfüllten 
Arbeitsräumen ohne unfalltechnich geschulte Aufsicht 

oder in Ueberstunden tätiger weiblicher und jugend­

licher Personen eine noch erhöhte Unfallfürsorge 

gebieterisch fordert. Auf diese Pflicht hat auch 

jüngst ihre Majestät die Kaiserin in einem Erlaß an 

den Chef des Kriegsamts mahnend hingewiesen. 
Durch Ihre Umsicht und Sachkunde, meine Herren, 
sind manche dieserHemmungen erfreulich überwunden 

worden. Gern spreche ich dafür meine dankbare 
Anerkennung heute aus.

Bei den schweren Opfern an Menschenleben, die 

dieser grausame Krieg dem deutschen Volke auf­
erlegt, ist weise Pflege unserer lebendigen Wert­

quellen ein dringendes Gebot. Die Zeit duldet kein 

Brachliegen wertvoller Arbeitskräfte mehr. Aus dem 

verbliebenen Menschenbestande müssen wir die 
höchsten Leistungen herausarbeiten. Das in langer 

Friedensarbeitgeschärfte soziale Verantwortungsgefühl 
hat für die Kriegsverletzten eine völlig neue Form 

der Fürsorge geschaffen. Ihr nacheifernd wird 

künftig auch bei den Unfallverletzten wirtschaftliche 

Gesundung neben ärztlicher Heilbehandlung und 
Rentenversorgung anzustreben sein. Durch ein von 

mir eingeleitetes Handinhandarbeiten der Berufsge­

nossenschaften mit dem Zentralkomitee vom Roten 

Kreuze wird man hoffentlich jenem Ziele näher
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kommen. Bei der Durchführung des Planes rechne 

ich, meine Herren, auch auf Ihre bewährte Unter­
stützung.

Die Unfallverhütung, in deren Diensten Sie bisher 
hinreichend und erfolgreich tätig waren, hat man 

die Seele der Unfallversicherung genannt. Möge 
für sie Ihre bedeutsame Tagung förderlich sein und 

mögen Sie, meine Herren, durch nie erlahmenden 
Eifer dazu beitragen, daß die Unfallverhütung dieser 

ehrenden Bezeichnung allezeit würdig bleibt.“

Herr Qeh. Reg.-Rat Dr. Heidenreich

Ich habe den Auftrag, im Namen des Herrn 

Oberbürgermeisters Donndorf die Versammlung herz­
lichst zu begrüßen. Mein Wunsch geht nun dahin, 

daß die Teilnehmer mit der Kriegs Verpflegung in 
Weimar zufrieden sind. Ich hoffe, daß Sie nach der 

ernsten Tagung noch einige frohe Stunden hier ver­
leben werden und wünsche der Tagung einen guten 
Verlauf.

Herr Qeh. Ober-Reg.-Rat Dr. Heinecke

Im Namen des Verbandes der Berufsgenossen­

schaften habe ich den Auftrag, für die Einladung zu 

Ihrer Hauptversammlung zu danken. Sie alle haben 
ja ein besonderes Interesse an den Berufsgenossen­
schaften und die Berufsgenossenschaften an Ihnen, 
da Sie alle Beamte der Berufsgenossenschaften sind. 
Sie können sich denken, daß die Berufsgenossen­

schaften und der Verband mit großem Interesse an 
Ihren Bestrebungen und an Ihrer heutigen Sitzung 

teilnehmen. Ich wünsche Ihnen ebenfalls vollen Erfolg.

Herr Qeh. Reg.-Rat Prof. Gary

Für das Zustandekommen der Sitzung sind wir 
Herrn Baurat Ehrhardt sehr zu Dank verpflichtet. 

Er hat die nötigen Schritte eingeleitet und die Ver­
bindung mit den maßgebenden Persönlichkeiten her­

beigeführt. Ich gestatte mir nun, zu Punkt 1 der 
Tagesordnung zu kommen:

„G ed äch tn is  der w äh rend  des K rieges 

v e rs to rbenen  und g e fa lle n e n  M itg lie d e r .“

M. H.! Bevor wir in die Erledigung des sach­

lichen Teiles der Tagesordnung unserer zweiten 

Kriegssitzung eintreten, geziemt es sich, der treuen 

Männer zu gedenken, deren Wirken in unserer Mitte 
der unerbittliche Tod ein Ziel gesetzt hat. Seit 

Kriegsbeginn sind aus dem Kreise unserer Mitglieder 

10 wackere Männer verstorben und 7 unserer Mit­
glieder auf dem Felde der Ehre gefallen. Ihnen 

allen haben wir in unserer Zeitschrift „Sozialtechnik“ 

ehrende Nachrufe gewidmet und es würde zu weit 
führen, wenn ich des Lebens und Wirkens jedes ein­
zelnen von ihnen hier gedenken würde. Ich ent­
spreche nur dem Wunsche des Vorslandes und des 

Ausschusses, wenn ich mit kurzen Worten darauf 

hinweise, was uns die dahingeschiedene Schar treuer 
Kollegen gewesen ist.

Schon im Jahre 1914 verstarben 3 unserer 
ältesten und verdienstvollsten Mitarbeiter. Mit Kriegs­

beginn erlag einem schweren Herz- und Nierenleiden 
am 3. August 1914

Herr In g e n ie u r  E lte n ,

techn. Aufsichtsbeamter der Rheinisch-Westfälischen 

Textil-Berufsgenossenschaft in Barmen. Elten wnr 
eine markante Erscheinung und fehlte nie in unseren 

Hauptversammlungen, solange seine Gesundheit dies 
gestattete. Ihm folgte bald in den Tod

Herr A lexander B ü tow ,

Oberingenieur des Dampfkesselüberwachungsvereins 
der Zechen im Oberbergamtsbezirk Dortmund, der 

als Vertreter der Kessel-Revisions-Ingenieure lange 

Jahre in dem Ausschüsse unseres Vereins mitgewirkt 

hat. Beide Herren haben häufig durch Vorträge und 
Berichte aus dem reichen Schatze ihrer Erfahrungen 

geschöpft und waren aufs innigste mit dem Verein 
verwachsen.

Das gleiche gilt auch für den techn. Aufsichts­

beamten der Nahrungsmittel-Industrie-B.-G.,

Herrn O b e r in g e n ie u r  E rns t B auer,

dessen arbeitsreiches Leben am 6. November 1914 
ein sanfter Tod abschloß, nachdem er kurz vorher 

noch sein 25jähriges Beamten-Jubiläum feiern konnte. 

Er war ein ganzer-Mann, aufrecht, furchtlos und 

stolz. In unserem Verein ist er wiederholt durch 
bedeutsame Arbeiten hervorgetreten. Ich selbst trat 

ihm bei Bearbeitung der Festschrift des Vereins 

Deutscher Revisions - Ingenieure „25 Jah re  Unfall-  
V e rh ü tu n g * )“ beruflich näher und lernte den uner­

müdlichen Eifer schätzen, mit dem er die schwierige 
Statistik der Unfälle sämtlicher gewerblicher Berufs­

genossenschaften bearbeitet hat.
Im Jahre 1916 verstarben weiter 4 unserer 

Mitglieder
Herr In g e n ie u r  G u s tav  Lukas P o g g e n p o h l, 

techn. Aufsichtsbeamter der Sektion VI und Ge­
schäftsführer der Maschinenbau- und Kleineisen-Indu- 

strie-B.-G., der techn. Aufsichtsbeamte derselben B.-G.

Herr C h r is t ia n  K e lle rm a n n ,

und der dritte aus derselben B.-G., der techn. Auf­

sichtsbeamte

Herr A ug us t U ferm ann .

Ihnen folgte im Herbst 1916 in den Tod

Herr In g e n ie u r  Carl W ie ch m an n ,

techn. Aufsichtsbeamter der Norddeutschen Holz-B.-G.

Den Reigen der Toten dieses Jahres eröffnete 
am 2. Januar 1917 unser hochverehrter Vorsitzender

Herr O b e r in g e n ie u r  C a rl S e id e l, 

techn. Aufsichtsbeamter der B.-G. der Feinmechanik 

und Elektrotechnik. Was wir mit diesem wackeren 

Mann verloren haben, vermögen keine Worte zu 
schildern. Sechs Jahre lang hat er den Verein mit 

(unermüdlicher Pfichttreue geleitet, und die Worte des
* Abschiedes, die der Ausschuß ihm in der Februar­

nummer unserer Zeitschrift gewidmet hat, werden 

allen unseren Mitgliedern aus dem Herzen gesprochen 

sein und sein Gedächtnis dauernd lebendig erhalten.

*) Verlag A. Seydel, Berlin SW . 11, Königgrätzerstraße 31.

I
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Am 4. März 1917 verstarb dann unser alter Freund 

H e in r ic h  S ch lie p h ak e ,

Ingenieur und techn. Aufsichtsbeamter der Nordöstl. 
Eisen- und Stahl - B. - G., der unserem Verein seit 

seinem Bestehen angehört hat.
Am 24 Mai 1917 folgte ihm

Herr In g e n ie u r  A r th u r  K le in ,

techn. Aufsichtsbeamter der Norddeutschen Holz-B.-G., 

der ebenfalls zu den Gründern des Vereins gehörte 

und 31 Jahre lang in segensreichem Wirken seines 
Amtes treu gewaltet hat.

Alle diese wackeren Männer, die mit dem Tode der 
Zeit ihren Zoll entrichten mußten, konnten auf ein reich­

gesegnetes, zum großen Teil langes Leben zurück­

blicken. Aber der blutige Krieg forderte seine Opfer 

auch von unserer Jugend und nahm uns manchen 

wackeren Mann, der in der Blüte der Manneskraft 
noch viele Jahre in unserer Mitte hätte weilen und 

wirken können.

Schon am 25. August 1914 fiel in den Kämpfen 
in Lothringen mit einem schweren Brustschuß der 

techn. Aufsichtsbeamte

Herr D ip l.- Ing . M ax F ischo tte r

aus Stuttgart als Vizefeldwebel d. R. Er war in 

jüngeren Jahren mein Assistent im Königl. Material­

prüfungsamt und trat dann in den techn. Aufsichts­

dienst der Brauerei- und Mälzerei - B. - G. ein. Der 

Vorstand seiner Genossenschaft hat ihm warme Worte 
der Anerkennung gewidmet.

Gleichfalls im August starb im Osten bei Lyck 
im Alter von nur 36 Jahren den Heldentod

Herr D ip l.- Ing. H ans S ch röde r ,

techn. Aufsichtsbeamter der Ziegelei-B.-G. in Char­

lottenburg. Auch dieser tapfere Kämpfer hat seine 

Laufbahn als Assistent im Königl. Materialprüfungs­

amt begonnen und hat die dort erworbenen Kennt­

nisse mit Fleiß und Pflichttreue zugunsten seiner B.-G. 
verwertet, die insbesondere auch sein ausgezeichnetes 

Wirken in der Hauptverwaltung der B.-G. hervorhob.
Am 19. September 1914 fiel in Frankreich im 

Kampfe für das Vaterland 

Herr R eg ie rung sb aum e is te r  W erne r  E rns t, 
Leutnant d. R. der Feldfliegertruppe, der unseren 
Mitgliedern bei den wiederholten Besuchen der stän­

digen Ausstellung für Arbeiterwohlfahrt in Charlotten­

burg besonders näher getreten ist und auch als ge­

schätzter Mitarbeiter in unserer „Sozial-Technik“ sich 
Dank und Anerkennung erwarb.

Am 9. April 1915 fiel ferner durch Halsschuß 
in vorderster Kampflinie der techn. Aufsichtsbeamte 

der Sektion VII der Steinbruchs-B.-G. in Dresden

Herr D ip l.- Ing . C h r is t ia n  L in dne r ,

ein junger Freund und Kollege, dessen tatkräftiges 
Wirken und unermüdliches Schaffen zu den schönsten 

Hoffnungen berechtigte.
Am 28. Juni 1915 starb den Heldentod im 

Kampfe für Kaiser und Reich

Herr D ip l.- Ing . W i l l i  H ilb in g , 

techn. Aufsichtsbeamter der B. - G. der ehem. Indu­

strie. Im jugendlichen Alter von 28 Jahren mußte 
dieser mit ausgezeichnetem Wissen ausgestattete 

Chemiker seine Treue mit dem Tode besiegeln. Das 
gleiche Schicksal ereilte auf einem der Schlachtfelder 
des Ostens

Herrn D ip l.- Ing . Carl D unkhase , 

techn. Aufsichtsbeamter der Nordöstl. Eisen- und 

Stahl-B.-G. Nur wenige Jahre war er Mitglied unseres 
Vereins, in den er 1913 eintrat.

Weiter bekannt in unseren Kreisen war der am

1. April 1917 als Vizefeldwebel d. R. in der blutigen 
Aisneschlacht gefallene

Herr In g e n ie u r  F rrtz  A lb re c h t, 

techn. Aufsichtsbeamter der Zucker-B.-G., ein Mann, 

dessen freundliches stilles Wesen sich im Verein und 

bei seinen Mitarbeitern allgemeiner Beliebtheit erfreute.
Noch wissen wir nicht, ob nicht inzwischen die 

blutigen Kämpfe, die ringsum toben, weitere Opfer 

gefordert haben. Aber ein getreues Gedenken be­

wahren wir allen den wackeren Männern und lieben 
Freunden, die nach treuer Pflichterfüllung von uns 
gegangen sind, unvergessen und innig betrauert von 
allen, die ihnen im Leben nahegestanden haben.

An dieser Stätte deutschen Dichterruhmes kommt 

uns in wehmütigem Gedenken an alle die nunmehr 

vollendeten Kameraden das Dichterwort Goethes zum 

Bewußtsein, in dem das Absterben der Natur im 

Herbste und der Schlummer zum Wiedererwachen 
so ergreifend zum Ausdruck kommt:

H e rb s tg e füh l.

Fetter grüne, du Laub,

Am Rebengeländer 

Hier mein Fenster herauf!

Gedrängter quellet, Zwillingsbeeren,
Und reifet

Schneller und glänzet voller!

Euch brütet der Mutter Sonne 
Scheideblick, euch umsäuselt 

Des holden Himmels 
Fruchtende Fülle.

Euch kühlet des Mondes 

Freundliche Zauberhand,
Und euch betauen, ach!
Aus diesen Augen

Der ewig belebenden Liebe

Vollschwellende Tränen!

Auch aus der Asche unserer teueren Toten wird 

dereinst ein neues Leben blühen, wie wir hoffen, 
zum Segen und Heil unseres geliebten deutschen 

Vaterlandes. Ehre dem Andenken derer, die im 
Beruf und auf den Schlachtfeldern starben für des 

Vaterlandes Größe und Herrlichkeit! (Die Anwesen­

den erheben sich von ihren Plätzen.)

Nachdem der Vorsitzende seinen Dank ausge­

sprochen hat, berichtet er zunächst zu Punkt 5 A der 
Tagesordnung:

S c h w ie r ig k e ite n  bei den B e tr ie b s b e s ic h t i­
g u n g e n  in fo lg e  m il itä r is c h e r  M aßnahm en . In
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Elsaß-Lothringen ist es besonders schwierig, sogar 

fast ausgeschlossen, Besichtigungen auszuführen, da 

für jeden Ort ein besonderer Erlaubnisschein benötigt 

wird. In anderen Städten, wie Cuxhaven und W il­

helmshaven, verhält es sich ebenso. Um einen neuen 
Schein zu erhalten, müssen die Beamten stets wieder 

an Ort und Stelle zurück; Betriebe in der Nähe von 

militärischen Anlagen dürfen nur bei Vorlage eines 
ausgestellten Ausweises besichtigt werden.

An der Aussprache beteiligten sich die Herren 
Schulz, Specht, Gunderloch-Berlin, Offermann, Deiters, 

Wittkamp, Urban, Gärtner, Meyer und Herr Präsident 

Kaufmann. Aus ihr ergab sich die Notwendigkeit, 

besondere militärische Ausweise zur Besichtigung von 

Rüstungsbetrieben und besondere polizeiliche Aus­
weise zum Betreten von befestigten Plätzen und 

Sperrzonen zu beschaffen. Letztere müssen außerdem 
von den zuständigen Militärbehörden genehmigt 

werden. Die militärischen Ausweise erteilen die 

Kriegsämter (in Preußen und Sachsen Wumba), die 
polizeilichen Ausweise werden in den Städten von 

den Polizeibehörden, auf dem Lande von den Land­

räten, meist nur auf sehr beschränkte Dauer erteilt. 
Die Forderungen der einzelnen Behörden sind sehr 

verschieden und bereiten oft solche Schwierigkeit, 

daß Besichtigungen ̂ unmöglich werden. Es wurde 

daher angeregt, sich an das Reichsversicherungsamt 
zu wenden, damit für die Beschaffung der Ausweise 

eine einheitliche Regelung in ganz Deutschland herbei­
geführt wird. Zu diesem Zwecke sollen die gemachten 

Erfahrungen gesammelt und überreicht werden.

Hierauf folgte Punkt 5B :

S c h w ie r ig k e ite n  

aus M an g e l an R ev is io n sbeam ten .

a) D er a u g e n b lic k lic h e  S ta n d  des te ch ­

n ischen  A u fs ich tsw esens .

Herr Ingenieur D ü c h t in g  berichtete darüber:

M. H. Wie der Krieg auf allen Gebieten eine durch­

greifende Verschiebung der realen Werte veranlaßt 

hat, so konnte es nicht ausbleiben, daß auch eine 
andere Auffassung in der Behandlung ideeller Güter, 

wie sie die Unfall-Verhütung mit darstellt, Platz ge­
griffen hat.

Galt es doch zur Durchführung des Krieges in 

erster Linie die Produktion zu erhöhen und die Lei­
stungen der Industrie und aller Gewerbe auf das höchst 
Erreichbare zu bringen. Dabei war es unausbleib­

lich, daß die Unfall-Verhütung etwas ins Hinter­
treffen kam.

Viele Betriebszweige wurden gänzlich still gelegt, 

oder arbeiteten nur mit geringer Arbeiterzahl. Andere 

Betriebe wurden umgemodelt und suchten sich mit den 
vorhandenen Maschinen der Herstellung von Kriegs­

material und Heeresbedarfsartikeln anzupassen. Neue 

Betriebe, besonders zur Herstellung von Munition 
und Kriegsgerät, schossen wie Pilze aus der Erde 

und verschwanden zum Teil ebenso schnell wieder.

Wohl ein jeder der Herren Kollegen mußte bei 
der Vornahme der Revisionen die Erfahrung machen, 

daß eine große Zahl seiner Betriebe in Einrichtung 
und Fabrikationsergebnis auf ein anderes Gebiet über- |

getreten war. So fertigten, um aus eigner Wahr­

nehmung zu sprechen, Pianofabriken im Kriege Flug­
zeugtragflächen, ja sie haben sich sogar auf Granaten­

drehen eingerichtet; Pianomechanikenfabriken warfen 

sich auf Herstellung von Schlitten und Munitions­
wagen. Orgelbauanstalten stellten statt Kirchenorgeln 

Munitionskästen her. Fabriken mechanicher Musik­

instrumente richteten sich auf Stacheldrahtverhau 
und spanische Reiter ein. Trommelfabriken gingen 
an die Herstellung von Zündern, Papier- und Pappen­

fabriken hatten ihre Maschinen statt auf Papier auf 

Futter-Rohstoffe für Viehfutter eingerichtet, andere 

fertigten Nitrierpapiere und dergleichen, Schlossereien 

verlegten sich auf Bau- und Beschlag von Kriegs­
fahrzeugen, schmiedeten U-Bootteile usw.

Dabei war es unvermeidlich, daß gelegentlich der 

Revisionen Gebiete berührt wurden, die dem technischen 
Aufsichtsbeamten bis dahin fremd erschienen waren, so 

z. B. die Laborier-Anstalten für Zünder. Neben diesen 

Einrichtungen traf man in vielen Betrieben Einrich­
tungen und Fabrikationsweisen, die man sonst nur in 

staatlichen Betrieben zu finden gewöhnt war.

Im großen und ganzen kann man trotzdem vom 
technischen Aufsichtsdienste sagen, daß er im

Verhältnis doch noch ein guter war. Um einen Ueber- 

blick zu geben, habe ich die Mitteilungen des Reichs­
versicherungsamtes aus den Jahresberichten der tech­

nischen Aufsichtsbeamten vom Jahre 1913 zum Ver­
gleiche für das Jahr 1916, soweit sie vorhanden waren, 
herangezogen.

Das Jahr 1913 zeigte einen Stab von 272 techn. 
Aufsichtsbeamten, denen nur 247 im Jahre 1916 

gegenüberstanden, von denen im Laufe des Jahres 

noch 24 zum Heeresdienste eingezogen wurden. Von 

den 272 Beamten sind im Jahre 1913 an 20111 

Reisetagen 107 371 Betriebsbesichtigungen vorge­

nommen worden. Dagegen kamen 1916 bei 8596 
Reisetagen 36321 Besichtigungen zustande.

Bei den 14 Baugewerks- und Tiefbau-B.-G. blieb 
die Sache des Aufsichtsdienstes ebenfalls hinter dem 

Ergebnis von 1913, was im allgemeinen auf die ver­
minderte Bautätigkeit zurückzuführen ist. Wenn

auch während des Krieges einige größere Bauanlagen 

durchgeführt sind, so handelt es sich dabei nur um 

staatliche oder kriegswirtschaftliche Neuanlagen.

Im Jahre 1913 hatten diese Berufsgenossenschaften 
einen Stab von 134 technischen Aufsichtsbeamten, 
der im Jahre 1916 auf 64 gesunken war, ?on denen 

im Laufe des Jahres noch weitere 36, also die größere 
Hälfte, zum Heeresdienst herangezogen worden sind. 

307472 besichtigten Betrieben des Jahres 1813 mit 
18631 Reisetagen stehen 1916 nur 40486 mit 4757 

Reisetagen gegenüber.
Wenn auch herabgemindert, so ist doch in gutem 

Umfange, soweit es die durch die Kriegslage bedingten 
Anforderungen der Heeresverwaltung gestatteten, be­

sichtigt worden. Dort, wo in einigen Berufsgenossen­
schaften, wie z. B. zeitweise in der Ziegelei-B.-G., 

der Musik-B.-G., Stillegungen der Betriebe in be­

deutender Zahl erfolgt waren, halfen sich die Kollegen 
aus, um in anderen Berufsgenossenschaften, wie der

B.-G. der Molkerei und Brennerei, auch der Eisen- und
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Stahl-B.-G, die im Felde stehenden Kollegen zu 
vertreten.

Neuerdings, besonders im Jahre 1917, sind die 
Betriebsbesichtigungen wohl seitens aller Berufs­
genossenschaften in erhöhtem Maße aufgenommen 

worden, nachdem eine große Anzahl Betriebe sich 
der Ausführung von Heeresaufträgen zugewandt hat.

Wohl alle diese Betriebe zur Herstellung von 

Heeresbedarf zeigen ein geradezu typisches Bild. Sie 
gleichen sehr den ausfliegenden Bienenschwärmen 

oder wandernden Ameisenhaufen. Es soll in möglichst 
kurzer Zeit unter Aufbietung aller zur Verfügung 

stehenden Arbeitskräfte möglichst viel geschaffen 
werden. Nervöse Hast bei der Arbeitsausführung, 
die wohl auch nicht zuletzt auf die Sucht nach hohem 

Verdienste zurückzuführen ist, dicht nebeneinander 

arbeitende Maschinen und Personen, stetes Umbauen 

und Vergrößern, mindestens das Anpassen an andere 

Modelle kennzeichnen diese Betriebe. Alle diese 
Merkmale bringen aber leicht eine erhöhte Unfall­

gefahr mit sich. Dazu kommt noch das Bestreben 

der Fabrikanten, die Landbevölkerung zur Maschinen­
arbeit heranzuziehen, weil diese meist zu erheblich 

mäßigeren Löhnen zu arbeiten bereit ist. Die Folge 
ist das Beschäftigen von unerfahrenen und untaug­

lichen, zur Maschinenarbeit nicht erzogenen Arbei­
terinnen und Arbeiter, was nach meiner eigenen Er­

fahrung als ein bedeutender Grund zur Vermehrung 

der Unfälle anzusprechen ist. Als letzten Grund zur 

Vermehrung der Unfallgefahr will ich die nomaden­

hafte Sucht, besonders des weiblichen Arbeitsele­
mentes, die Arbeitsstelle recht oft zu wechseln, nicht 

unerwähnt lassen. Dies bedingt ein stetes Umlernen, 
was von jeher beim Anlernen und Einrichten nicht 
ohne Unfälle, wenn auch meist kleine, abzugehen 
pflegte.

Sie sehen, m. H., manches Neue und manches 

anfänglich Rätselhafte tritt den technischen Aufsichts­

beamten während der Kriegszeit entgegen. War 
man früher gewohnt, alt geübte Arbeiter anzutreffen, 

so ist jetzt ungeübtes, vielfach wechselndes Personal 

an der Tagesordnung.

Herr Senatspräsident Dr. ing. H a rtm ann

bemerkt, daß die vom Vorredner angeführten Ziffern über 

die Anzahl der in den Berufsgenossenschaften tätigen 

technischen Aufsichtsbeamten und der besichtigten 
Betriebe mit Vorsicht zu beurteilen sind. Denn es 

haben bei zahlreichen Berufsgenossenschaften infolge 

des Krieges außerordentlich große Verschiebungen in 
der Zahl der Betriebe und auch in der Anzahl der in 

ihnen beschäftigten Arbeiter stattgefunden; verschie­

dene Berufsgenossenschaften sind auch in ihrem Be­
stände stark zurückgegangen. Ein richtiges Bild über 
den Umfang der Aufsichtstätigkeit kann daher nur 
gewonnen werden, wenn die neuen Verhältnisse der 

Berufsgenossenschaften berücksichtigt werden. Immer­

hin aber müsse auch in der Kriegszeit die berufs­

genossenschaftliche Betriebsaufsicht so weit wie mög­
lich durchgeführt werden, denn langjährige Erfahrung 

lehrt, daß die Befolgung der Unfallverhütungsvor­

schriften durch eine ausreichende Betriebsüberwachung

bedingt ist. —  Damit kommt Redner zu seinem Be­
richt zu Punkt 5b der Tagesordnung.

b) R ev is io nen  von  B e trieben  durch  die te c h ­
n ischen  B eam ten  des Re ichs vers icherungs-  

Am tes.

Der Krieg hat auf die Erzeugung und Betriebs­

führung in Industrie und Landwirtschaft einen ge­
waltigen Einfluß ausgeübt. Dieser tief eingreifenden 

Einwirkung des Krieges gegenüber war dafür zu 
sorgen, daß die Arbeiter nach wie vor vor den sich 

ohnehin steigernden Unfallgefahren weitgehend be­

hütet werden. Das Reichsversicherungsamt hat da­
her der Unfallverhütung und der Betriebsüberwachung 

vom Beginn des Krieges ab besondere Fürsorge ge­

widmet und hierbei volles Verständnis bei den Berufs­
genossenschaften gefunden. Hinsichtlich der vom 

Reichsversicherungsamt verfolgten Maßnahmen ist auf 

die in den Monatsblättern für Arbeiterversicherung, 

Nr. 7/8 vom 15. August 1917 enthaltene Darlegung 

hinzuweisen. Was die berufsgenossenschaftliche Be­
triebsüberwachung betrifft, so hat das Reichsver­
sicherungsamt schon in seinem Runderlaß vom

10. August 1914 die Berufsgenossenschaften auf die Not­

wendigkeit der Aufrechterhaltung der Aufsicht hin­
gewiesen und in weiteren Runderlassen vom 22. Ja­

nuar 1915 und 3. Juni 1915 die Notwendigkeit der 
Ausfüllung der Lücken betont, die im Bestände der 

technischen Aufsichtsbeamten durch Einberufung zum 

Kriegsdienst entstehen. —  Im Jahre 1916 hat das 
Amt sich durch Besprechung mit zahlreichen Berufs­

genossenschaften unmittelbar Kenntnis von den durch 

den Krieg entstandenen Aenderungen in der Unfall­
verhütungsfürsorge verschafft. Die Ergebnisse dieser 

Verhandlungen sind in einem Runderlaß vom 20. Ok­

tober 1916 niedergelegt. Wie Herr Düchting dar­
gelegt hat, ist im Verlaufe des Krieges die Zahl der 

technischen Aufsichtsbeamten durch Einberufung immer 

geringer geworden. Es wurde immer schwieriger, 

durch Einstellung neuer Beamten, durch angespannte 

Beschäftigung der noch zur Verfügung stehenden Auf­

sichtsbeamten im Aufsichtsdienst und durch Aende- 
rung und Zusammenlegung der Aufsichtsbezirke die 
Betriebsüberwachung einigermaßen aufrecht zu er­

halten. Um nun die Berufsgenossenschaften in der 
Durchführung ihrer unfallverhütenden Maßnahmen zu 

unterstützen und um selbst Einsicht in die durch den 
Krieg geschaffenen Verhältnisse zu erhalten und dar­

aus die Grundlage für weiteres Vorgehen zu gewinnen, 

hat der Präsident des Reichsversicherungsamts dessen 
technische Mitglieder beauftragt, gemäß § 889 der 

Reichsversicherungsordnung Betriebsbesichtigungen 
vorzunehmen. So sind in den letzten Monaten zahl­

reiche Betriebe besichtigt worden, namentlich solche, 
die durch ihre Tätigkeit für die Waffen- und Muni­

tionsindustrie und für die Kriegswirtschaft gegenüber 

ihrem früheren Bestände wesentliche Veränderungen 

aufweisen, die für den Arbeiterschutz wichtig sind. 

An mehreren Besichtigungen hat Herr Präsident 
Dr. Kaufmann selbst teilgenommen.

Bei diesen Betriebsbesichtigungen ist auf folgendes 
geachtet worden: Stand der unfallverhütungstech­



nischen Vorkehrungen an den Betriebseinrichtungen, 

Betriebsführung, Aufsicht, Arbeitszeit und ihre Ver­

teilung auf Tag- und Nachtstunden, Arbeitsteilung, 

Beschäftigung weiblicher und jugendlicher Personen, 
sowie von Kriegsbeschädigten und Kriegsgefangenen. 

Ferner ist durch Besprechung mit Unternehmern, 

Betriebsleitern, Betriebsbeamten und Arbeitern Ein­

sicht gewonnen worden in die Ernährungs- und Qe- 
sundheitsverhältnisse und die zu ihrer Förderung in 

den Betrieben getroffenen Einrichtungen, in die Unter­
kunft der aus anderen Bezirken, aus jetzt mehr oder 

weniger brach liegenden Betriebsarten herangeholten 

Arbeitskräfte, in die Beförderung der Arbeiter aus 

ihren oft weit entlegenen Wohnorten zur Arbeitsstelle 
und zurück. Alle diese Verhältnisse sind für die Un­

fallverhütung von größter Wichtigkeit, wichtiger als 

bisher geahnt wurde. Diese Verhältnisse müssen 
künftig mehr als bisher bei den Unfallverhütungs­

maßnahmen beachtet werden.

Das Ergebnis der bisher vorgenommenen Be­
sichtigungen ist kurz folgendes: Die überaus starke

Beanspruchung vieler Betriebe weit über das normale 

Maß erzeugt eine Ueberfüllung der Betriebsräume m it' 
Maschinen und Betriebsmitteln, Rohmaterialien, Haib­

und Fertigfabrikaten. Allerdings sind diese Zustände 

nach der Art der Betriebsführung sehr verschieden, 
in vielen Betrieben herrscht trotz der Ueberfüllung 

gute Ordnung, in anderen herrschen Verhältnisse, die 
für die Unfallverhütung sehr bedenklich sind. Die 
Instandhaltung der Betriebsanlagen, namentlich der 

baulichen Einrichtungen, wie Fußböden, Treppen, 
Leitern, ist oft infolge Mangel an Arbeitern und 

Materialien sehr verschlechtert. Bei der Herstellung 

von Neubauten wird an Gerüsten und Schutzvor­

kehrungen gespart. Die Ausrüstung der Betriebsein­

richtungen mit Schutzvorkehrungen wird durch die 
erwähnte Ueberfüllung stark beeinträchtigt, da oft gar 

kein Platz vorhanden ist, um noch Schutzverklei­
dungen und Absperrungen anzubringen. Die Trans­

porteinrichtungen sind in alten Anlagen vielfach 

schlecht und durchaus ungenügend. Oft werden mit 
den primitivsten Hilfsmitteln schwere Gegenstände 

befördert, weil es gegenüber der gewaltigen Masse, 

z. B. von Granaten, Geschützteilen usw., an Wagen, 
Hebezeugen u. dgl. fehlt. Der Zustand der Arbeits­

maschinen ist sehr verschieden. Es ist ein Glück, 

daß gerade die jetzt in der Kriegsindustrie in unge­
heuren Mengen notwendigen Drehbänke, Revolver­
bänke, Fräsmaschinen, Automaten nur wenig Schutz­
vorrichtungen brauchen. Die neuen Maschinen zeigen 
dagegen vielfach eine auch für die Unfallverhütung 

sehr gute Bauart durch Unterbringung der Triebwerks­
teile im Gestell. Die außerordentlich vermehrten 

Pressen und Stanzen sind vielfach nicht mit genü­

genden Schutzvorrichtungen versehen. Die Holz­
bearbeitungsmaschinen lassen gleichfalls viel zu wün­
schen übrig.

Diese Mängel sind zum großen Teil durch die 

unbedingte Notwendigkeit entstanden, in der Kriegs­

industrie rasch und viel zu erzeugen, zum Teil auch 

durch außergewöhnliche Betriebsverhältnisse sowie 
Mangel an Arbeitern und Material. Jedoch lassen

alte Einrichtungen erkennen, daß auch häufig alte 

Sünden vorliegen, die der Aufmerksamkeit der 

Betriebsüberwachung bisher entgangen sind und jetzt 
leider auch nicht im notwendigen Maße bekämpft 
werden können.

Die aus der Beschäftigung weiblicher und jugend­

licher Personen, von Kriegsbeschädigten und Kriegs­

gefangenen entstandenen Gefahrverhältnisse sind 
noch zu erörtern. Zu erwähnen ist ferner, daß 

die Ernährungs- und Gesundheitsverhältnisse 'im 

allgemeinen nach dem Augenschein und den Be­
sprechungen keine schweren Mißstände aufweisen. Die 

zwölfstündige Arbeitsschicht hat sich vielfach als zu 

lang erwiesen, so daß sich abends leicht Schwäche­
zustände ergeben.

Zum Schluß ist an die technischen Aufsichts­
beamten die Bitte zu richten, ihrerseits mit aller Kraft 
für die Minderung der unleugbar gesteigerten Unfall­

gefahren zu wirken. DerKriegszustand hat unzweifelhaft 
für die Durchführung der Unfallverhütung große 

Schwierigkeiten geschaffen, die sich jetzt nicht in 

dem Maße beseitigen lassen, wie es im Interesse des 
Arbeiterschutzes geboten ist. Mit der Dauer des 

Krieges wachsen diese Schwierigkeiten, wie sich das 

auch in dem Ansteigen der Unfallziffern im Verhältnis 
zur Zahl der beschäftigten Personen zeigt. Wie bei 

den Besichtigungen von den Mitgliedern des Reichs­
versicherungsamts fast ohne Ausnahme festgestellt 
wurde, haben Betriebsleiter und Angestellte den besten 

Willen zur Abschwächung des Notstandes in der 
Unfallverhütung. Dieser gute Wille muß durch den 

Rat und die Anleitung der mit langjähriger Erfahrung 

ausgerüsteten technischen Aufsichtsbeamten zur Tat 

werden, soweit es jetzt möglich ist. Das Reichsver­

sicherungsamt wird den Aufsichtsbeamten in ihrem 

segensreichen Wirken stets vollen Rückhalt geben.

Nachdem Herr Behr dem Herrn Senatspräsidenten 
Hartmann für seine Ausführungen gedankt und unter 

Ausdruck besonderer Freude festgestellt hatte, daß 
das Reichsversicherungsamt die Berufsgenossen­

schaften und technischen Aufsichtsbeamten in ihrer 

jetzigen sehr erschwerten Tätigkeit unterstützen will, 
beteiligten sich an der weiteren Aussprache die 

Herren Präsident Kaufmann, Dr. Russer, Deiters, 

Prof. Geh. Rat Gary, Dr. Adam, Nottebohm, Vollert, 
Düchting, Michels, Gärtner, Mandel und Meyer. Es 
wurde darauf hingewiesen, daß in vielen Betrieben 

die Zunahme der Unfälle zum Teil auf erhebliche 
Vermehrung der Arbeiterzahl zurückzuführen sein 

wird. Bezüglich der alten Unterlassungssünden 

könnten die technischen Aufsichtsbeamten nicht etwa 
dafür verantwortlich gemacht werden; es müßte 

untersucht werden, wie häufig die Betriebe besichtigt 

wurden, denn die Beseitigung von Schutzvor­
richtungen ist sehr leicht. Uebrigens könnte die 

Ueberwachung der Betriebe durch eingehendes Be­

schäftigen mit den Unfallanzeigen wesentlich ergänzt 
werden, wozu eine genauere Fassung der Unfallver­

handlungen, die meist den Polizeibeamten überlassen 
ist, beitragen würde. Unerläßlich ist es daher, den 

technischen Aufsichtsbeamten sämtliche Unfallanzeigen
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zur Prüfung und unfalltechnischen Behandlnng vor­

zulegen.
Zu Punkt 5 C und D: Stillegung und Umwand­

lung von Betrieben macht der Vorsitzende Herr Behr 
den Vorschlag, gleichzeitig die neuerdings in Aus­

sicht genommene Zusammenlegung von Betrieben 
mit in die Besprechung aufzunehmen und erteilt 

hierzu das Wort Herrn

Geheimrat Prof. Gary.

S t i l le g u n g , U m w a n d lu n g  und Z u sam m en ­

le g ung  von Betrieben .

Es ist bekannt, daß manche Betriebe seit länger 

als Jahresfrist mit Stillegung bedroht sind.. Wo keine 

Stillegung verfügt wird, besteht die Möglichkeit, Be­

triebe, die nicht unmittelbar Kriegszwecken dienen, 
aus Gründen der Kohlenersparnis zusammenzulegen.

In der Zementindustrie z. B. ist eine Kontingentierung 

der Fabriken eingetreten, derart, daß das Kriegsamt 
die Oberaufsicht übernommen hat. Diese Fabriken 

bekommen an Material nur zugewiesen, was das 

Kriegsamt zuläßt oder wie es dies vorschreibt. Auf 

diese Art ist es dieser Industrie-Gruppe (ungefähr 
200 Fabriken) gelungen, sich vor größeren Verlusten 

zu bewahren. Die Privatabnehmer von Zement be­
finden sich aber in übler Lage; sie bekommen nur, 
was von der Militärverwaltung abfällt. Die Schwierig­

keiten in der Versorgung mit Kohlen sind dauernd im 

Wachsen, und die Schwierigkeiten der Zement­

fabriken wachsen im gleichen Maße, jedoch sind 

schwere Schäden bisher vermieden worden. Diese 
Tatsache hat andere Industriezweige angeregt, die 

gleiche Vereinigung anzustreben. — Die Ziegelindustrie 
befindet sich in starker Notlage, sie gehört zu denen, 

die viel Kohlen gebrauchen. Es soll Hilfe durch be­
hördliche Maßnahmen angestrebt werden. Die Still­

legung der Bauten hat zur Folge, daß keine Ziegel 
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standen, was die Unfallverhütung sehr erschwert.
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Betrieben; den weiter arbeitenden erschien sie zu 
hoch, den stillgelegten zu niedrig. Es ist dabei 

nicht berücksichtigt worden, daß die Maschinen, 

namentlich die Papiermaschinen, infolge Stillegung 

sehr\ leiden. Zu befürchten ist, daß gerade diese 
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Rosten usw. vollkommen unbrauchbar werden. Eine 
Entschädigung dafür hat man aber abgelehnt. Durch 

Stillegung hat man überdies nicht viele Arbeiter frei 

bekommen. In den thüringischen Staaten hat man 

in neuerer Zeit kleinere Betriebe zu einem Groß­
betrieb vereinigt. Mit großen Kosten und Aufwand 

an Zeit läßt sich dies ausführen. Die Zusammen­

legung einer Anzahl von Betrieben soll schon bis 
zum Dezember durchgeführt werden. Zweifelhaft 

ist noch, in welcher Weise diese Betriebe zu den 
Lasten der Berufsgenossenschaft heranzuziehen sind, 
und wer von ihnen für Unfälle verantwortlich ist, 

z. B. der, welcher die Maschinen benutzt, oder der, 

welchem sie gehören. Weitere Schwierigkeit bietet 

die Einschätzung der Betriebe und die Feststellung 

der Gefahrziffer. Zu befürchten ist, daß bei der 
Zusammenlegung von Betrieben die Unfallgefahr 

eher zu- als abnimmt. Inwieweit das Zusammenlegen 
eine erhöhte Unfallgefahr herbeiführt, ist noch nicht 
zu übersehen; die Gefahren werden sicher zunehmen.

Zu Punkt 5E:

S c h w ie r ig k e ite n  bei der H e rs te llu n g  von 

S c h u tz v o rr ic h tu n g e n  

führt Herr Gewerbeassessor M ichels-Essen fol­
gendes aus:

M. H. Ich habe die Aufgabe, mit wenigen Worten 
eine Aussprache über jene S c h w ie r ig k e ite n  ein­
zuleiten, die der H e rs te llu n g  von S c h u tz v o r ­

r ic h tu n g e n  aus dem im Kriege entstandenen M an g e l 

an M a te r ia l und an A rb e itsk rä fte n  erwachsen sind.
Zur Herstellung von Schutzvorrichtungen kom­

men in der Hauptsache Metalle, edlere Metalle jedoch 
nur äußerst selten zur Verwendung. In den weitaus 

meisten Fällen werden diese Vorrichtungen, als da 
sind Geländer, Schranken, Schutzgitter, Schutzwehren, 

Schutzkästen usw. aus Eisen oder Stahl hergestellt, 

und zwar wird es hierzu in bearbeiteter Form als 
Winkeleisen, Rundeisen, Draht, Profileisen, Streck­

metall, Drahtgewebe, als volles oder perforiertes 
I Blech usw. benötigt.

Infolge der Kriegsverhältnisse werden nun aber 

diese Eisensorten außer zu Kriegslieferungen nur zur 

Schaffung und Erhaltung unersetzlicher wirtschaft­
licher Werte oder zur Befriedigung dringender all­

gemeiner Bedürfnisse der Volkswirtschaft freigegeben. 
Wie Ihnen bekannt sein wird, hat das Reichsver-
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sicherungsamt aus Anlaß dieser Verhältnisse durch 
ein Rundschreiben darauf gedrungen, beim Verbrauch 

von Eisen und Stahl für die Herstellung von Schutz­

vorrichtungen größte Sparsamkeit walten zu lassen 

und von der Verwendung dieser Materialien in solchen 

Fällen abzusehen, in denen ein Ersatz durch Holz 

möglich ist.

Da Schutzvorrichtungen zur Erhaltung der für 
die Industrie dringend nötigen Menschenkräfte er­

forderlich sind, so sind die Voraussetzungen für die 
Freigabe von Eisen zur Herstellung solcher Vor­

richtungen zweifellos gegeben, wenn nicht ein Ersatz 

durch andere Materialien möglich ist. Diesen Stand­

punkt vertritt auch das Reichsversicherungsamt und 

empfiehlt, im Bedarfsfall unter genauer Darlegung 
des Sachverhalts bei der zuständigen Vertrauensstelle 
für Eisenlieferungen die Ausstellung eines Bezugs­

scheins über bestimmte Mengen zu beantragen und 

hierbei den Nachweis zu erbringen, daß die Aus­
führung der geplanten Lieferung der unbedingt not­

wendigen Durchführung des Arbeiterschutzes dient. 

Als solcher Ausweis würden m. E. die Revisions­
protokolle der technischen Aufsichtsbeamten genügen, 

wobei jedoch noch darzutun wäre, daß ein Ersatz 

des angeforderten Materials nicht möglich ist. —  

Dem Lieferer gegenüber hat der Besteller eine eides­

stattliche schriftliche Erklärung abzugeben, daß die 
geforderten Mengen nur für den von ihm ange­

gebenen und von der Vertrauensstelle genehmigten 
Zweck verwendet werden sollen. Vordrucke für 

solche Erklärungen sowie die Adressen der Ver­
trauensstellen für Eisenlieferungen sind durch die 

Buchdruckerei von M. Strücken in Düsseldorf und 

den Deutschen Städte-Verlag, Berlin SW. 19, Beuth- 

straße 19, zu beziehen.

ln den Eisen und Stahl erzeugenden Werken 
der Hütten- und Walzwerks-Berufsgenossenschaft 
machte sich naturgemäß der Mangel an Eisenteilen 

nicht in dem Maße geltend, wie dies in anderen In­

dustrien der Fall sein wird. Viel größere Schwierig­
keiten erwachsen den Werken meiner Berufsgenossen­

schaft aus dem Mangel an Arbeitskräften. Die über­

aus spärliche Zahl der noch zur Verfügung stehenden 

Werkstattschlosser ist derart mit solchen Arbeiten 
überhäuft, die unbedingt für die Aufrechterhaltung 

des Betriebes zur Erzeugung von Kriegsmaterial not­
wendig sind, daß die Herstellung und Ausbesserung 

von Schutzvorrichtungen oder anderer Einrichtungen 

zur Erhöhung der Betriebssicherheit notgedrungen 
zurückstehen muß. Daher müssen für deren Aus­

führung verhältnismäßig lange Fristen gewährt wer­

den. Manchmal stieß allerdings auch innerhalb meiner 
Berufsgenossenschaft und vor allem in den Werken 
mit rein hüttenmännischem Betriebe ohne Weiterver­
arbeitung die Beschaffung von fertigem Material und 

insbesondere die Beschaffung von Winkeleisen und 
Blechen auf Schwierigkeiten. Der Ersatz des Eisens 
durch Holz war der Feuersgefahr wegen nicht immer 

ratsam und in manchen Betrieben einfach unmög­

lich, weil alles Holzwerk in unglaublicher Weise ge­
stohlen wird. So lassen sich namentlich die Ab­

deckungen von Kanälen, Gruben, Drehscheiben usw.

kaum in Ordnung halten, weil die als Ersatz für zu 

Bruch gegangene gußeisernen Deckplatten oder ver­

bogene Blechplatten verwendeten Holzbohlen immer 
wieder gestohlen werden. Im allgemeinen liegen in 

meiner Berufsgenossenschaft die Verhältnisse bisher 

so, daß trotz des Mangels an Material und Arbeits­

kräften die durch die Unfallverhütungsvorschriften 

verlangten Schutzvorrichtungen hergestellt und in 
Ordnung gehalten werden konnten. Ueber die For­

derungen der Unfallverhütungsvorschriften hinaus­

gehende, auf eine sichere Ausgestaltung der Be­
triebe gerichtete Vorschläge, z. B. die Anordnung ' 
sicherer Laufbahnen an Kranbahnen, mußten in­

dessen, so wünschenswert die Ausführung auch 

manchmal war (von dem Mangel an Arbeitskräften 
ganz abgesehen), allein schon aus Mangel an Ma­
terial zurückgestellt werden.

Meine Ausführungen sollen sich zwar nur auf 
diejenigen Schwierigkeiten erstrecken, die für die 

Herstellung von Schutzvorrichtungen entstanden sind.
Ich möchte jedoch vor Eintritt in die allgemeine 

Aussprache noch darauf hinweisen, daß der Mangel 

an Material und Arbeitskräften auch in anderer Be­

ziehung die Betriebssicherheit ungünstig beeinflußt 

hat, z. B. insofern, als notwendige Ausbesserungen 

an Maschinen, Triebwerken, Oefen usw. nicht zeitig 

genug ausgeführt werden konnten. Hierauf ist das 
jetzt so häufige Zubruchgehen, Reißen und Locker­

werden von Maschinen- und Triebwerksteilen, das 
Reißen von Ofenankern und die Durchbrüche an 

Oefen zurückzuführen.
Ferner darf die Beeinträchtigung der Betriebs­

sicherheit durch die mangelhafte Beschaffenheit 
mancher im Kriege hergestellten Betriebsmittel nicht 

unerwähnt bleiben. Viele Unfälle infolge Selbstein­

rückung von Arbeitsmaschinen waren z. B. auf die 
geringwertigen Schmieröle zurückzuführen, die leicht 

verharzen und infolgedessen die Losscheiben der 
Ausrückungen mitnehmen. Auch das Reißen neuer 

Ketten und Seile hatte häufig seinen Grund im 
schlechten Material und in mangelhafter Herstellung.

Bei Drahtseilen werden z. B. die Seelen aus Papier 

hergestellt, was in Feuerbetrieben verhängnisvoll 

werden kann, weil die Papierseele verbrennt, das 

Seil dadurch zusammenfällt und an Tragfähigkeit 

bedeutend einbüßt. Auch traten häufiger als vor 
dem Kriege Explosionen von Schmirgelscheiben ein, 

ohne daß die höchst zulässige Umfangsgeschwindigkeit 

überschritten worden war oder die Befestigung der 
Scheibe auf der Welle zu beanstanden gewesen wäre.

Schließlich ist noch als weitere Benachteiligung 

der Betriebssicherheit der Mangel an Aufsichtspersonen 

zu erwähnen. Die der Heimat verbliebenen Meister 
haben vielfach die Pflichten der eingezogenen mit 

übernommen, so daß sie mehrere umfangreiche, oft 
räumlich getrennte Betriebsabteilungen zu überwachen 

haben. Infolge dieser Ueberlastung können sie natur­
gemäß nicht immer und überall die Ausführung und 

Beobachtung der Unfallverhütungsvorschriften an­

ordnen und überwachen. Aus einigen Unfällen ist 
zu schließen, daß bereits die Beaufsichtigung gefähr­

licher Arbeiten nicht mehr in ausreichender Weise
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durchgeführt werden kann. Auffallend ist z. B. die 
große Zahl von Unfällen, die sich bei Ausbesserungs­

arbeiten aus Mangel einer Beaufsichtigung und ein­
heitlichen Leitung ereignen. Bei solchen Arbeiten ist 
aber eine Aufsicht und Leitung gerade, bei der heutigen 

eine gegenseitige Verständigung ungeheuer erschwe­
renden Zusammensetzung der Arbeiterschaft, besonders 

notwendig. Man sollte daher bei Mangel an Meistern 

und Vorarbeitern tüchtigen Arbeitern deren Funk­
tionen übertragen.

Die erschöpfenden Darlegungen des Redners 

erübrigten eine weitere Aussprache.
Nachdem der Vertreter des Großherzgl. Sachs. 

Amtsgerichts in Weimar in der Sitzung erschienen 

war, wurden die Vorträge und Diskussionen auf kurze 

Zeit unterbrochen, um Punkt 4 der Tagesordnung, 
„N euw ah len “, zum Teil zu erledigen.

Der Versammlungsleiter empfahl auf Grund der 

tagsvorher erfolgten Vorstands- und Ausschuß-Sitzung 

der Versammlung folgende Herren:
1. Als Vorsitzenden Herrn Major Georg Notte- 

bohm, Oberingenieur und technischer Aufsichtsbeamter 

der Südwestdeutschen Eisen- Berufsgenossenschaft, 

Saarbrücken 1, Nußbergstr. 28.
2. Als Stellvertreter Herrn Albert Behr, Ober­

ingenieur und technischer Aufsichtsbeamter der 

Brauerei- und Mälzerei-Berufsgenossenschaft, Berlin- 
Friedenau, Albestr. 2, welcher Herr die Geschäfts­

führung des Vereins in der bisherigen Weise weiter 

übernehmen werde.
Die versammelten Mitglieder erklärten sich mit 

diesem Vorschläge einverstanden, so daß die Wahl 

dieser beiden Herren Nottebehm und Behr einstimmig 

erfolgte.
Beide Herren nahmen mit kurzen Dankesworten 

die Wahl an und versprachen ihr Bestes für den 

Verein zu tun.
DerBevollmächtigtedesGroßhcrzogl.Sachs. Amts­

gerichts in Weimar protokollierte sogleich an Ort 

und Stelle die erfolgte Wahl und ließ dieses Schrift­
stück von den Gewählten unterzeichnen.

Punkt 6: B eobach tungen  über die B e sch ä ft ig u n g  

v o n  w e ib lich en  und ju g e n d lic h e n  A rbe ite rn  
in den Betrieben.

Herr Ingenieur H. Z achar ias , Düsseldorf:

Die großen Anforderungen der Heeresleitung an 
die wehrfähige männliche Bevölkerung zwecks 

Stellung der erforderlichen Zahl Soldaten führten zu 
einer wesentlichen Verminderung der männlichen 

Arbeitskräfte und lenkten daher schon bald nach 
Kriegsbeginn auch die Unternehmer solcher Betriebe, 

in denen bisher ausschließlich oder doch fast aus­
schließlich Männer beschäftigt wurden, auf die Ein­
stellung weiblicher Personen in größerem Umfange, 

wie es in Landwirtschaft und Handel schon früher 

üblich war. Waren die ersten Versuche auch nur 

schüchtern, weil die Ansicht vielfach verbreitet war, 

daß für verschiedene Tätigkeiten in der Industrie die 

Frau sich nicht eigne, fo schwand diese Schüchtern­

heit doch bald, und so trifft man denn heute weib­
liche Personen wohl fast bei allen Tätigkeiten, selbst

bei solchen, zu deren Ausübung in Friedenszeiten 

sich kaum Männer, sicherlich aber keine Frauen ge­

funden hatten. Ob und welche Folgen dieses Ein­
dringen der Frauen in das gesamte Erwerbsleben 
auf die Entwicklung unseres Volkes ausüben wird, 
ist eine Sache für sich, jedenfalls lohnt es sich aber, 

soweit es die Unfallverhütung betrifft, schon heute, 
die gemachten Erfahrungen zu sammeln oder doch 

zu ihrer Sammlung anzuregen.

Wie schon erwähnt, ist es augenfällig, daß die 
Zahl der in den Betrieben beschäftigten weiblichen 

Personen erheblich zugenommen hat. Wie groß 
diese Zunahme ist, wird sich aber durch die Be­

rufsgenossenschaften kaum feststellen lassen, ob­

gleich gerade diese wie wohl kaum eine andere Or­
ganisation geeignet gewesen wären, zuverlässige An­

gaben zu erzielen und zwar durch zweckmäßige Ein­
richtung der alljährlich einzureichenden Lohnnach­

weisungen. Die Zahl der beschäftigten weiblichen 

Personen zu wissen, ist aber meines Dafürhaltens 
erforderlich, da die Zunahme der entschädigten Un­

fälle vielfach auf das Anwachsen der weiblichen 

Arbeiter zurückgeführt wird. Um über die Verhält­
nisse innerhalb meines Dienstbereiches wenigstens 
einige Anhaltspunkte zu gewinnen, habe ich bei den 
Ortskrankenkassen in Remscheid, Solingen und Vel­
bert die Zahl der gemeldeten Mitglieder zu Beginn 

des Jahres 1914 und Ende 1916 festgestellt. Hier­

nach ergaben sich folgende Zahlen:

Anfang 1914 Ende 1916 Zunahme oder

Abnahme v. H.

männl. weibl. männl. weibl männl weibl.

Solingen . . . 10 230 3003 6446 5273 — 37 +  75
Remscheid . . 12 305 4030 8770 5983 -29 +  48,4
Velbert . . . 5 030 1886 4294 3699 — 14,6 +  96

Durch dieses starke Eindrängen der Frau in die 
Betriebe der Eisenindustrie —  nur um diese handelt 

es sich hier —  mußten die gesamten Betriebsver­

hältnisse, die Betriebsführung usw. stark beeinflußt 
werden. So macht sich hierbei z. B. der Umstand 
bemerkbar, daß die weiblichen Personen eine er­

höhte Krankheitsziffer aufweisen. Beispielsweise 
meldete die Krankenkasse Velbert

im Jahre 1915: 845 weibliche Erkrankungsfälle
„ „ 1916: 1704

und die Krankenkasse Remscheid

im Jahre 1915: 1150 solcher Fälle

1916: 2280

In beiden Kassen also in Jahresfrist eine Stei­
gerung um 100 v. H., während die Zahl der Ar­
beiterinnen in 2 Jahren nur um 48 bezw. 96 v. H. 

gestiegen war.

Diese erhöhte Erkrankungsziffer läßt auch ver­

muten, daß die Arbeiterinnen in den hier in Betracht 

kommenden Betrieben auch einer erhöhten Unfall­
gefahr unterliegen. Von den Krankenkassen be­

richtet in dieser Hinsicht diejenige in Solingen, daß 

von den gemeldeten weiblichen Personen. 22 im
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Jahre 1915 und 67 im Jahre 1916 einen Betriebs­

unfall erlitten; es entspricht dies einer Verhältniszahl 

von 0,6 bezw. 1,44 v. H.

Bei der Maschinenbau- und Kleineisenindustrie- 
Berufsgenossenschaft sind weibliche Personen wegen 

erlittener Betriebsunfälle entschädigt worden

1913 insgesamt 53 davon 7 unter 16 Jahren

1914 „ 49 „ 11 „ ,,
1915 „ 109 „ 12 „ „

1916 „ 356 „ 33 „

Auch hieraus ist eine ganz unverhältnismäßige 

Steigerung der Unfälle der weiblichen Arbeiter zu 

ersehen, denn die Zahl der beschäftigten Arbeiter ist 

von 240129 im Jahre 1914 auf 232836 in 1915 und 
281621 in 1916, also nur um 18 v. H. gestiegen. 

Ob sich diese erhebliche Unfallhäufigkeit der Ar­

beiterinnen nur bei dieser Genossenschaft findet und 
demnach auf besondere Eigenheiten der Betriebe 
beruht, oder ob die gleichen Erscheinungen auch im 

allgemeinen bei den anderen Berufsgenossenschaften 
aufgetreten sind, und demnach das Geschlecht die 

Gefahr an und für sich bedingt, muß näherer Unter­
suchung Vorbehalten bleiben.

Jedenfalls sprechen die eben genannten Zahlen 

aber dafür, und die mir zugegangenen Mitteilungen 
bestätigen es, daß doch wohl an die körperliche 
Leistungsfähigkeit der Frauen Anforderungen gestellt 
worden sind, denen ihr Körper nicht gewachsen war. 

Dies dürfte insbesondere für die Ausübung schwerer 
Transportarbeiten und für solche Arbeiten gelten, 

welche mit Erschütterungen oder Stößen des Körpers 

verbunden sind, oder eine fortwährende angestrengte 

geistige Aufmerksamkeit und schnelle Entschluß­

fähigkeit bedingen.

Ferner dürfte auch die weibliche Kleidung dazu 

beitragen, die Unfallgefahr für ihre Trägerinnen zu 
erhöhen. In einer großen Zahl von Betrieben ist 

dies augenscheinlich auch erkannt worden, wie die 
Anordnung des Tragens von Hauben —  wodurch die 

losen Haare geschützt werden —  oder des Tragens 

von großen Schürzen oder geeigneter Beinbekleidung 
beweist. Wie wichtig die Bekleidungsfrage ist, zeigen 

die wiederholt vorgekommenen Verbrennungsfälle, 

die dadurch entstanden sind, daß die mit Oel usw. 

getränkten weiten Kleider an den Werkstattöfen oder 
an heißen Arbeitsstücken Feuer gefangen haben, 
wodurch die Verunglückten schwere Brandwunden 
erlitten. Zu bemerken dürfte hier ferner sein, daß 

auch die weibliche Eitelkeit, wie sie sich im Tragen 
von Haarschleifen, Fingerringen usw. bemerkbar 

macht, Veranlassung zu Unfällen gibt.

Eigenartig für die Beschäftigung der Frauen ist 

dann noch der Umstand, daß nach den Feststellungen 

der Hütten- und Walzwerk-Berufsgenossenschaft die 
Arbeitsstelle häufiger als bei den Männern gewechselt 

wird. Während bei den Männern 40 v. H. den Arbeits­

platz wechselten, waren es bei den Frauen 

51,9 v. H.
Darüber wie sich die Frauenarbeit sonst bewährt 

hat, gehen die Ansichten außerordentlich auseinander. 

Während von einigen Seiten die Frauenarbeit in der

Fabrik bis auf einige besondere Tätigkeiten als der 

Männerarbeit vollständig gleichartig bezeichnet wird, 

sind anderseits recht absprechende Urteile keineswegs 

selten zu hören. Jedenfalls sind die Betriebsleiter 
in den Werkstätten, in denen Eisen und Stahl bearbeitet 

wird, in den überwiegenden Fällen der Ansicht, daß 
sie den Zeitpunkt segnen werden, der die Frauen­

arbeit in den Werkstätten nicht mehr erforderlich 
macht. Bei solchen Ansichten mag wohl ein gut Teil 

Vorurteil mitwirken, was durch die Macht der Tat­
sachen wohl beseitigt werden würde- Es dürfte aller­

dings nötig sein, daß der Vorschlag zur Verwirklichung 

kommt, auch weibliche Betriebsleiter oder mindestens 
Werkführer und Vorarbeiter auszubilden und anzu­

stellen. Weit hiervon sind wir nicht mehr, Auf­

seherinnen habe ich in den Betrieben meiner Berufs­
genossenschaft schon mehrfach angetroffen.

Was die jugendlichen Arbeiter anbelangt, die 
ja neben Frauen oftmals als einzige männliche Arbeiter 

in den Betrieben getroffen werden, so lauten hierüber 

die Urteile zumeist ungünstig. Unbotmäßigkeit, 

Vorwitz, Wichtigmacherei und ähnliches werden ihnen 

zum Vorwurf gemacht.
Beachten schon die Arbeiterinnen und Arbeiter 

die Unfallverhütungsvorschriften wenig, so tun es 
die jugendlichen Arbeiter noch weniger, so daß es 
keine Verwunderung erregen kann, daß in meinem 

Dienstbezirk die Zahl der entschädigten jugendlichen 
Arbeiter z. B. von 45 im Jahre 1914, auf 54 in 1915 
und 76 in 1916 gestiegen ist. Es ist dies eine Stei 

gerung um rund 70 v. H., während sich die Zahl 
der gesamten entschädigten Unfälle von 354 auf 576, 

also nur um 62 v. H. vermehrt hat.
Anderseits darf aber auch nicht verkannt werden, 

daß die. Aufrechterhaltung und Weiterführung einer 

beträchtlichen Anzahl Betriebe nur möglich war 
mit Hilfe der jugendlichen Arbeiter, die bereits bei 

Kriegsausbruch beschäftigt waren. Diese waren 
wenigstens soweit vorgebildet, daß sie, als plötzlich 

die eingearbeiteten, erfahrenen Leute fast alle ein­
gezogen oder in die Waffen- und Munitionsbetriebe 

geschickt wurden, den Stamm für neu heranzubildende 

Arbeiterschaften abgeben konnten. So wenigstens 

war es in meinem Dienstbezirk, in welchem allerdings 

eigenartigere Verhältnisse als sonst insofern Vorlagen, 

als ' das eigentliche Lehrlingsverhältnis in ihm noch 
eine erhebliche Rolle spielt und eine große Zahl von 
geschulten Facharbeitern vorhanden war, die in jeder 

anderen, Eisen verarbeitenden Fabrik ohne weiteres 

gebraucht werden konnten.
In der Aussprache äußerten zunächst Herr 

D ü c h t in g , Berlin und H o ltzh ausen , Chemnitz, daß 

in der Papiermacher-Berufsgenossenschaft beschlossen 

worden sei, den § 19 der Unfallverhütungs-Vor- 

schriften, wonach jugendliche an gefährlichen Ma­
schinen nicht beschäftigt werden dürfen, auf Antrag 

beim Vorstande unter gewissen Umständen zu 
mildern; dagegen sei vom Vorstande der Berufs­

genossenschaft der Musikinstrumenten-Industrie die 

Beschäftigung weiblicher Personen an schweren Ab­
richtemaschinen und Kreissägen vollkommen ver­

boten. Herr Präsident K au fm ann  empfiehlt, mit
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den Krankenkassen usw. in Verbindung zu treten 

und die Erfahrungen der gesamten Berufsgenossen­

schaften dem Reichsversicherungsamte mitzuteilen. 
Er hat selbst Besichtigungen ausgeführt und in 
Sachsen nur Gutes über die weiblichen Arbeiter ge­

hört, während die Ansichten über jugendliche Ar­
beiter übereinstimmend ungünstig waren. Wachsende 

Zuchtlosigkeit ist wahrzunehmen; auch ist es ein 
Unglück, daß die jugendlichen Arbeiter nur Gelegen­

heitsarbeiter bleiben und keine Lehrlingsausbildung 

erhalten. Herr Senatspräsident H a rtm ann  weist 
auf die Steigerung der weiblichen Arbeiterzahl hin 

und führt als Beispiel die Werke von Ze iß , Jena, 

an, in denen vor dem Kriege bei 5000 Beschäftigten 

800 weibliche tätig waren, während es jetzt bei 10000 
Beschäftigten 6000 weibliche sind. Anschließend 

bemerkt er, daß anscheinend der Runderlaß des 

Reichsversicherungsamtes vom 20. Dezember 1916 
zu Mißverständnissen geführt habe. Es sollten durch 

ihn die Unfallverhütungsvorschriften durchaus nicht 

abgeschwächt werden. Herr G ary  wundert sich 

über letztere Aeußerung. Die Steinbruchs-Berufs- 
genossenschaft hat durch Rundschreiben auf mög­
lichst weitgehende Beschäftigung Kriegsbeschädigter 

hingewiesen, ln der Berliner Gruppe des Vereins 
sind auch bezüglich der etwa zu fassenden Richt­
linien eingehende Besprechungen gepflogen worden. 

Auch Herr S ch u lz , Bielefeld, berichtet über ge­

meinsame Beratungen der Textil - Berufsgenossen­
schaften hinsichtlich Festlegung von Richtlinien. Die 

Herren Justizrat Neißer-Breslau und Geh. Ob.- 

Reg.-Rat Dr. H e inecke , Berlin, weisen darauf hin, 
daß der Verband der deutschen Berufsgenossen­
schaften es nicht für möglich gehalten hat, bei der 

Beschäftigung von Kriegsbeschädigten in. jedem 

Falle auf eine etwaige Regreßnahme zu verzichten. 

Es ist jedoch der Entschluß gefaßt worden, in 

solchen Fällen Milde und Sorgfalt walten zu lassen. 
Herr Präsident K au fm ann  hebt noch hervor, daß 

nicht beabsichtigt war, die Sache zu überspannen 
und sämtliche Repreßpflicht aufhören zu lassen.

Punkt 7: E r fa h ru n g e n  m it der B e sch ä ft ig u n g

von K r ie g sge fangenen  und au s län d is ch en  
A rbe ite rn .

Herr Oberingenieur Major Nottebohm: M. H.! 
Erst in letzter Minute erging an mich die Auf­
forderung, zu vorliegendem Punkt der Tagesordnung 

einleitend zu berichten; ich hatte ferner wegen meiner 
militärischen Inanspruchnahme recht wenig Gelegen­

heit, mich mit den einschlägigen Verhältnissen so zu 

befassen, um mich über sie ausführlicher verbreiten 
zu können. Ich muß Sie daher bitten, Ihre Er­

wartungen möglichst herabzuschrauben und sich mit 
dem zu begnügen, was ich Ihnen zu bieten habe.

Wie der Krieg in alle Verhältnisse eingegriffen 

hat, so hat er nicht zum wenigsten auch den Bestand 

und die Zusammensetzung der Arbeiterschaft vieler 

berufsgenossenschaftlicher Betriebe stark beeinflußt, 

insofern diese durch sofortige Einberufung ihres feld­

dienstfähigen Bestandteils stark gelichtet und ihres 
für die Arbeitsleistung fraglos auch wertvollsten Teils

beraubt wurden. Wo dies nicht zum völligen Er­

liegen des Betriebes führte, mußte für den nötigen 

Ersatz gesorgt werden, namentlich bei Betrieben, die 
von vornherein für die Lieferung von Heeresbedarf 
in Frage kamen, aber auch bei solchen, die genötigt 

waren, sich hierauf erst im weiteren Verlaufe einzu­
stellen. Anfangs auf die ausschließliche Einstellung 

ungeübter jugendlicher oder schon älterer abständiger 
Arbeiter und weiblicher Hilfskräfte angewiesen, die 

aber bei der fortwährend sich steigenden Nachfrage 

auf die Dauer nicht genügen konnten, ergab sich die 

Heranziehung von Kriegsgefangenen ganz von selbst, 
die namentlich bei der Eisen- und Stahlindustrie des 

Südwestens, also in meinem Aufsichtsbezirke, in 
großer Zahl zu Hilfe genommen wurden. Es ist klar, 

daß damit ein Fremdkörper in die Arbeiterschaft hin­

einkam, der sich irgendwie bemerkbar machen mußte. 

Das war nicht nur wegen des fremdsprachlichen Ele­

ments der Fall, sondern auch wegen des Umstandes, 
daß Kriegsgefangene, soweit sie unter den Begriff 

„unfreie“ Arbeiter fallen, von dem berufsgenossen­
schaftlichen Zwange, der berufsgenossenschaftlichen 

Aufsicht und Fürsorge nicht ohne weiteres erfaßt 
werden konnten.

Die Urteile über den Wert der Kriegsgefangenen 
als Ersatz der fehlenden Arbeiter gehen stark aus­

einander, deshalb erscheint es von Interesse, hier 
Erfahrungen auszutauschen. Was meinen berufs­

genossenschaftlichen Aufsichtsbereich anlangt, so 

kommen in ihm in der Hauptsache russische Kriegs­

gefangene in Frage, über welche die Meinungen in 
den verschiedenen Betrieben mitunter stark von ein­

ander abweichen. Im allgemeinen hat man sich mit 
ihnen aber anscheinend ganz gut abgefunden, ver­
einzelt ist man sogar mit ihnen recht zufrieden. Bei 
diesen Volksstämmen hängt die arbeitliche Leistungs­

fähigkeit, die durchschnittlich keineswegs überragend 

ist, wesentlich mit der Magenfrage zusammen, da bei 

den russischen Arbeitern das Bedürfnis nach reich­

licher Nahrungsaufnahme ein besonders großes ist. 
Mit den belgischen Zivilgefangenen, um diese gleich 

mit zu erwähnen, weil auch sie noch, wenn auch in 
bei weitem geringerer Zahl, in unsern Betrieben ver­

treten sind, hat man insofern keine besonders guten 
Erfahrungen gemacht, als ihre Aufführung und ihr 

Betragen oft recht viel zu wünschen übrig ließen, 
während ihre Leistungen, namentlich, wenn es sich 

um Facharbeiter handelte, meist befriedigten.

Es ist nicht zu leugnen, daß durch die fremd­
sprachlichen Gefangenen eine neue, nicht zu unter­

schätzende Unfallgefahr in die Betriebe hineingebracht 

wurde. Das gegenseitige Nicht- und Mißverstehen 
bei der Zusammenarbeit mit einheimischen Arbeits­
kräften mußte naturgemäß zu Unzuträglichkeiten und 

auch zu Betriebsunfällen führen. Diesen erfolgreich 

zu begegnen, erscheint um so schwieriger, je umfang­

reicher und ausgedehnter die Beschäftigung Kriegs­

gefangener ist, weil die Zahl der Dolmetscher nur 

eine beschränkte sein kann, diese aber auch nicht 

überall beigegeben werden können, ohne die Leistungen 

lähmend zu beeinflussen. Meistens eignet sich die 

Art des Verkehrs, wie sie die Zusammenarbeit mit
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sich bringt, überhaupt nicht für die Mitwirkung eines 
Dolmetschers, dessen Hilfe sich auf Belehrungen all­

gemeinerer Natur beschränken muß.

Eine weitere unliebsame Erfahrung, die man 
keineswegs nur in Ausnahmsfällen mit russischen 

Gefangenen gemacht hat, ist die Zunahme einer 

gewissen Unbescheidenheit und Begehrlichkeit. Die 
anfängliche Vorstellung, es bei den Völkern des russi­

schen Reiches mit von Haus aus einfachen, bedürfnis­
losen, bescheidenen, unverwöhnten und geduldigen 

Elementen zu tun zu haben, hat nicht lange Stich 
gehalten. Mittelbar erfuhr diese Neigung zur Un­

bescheidenheit und Begehrlichkeit dadurch eine selbst­

verständlich unbeabsichtigte Unterstützung, daß auf 

die Gefangenen von den aufsichtführenden Militär­

behörden anscheinend eine übergroße Rücksicht geübt 

und den Betrieben gegenüber deren Partei genommen 
wurde, wenigstens sind mir dahingehende Klagen zu 
Ohren gekommen.

Das ist alles, was ich Ihnen hier mitzuteilen 
habe. Ich hoffe, daß wir von anderer Seite mehr zu 

hören bekommen.

Die Aussprache, an der sich die Herren Senats­

präsident Hartmann, Behr, Michels, Offermann, Franz, 
Direktor Merz, Gewerbeinspektor Probst, Mandel, 
Stöpel, 'Berger, Holtzhausen, H. Zacharias, Direktor 

Scheie, Präsident Kaufmann, Marcus und Kunert 
beteiligten, ergab, daß man mit der Beschäftigung 
von Kriegsgefangenen teils gute, teils schlechte Er­

fahrungen gemacht hat, vereinzelt ist Beseitigung 
von Schutzvorrichtungen festzustellen gewesen. Fälle 

von Sabotage sind zwar vorgekommen, doch waren 

sie nur in einzelnen Fällen nachweisbar. Bei Ver­

mutung von Sabotagefällen sollen die eingerichteten 

Militär-Polizeistellen benachrichtigt werden, solche 
bestehen für den Osten in Posen, für Mitteldeutsch­

land in Berlin und für den Westen in Cassel. Ueber- 

einstimmend wurde betont, daß die Unfallverhütungs­
vorschriften auch seitens der Kriegsgefangenen zu 

beachten sind. Zu diesem Zwecke sind diese Vor­
schriften auch schon in die betreffende Landes­

sprache übersetzt worden. Der für Kriegsgefangene 

aufgewendete Entgelt ist nachzuweisen*).

*) Das Gesetz vom 15. August 1917 über Fürsorge für 
Kriegsgefangene bestimmt
in § 2, daß feindliche Militärpersonen, die in deutscher Kriegs­

gefangen -chaft eine Gesundheitsstörung infolge von Atbeit 
oder Unfall erleiden, solange sie sich in der Gewalt einer 
deutschen Militärverwaltung befinden, eine angemessene 
Fürsorge erhalten; *•

in § 3, daß, wenn eine deutsche Militärverwaltung Kriegsge­
fangene an Unternehmer zur Beschäftigung in solchen Be­
trieben oder Tätigkeiten überläßt, welche nach den Vor­
schriften der Reichsversicherungsordnung der Unfallver­
sicherung unterliegen,.der für die Ueberlassung der Kriegs­
gefangenen zu entrichtende Entgelt bei der Berechnung 
der Beiträge, die der Unternehmer an den Träger der 
Unfallversicherung zu zahlen hat, entsprechend zu berück- 
sich'igen ist;

in § 5, daß diese Bestimmung vom 1. Januar 1917 W irkung hat.
Hiernach haben Kriegsgefangene bei Unfällen das Recht, 

sich an die Militärverwaltung zu wenden, die ihnen Fürsorge 
gewährt.

Unabhängig davon aber sind die Betriebsunternehmer 
gesetzlich verpflichtet, für die im Betriebe beschäftigten Kriegs-

Punkt 8: E r fah ru ng e n  m it der V erw endung  

von  K r iegsbesch äd ig ten  und U n fa llv e r le tz te n .

Herr Ingenieur H. Schäfer, Leipzig:

M. H.! Wenn ich mich erboten habe über Er­

fahrungen mit derVerwendung von Kriegsbeschädigten 

und Unfallverletzten zu sprechen, so kann es sich 
nur um kurze Mitteilungen über meine Erfahrungen 
in verhältnismäßig kurzer Zeit in den engen Grenzen 

eines nur kleinen Bezirks und bei nur einer Berufs­
genossenschaft handeln, auch nur um die Erfahrun­

gen mit der E in fü h r u n g  Verletzter in eine Betriebs­

tätigkeit, also um Erfahrungen bei der Berufsberatung.
Zu einem zusammenfassenden durchgearbeiteten 

Vortrage, zu einer Uebersicht über das, was im 
Deutschen Reiche auf dem in Rede stehenden Ge­

biete geschehen ist und geschieht, hat es mir an 
Zeit und Gelegenheit gefehlt.

Die weitere Aussprache über unsere Frage dürfte 
mancherlei erbringen, was als wertvolle Ergänzung 

zu dienen geeignet ist und das erweisen hilft, was 
hervorzuheben mir vor allem bei unsrer Tagung 

wesentlich erscheint:

daß der techn ische  A u fs ich tsbeam te  ein 

recht b rauch ba re r  G eh ilfe  bei der Kriegs- 
ve r le tz ten- F ü rso rg e  se in  kann .

Als gegen Ende des Jahres 1914 und Anfang 1915 
in vielen Kreisen das Interesse rege wurde, für 

unsere Kriegsbeschädigten tätig zu sein, und das Los 
der Kriegsbeschädigten nach Möglichkeit zu lindern, 
hauptsächlich dadurch, daß man sich bestrebte, ihnen 
entsprechend ihrer Verletzungen möglichst in ihren 

früheren Betrieben wieder passende Arbeitsgelegen­

heiten nachzuweisen oder sie am besten wieder an 

ihren ehemaligen Arbeitsplatz zu stellen, begannen 
auch die einzelnen Berufsgenossenschaften sich mit 

dieser Frage zu beschäftigen. Vor allen Dingen aber 

sind große Organisationen ins Leben gerufen worden, 
die sich ausschließlich mit der Kriegsbeschädigten­
fürsorge, insbesondere mit der Berufsberatung und 

i Arbeitsvermittelung der Kriegsbeschädigten befassen. 

Besonders im Königreich Sachsen sind die Vereine 
Heimatdank der einzelnen Siädte und Kommunal­

verbände entstanden, die wiederum in den Verband 

Heimatdank für das Königreich Sachsen zusammen­

geschlossen sind.

Auf Veranlassung des Verbandes Heimatdank 

traten einzelne Vereine Heimatdank an die Berufs­
genossenschaften und Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 

Verbände in Sachsen heran mit dem Ersuchen, für 
die Berufsberatung Kriegsbeschädigter geeignete Per­

sonen namhaft zu machen und zur Mitarbeit an 

dem Werke der Berufsberatung aufzufordern. Nach 
dem Jahresbericht des Vereins Heimatdank Leipzig 

für 1916 sind unter anderen vier Mitglieder des

gefangenen die gewährte Geld- und Natural-Entschädigung der 
Berufsgenossensehaft nachzuweisen.

Diese Gesetzesbestimmung hat den Zweck, die Kriegs­
gefangene nicht beschäftigenden, beitragzahlenden Betriebe vor 
Benachteiligung durch die Kriegsgefangene beschäftigenden 
beitragsparenden Betriebe zu bewahren, zumal da alle Betriebe 
die Unfallasten der Vorjahre mitzutragen haben.
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Vereins Deutscher Revisions-Ingenieure als Berufs­
berater tätig und zwar von der Sächs. Baugewerks- 

Berufsgenossenschaft die Herren Baumeister Drescher 

und Sachse, von der Sächs.-Thür. Eisen- und Stahl- 
Berufsgenossenschaft Herr Ingenieur Kießler, von der 

Sächs. Textil-Berufsgenossenschaft ich selbst und 
soweit mir bekannt für den Verein Heimatdank 

Dresden Herr Ingenieur Kunze von der Sächs. Holz- 

Berufsgenossenschaft, für den Verein Heimatdank 
Chemnitz Herr Geschäftsführer und technischer Auf­

sichtsbeamter Holtzhausen von der Papiermacher- 

Berufsgenossenschaft und für den Verein Heimatdank 
Bautzen Herr Baumeister Leupold von der Sächs. 
Baugewerks-Berufsgenossenschaft.

Sie ersehen "also hieraus, daß in Sachsen die 

einzelnen Berufsgenossenschaften durch ihre tech­

nischen Aufsichtsbeamten in ganz besonderem Maße 

beteiligt sind.

Neben den erwähnten technischenAufsichtsbeamten 
sind für den Verein Heimatdank Leipzig noch die 

Brauerei- und Mälzerei-Berufsgenossenschaft durch 
Herrn Fabrikbesitzer Offenhauer und die landwirt­

schaftliche Berufsgenossenschaft für das Königreich 
Sachsen durch Herrn Güterdirektor Kayser tätig und 

außerdem eine größere Anzahl Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände, ferner von der Gewerbe­

inspektion Leipzig einer der Herren Assistenten, der 

jedoch nach mir persönlich gemachter Mitteilung als 

Berufsberater fast nicht in Anspruch genommen 

worden ist, da genügend Spezialberufsberater vor­

handen sind. Aehnlich liegen die Verhältnisse in 

den einzelnen anderen Bezirken im Königreich 
Sachsen.

Was die Fürsorge und vor allem die Berufs­
beratung der Kriegsbeschädigten selbst anbelangt, 

so trat im Jahre 1916 eine erheblich gesteigerte 

Berufsberatung ein. Sie wurde verursacht durch 

eine unter dem 7. Februar 1916 erlassene Verfügung 

des stellvertretendenGeneralkommandosdesXlX. A.-K., 
nach der Berufsfürsorge bedürfende Kriegsbeschädigte 

sich vor ihrer Entlassung an der Fürsorgestelle des 
Heimatdankes zu melden haben. Bis dahin hatten nur die 

Vertrauensmänner des Vereins Heimatdank die Kriegs­
beschädigten zu der Berufsberatung veranlaßt. Die 

erwähnte Verfügung zwingt dagegen die Kriegsbe­
schädigten, sich zu der Berufsberatung zu melden. 

Dies ist im Interesse der Kriegsbeschädigten, wie 
auch der Industrie, sehr zu begrüßen, denn viele 

sind sich über die Notwendigkeit der Fürsorge nicht 

klar, haben eine irrige Vorstellung von der Berufs­
beratung und befürchten eine Rentenkürzung.

Neben der Berufsberatung der einzelnen 

Kriegsbeschädigten hat auch die darauffolgende 
Stellenvermittelung einen großen Teil Arbeit verur­
sacht. Durch meine im Laufe der Jahre mit unseren 

Betriebsunternehmern gewonnenen angenehmen per­

sönlichen Beziehungen ist es mir fast immer leicht 

geworden, die von mir beratenen Kriegsbeschädigten 

entweder sofort oder nach erfolgter Umlernung zu 

einer anderen textilindustriellen Tätigkeit in meist gut 

lohnende Stellungen unterzubringen. Eine derartige 

immerhin schnelle Unterbringung Kriegsbeschädigter in

frühere oder ähnliche Arbeitsgelegenheiten ist m. E. bei 

den Berufsgenossenschaften in der Regel nur 
dem technischen Aufsichtsbeamten möglich, da 

derselbe als Spezialfachmann immer genau unter­

richtet ist, wo passende Arbeitsgelegenheit 
vorhanden ist, auch ob und wie der Kriegsbe­
schädigte (nach der Art seiner Verletzung und deren 

Folgen, seiner früheren Ausbildung usw.) in einem 

der in der Berufsgenossenschaft vereinigten Gewerbs- 
zweige verwendungsfähig ist. Der Spezialfachmann 

kennt die einzelnen Handgriffe und Arbeitsgewohn­

heiten der Arbeiter während der Arbeit am besten 

und weiß insbesondere die Mannigfaltigkeit der Be- 
schäfligungsmöglichkeiten zu würdigen.

In der richtigen Beurteilung der einzelnen Hand­

griffe und Gewohnheiten der Arbeiter während der 
Arbeit liegt aber bereits der volle Erfolg der Berufs­

beratung, vorausgesetzt natürlich, daß der Kriegs­

beschädigte g e w il l t  ist, wieder zu arbeiten und 

gegebenenfalls einen anderen Erwerbszweig der be­
treffenden Industrie zu erlernen. Ist letzteres freilich 

nicht der Fall und der Kriegsbeschädigte hat sich 
zum Vorsatz gemacht, unter allen Umständen den 
A n s te llu n g s s c h e in  zu erhalten und mit diesem bei 

der Post oder bei einer anderen Behörde Anstellung 
zu suchen, so ist auch die sachlichste Berufsberatung 

umsonst.
Das Bestreben, den Anstellungsschein zu erhalten, 

ist seitens der Kriegsbeschädigten leider sehr groß 

wird aber jetzt, ich möchte fast sagen erfreulicher-’ 
weise, seitens der Militärbehörde sehr erschwert. 

Die Militärbehörden in Sachsen legen bei der Er­
teilung des Anstellungsscheines ein großes Gewicht 

auf die von den Berufsberatern in jedem einzelnen 
Falle zu erstattenden Gutachten. Ist in dem Gut­

achten zum Ausdruck gebracht, daß trotz Verlustes 

■ eines oder mehrerer Glieder oder wegen sonstigen 

Gebrechens die Ausübung einer lohnenden, wenigstens 
| insoweit lohnenden Tätigkeit möglich ist, daß Arbeits­

verdienst und Rente den vollen Arbeitslohn gesunder 
Arbeiter ausmachen, so dürfte der Kriegsbeschädigte 

nur in den seltensten Fällen den Anstellungsschein 

erhalten. Mit der Erteilung des Anstellungsscheines 
gehen die Militärbehörden im wohl verstandenen 

Interesse der Kriegsbeschädigten, wie der Industrie, 
sehr sparsam um.

Wie bereits erwähnt, liegt der größte Wert für 

gute, erfolgreiche Berufsberatung darin, dem Kriegs­

beschädigten mit aller Sicherheit die entsprechenden 

Handgriffe vor Augen führen zu können, ihn zu 
überzeugen, daß die zu wählende Arbeit trotz der 

Körperschäden des Verletzten von ihm geleistet 

werden kann. Die gegebenen Personen, die praktisch 
und theoretisch in der Lage sind, die Kriegsbeschä­

digten zu überzeu'gen, daß sie ihre frühere oder 
eine ähnliche Arbeit auch mit geschädigten Glied­

maßen wieder auszuüben vermögen und die den 

Verletzten durch die Erteilung von Rat Gelegenheit 

geben können zur Wiederaufnahme ihrer früheren 

oder anderen Tätigkeit, sind ganz vorzugsweise die 

technischen Aufsichtsbeamten. Es wäre wirklich um 

der Kriegsbeschädigten willen überaus zu bedauern,
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wenn, wie mir berichtet worden ist, an manchen 

Orten die technischen Aufsichtsbeamten übergangen 

und nicht zur Berufsberatung herangezogen würden. 

Ich persönlich kann mir das nicht denken und vermute, 
daß es dort, wo die technischen Aufsichtsbeamten 

an der Berufsberatung Kriegsbeschädigter nicht mit 

teilnehmen, es vielleicht am Fehlen eines Hinweises 
darauf liegt, daß die betreffenden technischen Auf­
sichtsbeamten zur Hilfeleistung bereit sind. Ich 
würde es begrüßen, wenn unser Verein, wie es von 
derSächsischen Textil-Berufsgenossenschaft geschehen 

ist, an den zuständigen Stellen sich zur Mitarbeit 

bei der Berufsberatung ausdrücklich erbieten würde.
Auch im Interesse der Unfallverhütung sollte auf 

die Berufsberatung Kriegsbeschädigter durch die tech­

nischen Aufsichtsbeamten nicht verzichtet werden. Der 

technische Aufsichtsbeamte ist wohl mit am besten in 
der Lage, zu beurteilen, mit welchen Arbeiten ein Kriegs­

beschädigter vertraut und an welche Maschine mit 
den üblichen Schutzvorrichtungen er gestellt werden 

kann oder ob die betr. Schutzvorrichtung des Kriegs­
beschädigten wegen einer Aenderung unterzogen 

werden muß. Die in der Praxis für normale Ar­

beiter bewährten Schutzvorrichtnngen lassen sich 

nicht immer ohne weiteres auch für Arbeiter mit 
geschädigten Gliedmaßen anwenden. Gerade in dieser 

Beziehung ist es äußerst wichtig, die technischen 
Aufsichtsbeamten als Berufsberater heranzuziehen. 
Der in jahrelanger Mitarbeit durch die technischen 
Aufsichtsbeamten erfolgte Aufbau der Unfallverhütung 

würde durch Ausschaltung dieser bfei der Berufs­
beratung gefährdet werden. Es gilt, nicht nur den 

Kriegsbeschädigten wieder Arbeitsgelegenheit zu be­
schaffen, sondern die Kriegsbeschädigten auch vor 

neuen Unfallgefahren zu schützen. Den technischen 

Aufsichtsbeamten sind damit, auch ohne daß sie Be­

rufsberater der Kriegsbeschädigten sind, neue wichtige 
Aufgaben auf dem Felde der Unfallverhütung 
erwachsen.

Mit der Berufsberatung der Kriegsbeschädigten 

ist eine immerhin umfangreiche Arbeit für den betr. 
Berufsberater verbunden. Zunächst durch die Vor­

nahme der Beratung selbst und durch die mit ihr 

verbundene Aussprache über bisherige Tätigkeit bis 
zur Einziehung zum Militär, über persönliche Wünsche 

oder Eigenschaften, Familienstand und damit zusammen­
hängende Fragen u. a. m. Weiter durch die Erstattung 
schriftlicher Gutachten für jeden einzelnen Beratenen. 

Namentlich aber durch die der Beratung möglichst 
anzuschließende Einführung oder Wiedereinführung 

des Kriegsbeschädigten in seine frühere oder in die 

neu erlernte Arbeit, überhaupt in der Beschaffung 
passender Arbeitsgelegenheiten. Diese und manch’ 

andere im Einzelfalle sich ergebenden Aufgaben des 

Berufsberaters erfordern immerhin Zeit. Die zu lei­
stende Arbeit des technischen Aufsichtsbeamten als 
Berufsberater kann daher nur mit Genehmigung des 

Vorstandes der Berufsgenossenschaft selbst erfolgen. 
So ist es auch bei uns geschehen. Nicht nur e r­

la u b t ist mir aber diese Arbeit, sondern ausdrücklich 
zur P f l ic h t  gem ach t. Hierdurch wird aber die 

Arbeit des technischen Aufsichtsbeamten als Berufs

berater Sache und Angelegenheit der Berufs­

genossenschaft selbst. Und so soll und muß es m. E. 

auch sein. Die von dem technischen Aufsichtsbe­

amten geleistete oder zu leistende Arbeit als Berufs­
berater der Kriegsbeschädigten ist genau so ein Ar­

beitszweig für ihn, wie die möglichst unfallsichere Ge­
staltung der Betriebe. Die Berufsgenossenschaft vertritt 
in nicht zu verkennender Weise durch die Erhaltung 
der Kriegsbeschädigten in ihrem ehemaligen oder 
einem ähnlichen Berufe die berechtigten Interessen 
ihrer Mitglieder, indem sie ihnen Arbeitskräfte er­
hält, eine unnötige Abwanderung ihrer ehemaligen, 
leider jetzt kriegsbeschädigten, Arbeiter in die von 

vielen der Verletzten unberechtigterweise als von 
ihnen allein noch ausfüllbar angesehenen und viel 

begehrten Stellungen als Pförtner, Kassenbote, Ma­
schinenschreiber, Expedienten usw. verhütet. Es ist 

oft schwer, den Leuten den Begehr, nach solchen 
bequemen Posten auszureden. Haben aber erst die 

zu ihrem ehemaligen Berufe bekehrten Kriegsbe­

schädigten guten Verdienst und damit auch Lust und 
Liebe zu ihrer früheren Arbeit wiedergefunden, so 

freuen sie sich doch ihrer Entschließung und er­

weisen sich in vielen Fällen recht dankbar. Eine 
größere Anzahl Kriegsbeschädigter hat mir ihren 

Dank schriftlich und mündlich zum Ausdruck ge­
bracht. Auch wurde mir von seiten mehrerer Be­

triebsunternehmer mitgeteilt, daß sich die Kriegsbe­
schädigten mit der Zeit recht gut eingerichtet haben und 
trotz ihrer Verletzungen entsprechend tüchtiges leisten

Natürlich kommen auch Fehlschläge vor, selbst bei 

solchen, die eine Arbeit aufgenommen haben, bei denen 

man also annehmen kann, daß sie arbeitswillig waren.

Am betrübendsten ist es, wenn alle guten Ab­

sichten an der Unlust der Leute scheitern, eine 
ihrem Zustande angemessene Arbeit überhaupt zu 

versuchen. Nur ein paar kurze Beispiele:
Ein früher in der Musikinstrumentenbranche 

als Bogenmacher beschäftigter Kriegsbeschädigter, 

dem ein paar Finger der linken Hand versteift 

blieben und der seinen Beruf nicht mehr auszuüben 

in der Lage war, erklärte mir bei seiner Ankunft: 
„Wenn Sie mir nicht den Anstellungsschein ver­

schaffen und mir einen Posten als Laternenputzer 

bei der Eisenbahn besorgen, hat jede Unterhaltung 

keinen Zweck.“ Obgleich der Mann sehr gut in der 

Textilindustrie als Schiffchensticker oder Tambou- 
rierer hätte verwendet werden können, eine Firma 
auch bereit war, ihm eine Tambouriermaschine leih­

weise zu überlassen und ihm für diese Maschine 
dauernde Heimarbeit zu geben, lehnte er ab.

Einem anderen am rechten Arm schwer verletzten 

ehemaligen Textilarbeiter wurde von mir vorge­

schlagen, das Schiffchensticken an der Vogtl. Sticker­

fachschule in Plauen zu erlernen, da in seiner Heimat 

die Stickerei betrieben wird und die Arbeit des rechten 
Armes bei dem Schiffchensticken von untergeordneter 

Bedeutung ist. Auch eine Stelle sicherte ich ihm. 
Er lehnte aber ab, einfach mit der Begründung, er 

wolle Briefträger werden. Auch zwei weitere von 

mir nachgewiesene Stellungen lehnte er ab. Das 
erste aber, was er nach seiner Entlassung vom
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Militär tat, war, daß er dem Verein Heimatdank Leipzig 

Mitteilung machte, daß er entlassen sei und den 
Verein ersuchte, ihm anzugeben, wo er weitere Unter­

stützungen erhalten könne, da er mit der Rente nicht 
auszukommen vermöge.

Ein anderer jüngerer ebenfalls am rechten Arme 

Kriegsbeschädigter erklärte auf alle Vorstellungen, daß 

er "nichts arbeiten könne, höchstens könne er seine 
Zigarette halten. Der Mann hätte sehr gut lohnende 

Beschäftigung in der Textilindustrie erhalten können.

Ein ehemaliger Gardinenweber vermochte infolge 
seiner Kriegsbeschädigung diesen Beruf nicht mehr 
auszuüben. Nach seiner Entlassung vom Militär ver­

mittelte ich ihm ganz gegen meine sonstige Gepflogen­

heit einen Posten als Pförtner. Nach zwei Tagen gab 
er die Stelle ohne zwingenden Grund auf. Einen 

weiteren von mir nachgewiesenen leichten Arbeits­

posten als Ausrichter von Webschiffchen der Gardinen- 

und Tüllwebstühle, eine Arbeit, die sitzend mit einem 

kleinen Hämmerchen ausgeführt wird, hat er nicht 
einmal angetreten, obgleich ihm bei dauernder Arbeit 

ein Wochenlohn von 40 Mark zugesichert war. Der 

31 jährige Kriegsbeschädigte wollte das Maschine­
schreiben lernen, er hoffte als solcher mehr zu ver­

dienen. Bedauerlicherweise wurde er in diesem 
Bestreben von einem anderen Berufsberater unterstützt.

Sie sehen daraus, daß auch die Art der Organi­
sation der Berufsberatung nicht ohne Einfluß auf die 

Erfolge ist. Geht der Verletzte von einem Berufs­

berater zum ändern, so können sich Widersprüche 

ergeben, die nachteilig wirken.
Lassen Sie mich aber auch über erfreuliche Er­

fahrungen kurz berichten:

Ein ehemaliger durch eine Minensprengung taub­
stumm gewordener Schiffchensti'cker aus dem Vogt­

lande erlernte auf meinen Vorschlag an der Vogtl. 

Stickerfachschule in Plauen das sogenannte Punchen 

oder Kartenschlagen der in der Automatenstickerei 

benötigten Stickschablonen. Das auch sonst für einen 

normalen Menschen sehr schwierig zu erlernende 

Punchen hat der taubstumme Kriegsbeschädigte mit 
großem Eifer erlernt. Den von mir nachgewiesenen 

Posten als Puncher bekleidet er zur Zufriedenheit 
seines Arbeitgebers. —  Das gleiche Handwerk 
hat ferner ein ehemaliger Stickmaschinenbesitzer, 

der eine schwere Verletzung des linken Armes und 
der linken Hand erlitten hat, unter Einsatz aller 

Energie erlernt. Der Mann, welcher als Puncher 

einen Anfangslohn von wöchentlich 65 Mark — in der 

Textilindustrie ein immerhin hoher Lohn —  er­
hielt, war bei der ersten Berufsberatung völlig ver­

zweifelt. Verschiedene Briefe von ihm versichern mir 
jetzt seinen Dank.

Weiter habe ich seinerzeit einen ebenfalls früheren 
Schiffchensticker, dem der rechte Arm fehlt, — er 

trägt einen Rota-Arm — der Stickerfachschule in Plauen 

zur Wiedererlernung seines Berufs überwiesen. Um 

solches Verfahren als Berufsberater in Vorschlag 

bringen zu können, muß man natürlich mit allen 

Handgriffen und Arbeitsgewohnheiten genau vertraut 
sein. Bei dem Schiffchensticken wird die Haupt­
arbeit mit dem lin k e n  Arm bezw. der Hand aus­

geführt. Dies allein zu wissen, genügt aber nicht. 

Zu der Stickarbeit gehören zwei Personen, der Sticker 
und der Aufpasser oder Fädleri letzteres besorgt meist 

eine weibliche Person. Die Schwierigkeit für einen Ein­
armer besteht nun darin, die zu bestickenden Stoffe 

auf dem Rahmen der Stickmaschine regelrecht auf­
zuspannen. Hierzu gehören in der Regel die vier 

Hände der beiden Personen. Ergänzen sich aber die 
beiden Personen, so kann man das Wiedererlernen 

des Stickens einem linksarmigen Sticker bedingt an- 

raten, während es einem rechtsarmigen Sticker un­
bedingt abzuraten ist. Es ist daher festzustellen, ob 

bei dem Kriegsbeschädigten die Arbeit des Fädlers 

die Ehefrau oder Tochter oder eine ihm sonst nahe­
stehende weibliche Person ausüben kann.

Die schwierigste Arbeit des Berufsberaters ist 
ohne Zweifel die, die Kriegsbeschädigten zu über­

zeugen, daß die von ihnen zu leistende Arbeit in 

ihrem bisherigen Berufe bei gutem Willen und einiger 

Energie trotz der Verletzung zu ermöglichen ist, wenn 

auch zunächst nicht in dem Maße, wie sie voll 
wertige Arbeiter ihres Berufes zu leisten vermögen. 
Den Kriegsbeschädigten darüber zu belehren, dürften 

die technischen Aufsichtsbeamten wegen ihrer ge­

nauen Kenntnis der einzelnen Handgriffe und Arbeits­
methoden besonders berufen sein.

Lassen Sie mich noch kurz erwähnen, was seitens 

der deutschen Textil-Berufsgenossenschaften auf un­

serem Gebiete geschehen ist:

Die acht deutschen Textil-Berufsgenossenschaften, 

einschl. der Leinen - Berufsgenossenschaft und der 
Seiden-Berufsgenossenschaft, traten zu gemeinschaft­
licher Beratung zusammen und haben beschlossen:

1. ein Verzeichnis aufzustellen, aus dem ersichtlich 
ist, wie Friedensverletzte nach schweren Unfällen 

wieder in der Textilindustrie beschäftigt worden 

sind und werden,

2. eine Uebersicht aufzustellen über die Beschäfti­

gungsmöglichkeiten der Kriegsbeschädigten an 

den Maschinen der einzelnen Gewerbszweige der 
Textilindustrie.

Das Ergebnis der Arbeit zu 1 ist ein recht brauch­

bares. Aus der Zusammenstellung, wie Friedensver­

letzte wieder in der Textilindustrie beschäftigt werden, 
ist ersichtlich, daß von 515 Friedensverletzten 176 

Verletzte =  34 v. H. im gleichen oder im ähnlichen 
Berufe weiter beschäftigt worden sind, während 274 

Verletzte =  53 v. H. Stellungen als Aufseher, Wächter, 
Wärter, Pförtner, Schreiber, Bote, Diener, Handels­

mann, Vermieter, Hilfs- und Gelegenheitsarbeiter, 

Tagelöhner, Knechte usw. erlangten und 65 Ver­

letzte =  13 v. H. ohne Beruf und ohne Beschäfti­
gung blieben. Eine Berufsberatung ähnlich der für 
Kriegsbeschädigte hat bei diesen 515 Friedensver­

letzten nicht stattgefunden, die Entschließungen zur 
Aufnahme ihrer Arbeit ist von den Friedensverletzten 

selbst getroffen worden, andernfalls wäre die Zahl 

derer, die wieder textilindustriell im eigentlichen Sinne 
des Wortes beschäftigt sind, wohl eine günstigere. 

Immerhin geben auch die mageren Ziffern einen ge­

wissen Anhalt dafür, welche Tätigkeiten wirklich 

arbeitswillige Verletzte trotz ihrer Körperschädigung
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mit auskömmlichen Verdienstaussichten übernehmen 

können. Die Aufstellung der Textil-Berufsgenossen- 

schaften erstreckt sich auf folgende Verletzungen: 

Verlust eines Auges,
der rechten Hand,

„ linken 

des rechten Armes,
„ linken

„ „ rechten oder linken Beines.

Aus den einzelnen Bogen ist wiederum ersicht­

lich die Art des Betriebes, in welcher der Friedens­
verletzte beschäftigt war, die Art der Beschäftigung 

vor dem Unfall, Art und Folgen der Verletzung,
Jahresarbeitsverdienst, Rentenbezug, Beschäftigung 

nach dem Unfall und dabei erzielter Verdienst, ange­

schaffte Hilfsmittel und Verwendbarkeit der Hilfs­
mittel. Diese Bogen bieten wie gesagt bei der Be­
rufsberatung der Kriegsverletzten einen gewissen 

Anhalt für die zu eröffnenden Arbeits- und Ver­
dienstaussichten, wenn auch die Verletzten jeder 

nach seiner Art behandelt werden wollen.

Ich knüpfe hieran gleich die Mitteilung vom Er­

gebnis der von mir bisher beratenen 70 Kriegs­
beschädigten, die ebenfalls vor ihrer Einziehung und 

vor ihren Verwundungen textilindustriell tätig ge­
wesen waren.

Hiervon wurden 

Beschäftigung nachgewiesen im
bisherigen Berufe . . . .  14 Kriegsbesch.

Umlernung zu anderem textilen 

Berufe und Stelle vermittelt . 29
Nicht zu bewegen, ein Gewerbe . 

der Textilindustrie zu betreiben, 
da Anstellungsschein beantragt, 

über weiteren Verlauf keine

Auskunft e r t e i l t .....................7

Arbeit in der Textilindustrie nicht 
nachzuweisen, da am Orte
bleiben w o l l t e n .....................3 „

Unbekannt, was aus Kriegsbe­

schädigtem geworden ist . . 6 „
Ablehnung der Erlernung eines 

Gewerbes der Textilindustrie, 
jetzige Tätigkeit unbekannt . 4 „

Wieder dienstfähig geworden. . 3
Beschäftigung als Kirchendiener,

Kantinenwirt, Pförtner . . .  3

Zu hohe Anforderung des Kriegs­

beschädigten, wollte 6000 M.
Gehalt................................. .....  . 1______ „______

70 Kriegsbesch.

Betrachtet man diese Zusammenstellung, so er­
gibt sich ein etwas günstigeres Verhältnis als bei 

den Friedensverletzten, da von 70 Kriegsbeschädigten 

43 =  61 v. H. wieder im gleichen oder in ähnlichen 
Berufen weiter beschäftigt werden, 29 von diesen 

43 Kriegsbeschädigten gingen durch Umlernung zu 

einem ihrer früheren Tätigkeit ähnlichen Berufe 
über. —  Vermutlich wird sich das Bild aber noch 
weiter zugunsten der Kriegsbeschädigten verschieben, 

da von den den Anstellungsschein beantragenden

Kriegsbeschädigten und von denen, deren Be­

schäftigung nicht bekannt geworden ist, sicher noch 

einzelne zur Textilindustrie zurückkehren werden
Die Anfertigung der von den Textil-Berufs- 

genossenschaften an zweiter Stelle in Aussicht ge­

nommenen Uebersicht, aus der die Beschäftigungs­
möglichkeiten der Kriegsbeschädigten und Unfallver­
letzten an den Maschinen der einzelnen Gewerbs- 

zweige der Textilindustrie bei dem Verlust bestimmt 
angegebener Verletzungen ersichtlich sein sollen, ist 

auf Schwierigkeiten gestoßen. Die Erfahrungen bei 

den Vorbereitungsarbeiten für diese Uebersicht sind 

interessant.
Es wurden von den einzelnen Berufsge­

nossenschaften Fragebogen an eine größere An­
zahl von Arbeitgebern geschickt mit einer durch die 

Leinen-Berufsgenossenschaft verfaßten trefflichen An­

leitung zur Beantwortung der Fragen, welche Ver­
wendungsmöglichkeit für einen Einarmer, Einbeiner 
usw. in dem besonderen Betriebszweige des Unter­

nehmers bestehe. Da haben sich dann die wider­

sprechendsten Antworten ergeben. Eine außer­
ordentliche Zersplitterung der Angaben hat sich ge­

zeigt, weil keine praktischen Erfahrungen zugrunde 
gelegen haben und bei der Beantwortung mehr 

persönliche Ansichten und Gefühle maßgebend waren.
Das Endergebnis derBeratungen über die unter wirk­

lich sachgemäßer Anleitung gesammelten Antworten 
ist der Beschluß gewesen, von der Weiterbearbeitung 

dieses Materials zunächst abzusehen. Dafür sollen 
aber die tatsächlichen Erfahrungen, die mit Kriegs­

verletzten gewonnen werden, gesammelt werden. Es 

sollen möglichst viele Fälle bis in die Einzelheiten 

hinsichtlich der Beschäftigungsweise, der Art der 
Verletzung, der Leistungsfähigkeit in technischer und 

in wirtschaftlicher Beziehung verfolgt, zur Darstellung 

und zur allgemeinen Kenntnis gebracht werden. 

Dadurch allein wird ein überaus wertvolles Material 
—  auch für die Beurteilung von Friedens-Unfall­

verletzten —  gesammelt, das den Berufsberatern auf 

die Wirklichkeit gegründete Hinweise gibt.
Auch das vielen von Ihnen wohlbekannte, von 

Herrn Kommerzienrat Krais in Stuttgart heraus­
gegebene Werk über Beschäftigungsmöglichkeiten 

der gesamten Industrie dürfte nur mit Vorsicht zu 
gebrauchen sein. Die von Herrn Kommerzienrat 

Krais aufgestellte Tafel für das graphische Gewerbe 
mag wohl im allgemeinen zutreffen, die aber für die 

Textilindustrie nicht. Auf Seite 288 des Werkes ist 

z. B. angegeben, daß eine Beschäftigung bei dem 
Verlust einer Hand oder eines Armes an den Ma­

schinen der Baumwollvorbereitung, d. s. Schlag­
maschinen und Reißwölfe für die Baumwollspinnerei, 

sehr gut möglich ist, während auf Seite 290 fü r  

die g anz  g le ic h en  M asch inen  der V ig o g n e ­
sp inne re i solche Beschäftigung für ganz ausge­

schlossen erklärt wird. Unter Umständen wollte auch 

der Sachverständige des Herrn Kommerzienrat Krais 
für die Textilindustrie einen Apparat erdenken, mit 

welchem Verletzte mit nur einem Bein, ja sogar 

Verletzte ohne Beine, an den ständig aus- und ein­
fahrenden Selfaktoren zu arbeiten vermögen. Dass
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dies ein Unding ist, werden Sie mir ohne weiteres 
zugeben müssen. Ein Mann, dem ein Bein fehlt 

oder dem gar beide Beine fehlen, gehört nicht in 

einen Spinnsaal, für einen derartig Verletzten müssen 
andere Arbeitsgelegenheiten gesucht werden. Auf 

die Wirklichkeit gegründete Erfahrungen, das ist das, 
was für die Berufsberatung und für die Ent­

schließungen der Kriegsverletzten bei der Berufswahl 
von höchstem Werte sein wird.

W ir technischen Aufsichtsbeamten haben vielfach 

Gelegenheit, Einzelfällen nachzugehen und wertvolles 
Material beizutragen. Tut das ein jeder von uns, 

und geben uns unsere Berufsgenossenschaften Zeit 

und Raum dafür, so werden wir uns wohl verdient 
um unsere Kriegsinvaliden machen, und gleichzeitig 

dienen wir unseren Berufsgenossenschaften bei der 

Bewertung der unseren Friedensverletzten ver­
bleibenden Erwerbsfähigkeit.

Deshalb möchte ich nochmals den Wunsch aus­
sprechen und ihn zum Antrag verdichten:

Stellen Sie heute durch besonderen Beschluß un­

seres Vereins fest, daß die technischen Aufsichts­

beamten zur Mithilfe auf diesem Gebiete bereit sind.
In der diesem Vortrage folgenden Aussprache 

wurde die vom Vortragenden beantragte Entschließung 
gutgeheißen und einstimmig in folgendem Wortlaute 
angenommen:

D ie te ch n isch en  A u fs ich tsbe am ten  der ge­

w e rb lich en  B e ru fsgenossenscha ften  s ind  be­
reit, in n e rh a lb  der von  den B e ru fsgenossen ­

scha ften  d a fü r  zu gew ährenden  M ö g lic h ­

ke iten  z u r  S a m m lu n g  von E r fa h ru n g e n  bei 
der W ie d e re in s te llu n g  Kriegs- und  U n fa llv e r ­
le tz te r  in die Betriebe m itzuw irken .

F e rne r s ind  sie bereit, ih re  E r fa h ru n g e n  

und ihre K enn tn is  der B etriebe  bei der p ra k ­

tischen  B e ru fsb e ra tu n g  K r iegsve r le tz te r  zur 

V e r fü g u n g  zu s te llen  und diese H il f s tä t ig k e it  
auch bei dem nach dem K riege  n o tw e n d ig  

w erdenden  F rie densw e rk  un ter A u sd e h n u ng  

au f d ie  U n fa llv e r le tz te n  fortzuse tzen .

Durch die Mitteilungen der Herren S ch e in m an n , 
Adam , G a ry , H o ltzh a u se n  ergab sich, daß sich 

verschiedene technische Aufsichtsbeamte schon bereit 
erklärt haben, als Berufsberater mitzuwirken und 
auch als solche bereits tätig sind. Es ist schon 

gelungen, sehr viele Kriegsbeschädigte unterzubringen, 

besonders nachdem sie in besonderen Lehrwerkstätten 
ausgebildet und mit der Benutzung von Ersatzgliedern 

vertraut gemacht worden sind. Notwendig ist, daß 
die Berufsberatung möglichst früh einsetzt. Ein 

Uebelstand ist es, daß durch Veröffentlichung schlechter 

Abbildungen von Ersatzgliedern ein ungünstiger Ein­
druck hervorgerufen worden ist. Herr Direktor 

Schee le  wies darauf hin, daß die Brauerei-Berufs­
genossenschaft sich schon seit 25 Jahren mit der 

Wiedereinstellung von Verletzten befaßt hat. In den 

meisten Fällen wurden die Leute in dem Betriebe, 

wo sie vorher gearbeitet hatten, beschäftigt. Bei den 

Kriegsbeschädigten ist kein neues Feld vorhanden, 

sondern es ist nur das auszubauen, was bisher an­
gestrebt worden ist. Herr Senatspräsident H artm ann

wies darauf hin, daß die Sache nicht nur eine wirt­
schaftliche Seite hat, sondern auch eine Unfallver­
hütungsfrage ist, denn bei der Wiederbeschäftigung 

Verletzter muß für Beachtung der Unfallverhütungs­
vorschriften gesorgt werden, wofür das Reichsver­

sicherungsamt frühzeitig eingetreten ist. Ein Fehler 

ist es, daß Kriegsbeschädigte in den Lazaretten, wo 
ihre Beschäftigung eine arbeitstherapeutische Tätigkeit 
bildet, zu lange behalten werden. Es ist notwendig, 

sie möglichst früh wieder in die Arbeit hineinzubringen, 

Herr Präsident K au fm ann  betont, daß die Aus­
führungen des Vortragenden erkennen lassen, wie 

wertvoll die Heranziehung der technischen Aufsichts­
beamten für die Berufsberatung ist. Trotzdem sind 

daran bis jetzt verhältnismäßig wenig technische 

Aufsichtsbeamte beteiligt. Im Frieden hat schon viel 

wertvolle Arbeitskraft brach gelegen, was jetzt nicht 
mehr Vorkommen darf. Es wird daher in Zukunft 

eine große Aufgabe der Berufsgenossenschaften sein, 
die jetzigen Erfahrungen bei den Unfallverletzten zu 

verwerten, wozu die technischen Aufsichtsbeamten in 

erheblichem Maße beitragen müssen. Nachdem der 
Vorsitzende Oberingenieur Behr Herrn Präsident 

Kaufmann den Dank des Vereins für seine Worte 
ausgesprochen hatte, schloß er den ersten Sitzungstag.

Um 4 Uhr folgte ein gemeinsames Mittagessen 

der Teilnehmer im Fürstenhof.

2. Sitzungstag am 25. September.

Herr Oberingenieur Behr eröffnet die Sitzung 

um 9 '/4 Uhr und nimmt, nachdem Herr Oberbürger­

meister Dr. D o n n d o r f  einige Begrüßungsworte ge­
sprochen hat, das Wort zu Punkt 2 der Tagesordnung: 

E r s ta t tu n g  des Jah re sbe r ich te s  1916/1917.

Die Tätigkeit des Vereins wurde im verflossenen 

Vereinsjahre durch den Krieg sehr gehemmt, da ein 

großer Teil der Mitglieder zum Heeresdienst einge­

zogen ist und die in ihrer Tätigkeit verbliebenen 

Mitglieder naturgemäß durch ihre Berufsarbeiten sehr 

stark in Anspruch genommen sind.

Am 2. Januar 1917 verstarb leider nach langer 
Krankheit unser Vorsitzender Herr Oberingenieur 

Seidel, dessen ganz hervorragende Verdienste um den 
Verein schon in einem Nachruf in der „Sozialtechnik“ 

gewürdigt worden sind. Da aber Herr Oberingenieur 

Behr schon am 2. Dezember 1916 auf Grund eines 
Vorstandsbeschlußes die Geschäftsführung des Vereins 
übernommen hatte, so trat nach dem Tode von 

Herrn Seidel in dieser Richtung keine Aenderung ein.

Während der Mitgliederbestand bislang noch 

214 betrug, fiel dieser im Jahre 1916/1917 auf 201 

Mitglieder.

Den Heldentod für das Vaterland erlitt Fritz 
Albrecht-Magdeburg, außerdem verstarben:

Carl Seidel-Berlin,

Christian Kellermann-Dortmund,

Gustav Poggenpohl-Cöln,

Carl Wiechmann Berlin,

Heinrich Schliephake-Hannover,
August Ufermann-Bielefeld,
Arthur Klein-Berlin.
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Ausgetreten sind die Herren:

Siemens-Königsberg i. Pr., Plambeck-Berlin, 

Raeschke-Berlin, Griining-Gießen, Emmert-Ansbach, 

Fichtner-Zwickau, Jänichen-Chemnitz, Herrmann- 

Dresden.
Neueingetreten sind folgende Herren:
Direktor H ir s c h b e rg  von der Allg. Elek- 

trizitäts-Gesellschaft, Berlin,
G eo rg  S chad , Ingenieur, technischer Auf­

sichtsbeamter der Lagerei - Berufsgenossenschaft, 

Mannheim,
T öp fe re i- B e ru fsgenossenscha ft, Berlin (für 

Hammann - Charlottenburg),

S e iden- B e ru fsgenossenscha ft, Crefeld (für 

Schroers-Crefeld),
W estdeu tsche  B in n e n s c h if fa h r ts  -B eru fs­

genossenscha ft, Duisburg (für Brandes-Duisburg), 

D eutsche  B uchd rucke r- B e ru fsgeno ssen-  

scha ft, Leipzig.
Von den ausgetretenen Herren sind eine ganze 

Reihe zum Heeresdienst eingezogen und es besteht 

die Hoffnung, daß sie nach Beendigung des Krieges 

bei uns wieder eintreten.

Der Vorsitzende hat bei den beteiligten Berufs­
genossenschaften eine Umfrage abgehalten, um fest­

zustellen, welche seiner Mitglieder im Heeresdienst 
stehen und welche schon den Heldentod erlitten 

haben. Diese Zusammenstellung wird veröffentlicht 

werden.*)

Am 26. Januar 1917 hatte die Berliner Gruppe 

des Vereins im Hause des Vereins Deutscher Inge­
nieure eine Sitzung, um das Rundschreiben des 

Reichsversicherungsamtes vom 20. Dezember 1916 
über die Beschäftigung von Kriegsbeschädigten, Un­

fallverletzten, sowie weiblicher und jugendlicher Ar­

beiter zu besprechen. Die Versammlung war von

15 Mitgliedern besucht und man war sich darüber 
einig, daß den Anregungen des Reichsversicherungs­

amtes weitgehendst Folge zu leisten sei, aber unter 
dem Vorbehalt, daß die bestehenden Unfallver­
hütungsvorschriften der einzelnen Berufsgenossen­

schaften nicht allein nicht dabei ausgeschaltet werden 

dürften, sondern daß im Gegenteil für diese Per­
sonen von Fall zu Fall beurteilt noch möglichst ein 

erhöhter Unfallschutz vorzusehen sei.

Die von der Prüfungsstelle für Ersatzglieder 

herausgegebenen Merkblätter wurden den Vereins­
mitgliedern durch die Post zugesandt. Durch die 
Anschaffung und Versendung dieser Merkblätter ent­

stehen dem Verein nicht unerhebliche Kosten, die 

dieser aber im Interesse der guten Sache jedenfalls 
zu tragen hat.

Der Verein erhielt eine Geldunterstützung von 

je 100 Mark von der S äch s ischen  Textil-Be- 
ru fsg en o sse n sc h a ft , Leipzig und von der D e u t­

schen B u chd ru ck e r- B e ru fsg eno sse n scha ft , 

Leipzig Auch noch an dieser Stelle sei beiden Be­
rufsgenossenschaften der beste Dank für diese Gabe 

ausgesprochen.

*) Das Ergebnis ist am Schluß dieses Verhandlungs­
berichtes wiedergegeben.

Ein Einkommen aus den vom Verein heraus­

gegebenen Schriften hat dieser nicht mehr.

Die „Sozialtechnik“ konnte nur mit Mühe in 
ihrem Bestehen erhalten werden, da der Schriftleiter 

derselben, Herr Geh. Reg.-Rat Kolbe, als Major im 

Felde steht. In der letzten Zeit erschien die Schrift 
nur noch einmal monatlich und es ist möglich, daß 

die Zeitung mit dem Ende des Jahres ganz eingehen 
wird, da der Verleger wegen der vielen Schwierig­
keiten während des Krieges bei der Herstellung und 

Herausgabe der Zeitschrift keine Deckung für seine 

Unkosten findet.
Zuwendungen für unser Vereinsorgan haben ge­

leistet:
P ap ie rm ach  er-B eru fsgenossenscha ft 

100 M.,
B e ru fsg eno ssen scha ft der F e in m e ch an ik  
und E le k tro te c h n ik  50 M., 

L ede r in d u s tr ie - B e ru fsg eno ssen scha ft 

50 M.
Für diese Zuwendungen bringt auch der Verein 

seinen Dank zum Ausdruck.

Der Bücherei des Vereins sind in großer Zahl 
Verwaltungsberichte von Berufsgenossenschaften und 

Jahresberichte der technischen Aufsichtsbeamten 

zugegangen.
Außerdem sind eingegangen:

Geschäftsbericht 1916 des Schlesischen Vereins 
zur Ueberwachung von Dampfkesseln.

Jahresbericht 1916 des Dampfkessel - Ueber- 

wachungs-Vereins der Zechen im Oberbergamts­
bezirk Dortmund.

Jahresbericht 1915 des Königl. Materialprüfungs­

amts der Technischen Hochschule zu Berlin.

Berichte der Draegerwerke in Lübeck.

Cöthener Akademische Blätter des Polytechnikum 

Cöthen i. Anh.
Für die Ueberlassung an den Verein wird hier 

mit verbindlichster Dank ausgesprochen.

Der Jahresbericht wird genehmigt.
Hierauf folgt Punkt 3: K assenbericht.

Herr Ingenieur S chä fe r legt in Vertretung des 
verhinderten Schatzmeisters Herrn Hofrat Loebner 

den Rechnungsabschluß 1916/17 vor und regt nach 

seiner Verlesung an, wiederum 1000 M. Kriegs­

anleihe zu zeichnen, was von der Versammlung ge­

nehmigt wird.
Die von Herrn Ingenieur S ch ä fe r  gleichzeitig, 

im Aufträge des anderen Rechnungsprüfers Herrn 
K ies le r  und dem SchatzmeisterHern HofratLoebner, 

ersuchte Entlastung der Rechnungsführung wird 

erteilt,
Der Jahresbeitrag für das neue Geschäftsjahr 

wird wiederum auf 15 M. festgesetzt.
Herr Geheimrat Gary erwähnt, daß der eiserne 

Abguß von der dem Verein in Budapest verliehenen 
Goldenen Medaille hergestellt ist. Von diesem Ab­

guß können Mitglieder auf W unsch' Stücke gegen 
Erstattung der Kosten erhalten.

Zu Punkt 4: N euw ah len  ergibt sich, daß, außer 

den bereits gewählten Vorsitzenden Herrn Ober- 
ingenieurNottebohm  und Herrn Oberingenieur Behr,
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Nr. G egens tand M Pf Nr. G egens tand M Pf

1 Kassenbestand aus 1915/16 . . 4058 90 1 Schreibhilfen, Drucksachen, Papier,

2 Mitgliederbeiträge: P o r t o ............................................ 389 79

a) 177 zu M 15 (einschl. 6 im 2 H aup tversam m lung ...................... — —

Jahre 1915/16 vorausgezahl­ 3 Zeitschriften und Bücher . . . 434 __
ter Beträge) . . M 2655.—

b) 7 zu M 15 für 4 Bezug der Vereinsschrift „Sozial-

1917/18 . . . „ 105.— Technik“ ...................................... 1464 7 b

c) 1 für 1916/17 5 Druckkosten der Verhandlungen
doppelt gezahlter der Hauptversammlung . . . 324 60
Betrag (übertra­

gen auf 1917/18) „ 15.— 2775 __
6 Ankauf von 4000 M Deutscher 

Kriegsanleihe (5. und 6. Anleihe)

3 Zuwendungen:

a) der Sächsischen 

Textil - Berufsge­
7

zum Kurse von 98 %  . . .

Uebertrag der Einnahmen 2 b und 
c auf 1917/18 ...........................

3920

120
nossenschaft in
Leipzig . . . M 100.—

8 Verschiedenes................................. 104 95

b) der Deutschen 9 Kassenbestand :

Buchdrucker- a) lt. Einlagebuch bei

Berufsgenossen- der Allg. Deutschen

schaftfür 1915/16 Credit - Anstalt in

und 1916/17 je Leipzig . . . .  N\ 137.85

100 M .................. 200.— 300 - b) lt. Einlagebuch bei

4 Erlös aus Verkauf von fünf Exem­
der Städtischen

plaren der Verhandlungen der
Sparkasse in Leip­

zig ......................„ 547.19

c) b a r ......................„ 87.88
5

Hauptversammlung . . . .  

Erlös aus Verkauf der goldenen 
Medaille von der Budapester 

Ausstellung (verkauft an die 
Zentrale für Vaterländische Hilfe 

in F r ie d e n a u ) ...........................

9

117

35
772 92

6 Zinsertrag der Wertpapiere:

a) 4 %  Leipziger 
Stadtanleihe . . M 80.—

b) 5 °/0 Deutsche 
Kriegsanleihen . „ 75.— 155

1 4

7 Zinsen:

a) der Einlage bei 

der Allg. Deut­
schen Credit-An-

stalt in Leipzig . M 1.90

b) der Einlage bei 

der Städtischen 

Sparkasse in
Leipzig . . .  „ 113.86 115 76

/
7531 01 7531 01

Leipzig, 31. Ju li 1917.

Verein Deutscher Revisions-Ingenieure.
Der Schatzmeister.

Die vorstehende Rechnung ist in Einnahme und Ausgate geprüft, mit den Belegen verglichen und richtig befunden worden, 
insbesondere wurden auch die vorhandenen Wertbestände geprüft und die Sparkassenbücher und Wertpapiere eingesehen.

Leipzig, den 20. August 1917. H e rm ann  S ch ä fe r , O tto  K ies le r, 
Rechnungsprüfer.
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Vermögensnachweis

1. Kassenbestand am 31. Ju li 1917 (Nr. 9 der Ausgaben) ..................................................................

2. Wertpapiere: a) M 2000 Nennwert 4 °/0 Leipziger Stadtanleihe von 1904/08 nach dem Steuer­

kurswert vom 31. Dezember 1916 zu 9 3 %  eingesetzt . . . . M 1860.—

b) M 4000 Nennwert 5. und 6. 5 %  Deutsche Kriegsanleihe je

M 772.92

5780.-

Kostenanschlag für 1917/18.

M 6552.92

Einnahme: Ausgabe:

Vermögen Ende 1916/17 . . . . . M 6552.92 Summe wie Titel 1— 5 und 8 der Jahres­

180 Mitgliederbeiträge zu je M 15 . . „ 2700 — rechnung 1916/17 ........................... M 2718.09

Z in se n ...................................................... . „ 270.— Mehrausgabe bei diesen Titeln . . . „ 500.—

Vermögen: a) Wertpapiere . M 5780.—
b) Kassenbestand „ 524.83 ., 6304.83

M 9522.92 M 9522 92

Leipzig, den 31. Juli 1917.

unter Anerkennung seiner Verdienste Herr Hofrat 
Dr. L oebne r  als Schatzmeister wiedergewählt wird. 

Als Schriftführer wird an Stelle des Herrn Behr 

Herr Ingenieur D ü c h t in g  gewählt. Ferner werden 

in den Geschäftsführenden Auschuß die Herren 

Ingenieur T h. Z achar ias , Regierungsbaumeister

a. D. G eo rg  M ande l und Gewerberat Dr. M ü lle r , 
in die Redaktionskommission die Herren Oberingenieur 

H ü tt , Z scheyge , Gewerbe-Assessor M ic h e ls  und 
Baumeister L eupo ld  und zu Rechnungsprüfern die 

Herren Ingenieur S c h ä fe r  und K ie s le r  gewählt.

Hierauf folgt eine Aussprache über die Vereins- 
Zeitschrift „Sozial-Techn k “. Es wird beschlossen, 

den für die Mitglieder zu leistenden Beitrag zu er­
höhen. Herr Gärttner regt an, die Berufsgenossen­

schaften durch die Kollegen zur Unterstützung der 

Zeitschrift zu veranlassen. Herr Senatspräsident 

Hartmann schlägt vor, die Kaiser Wilhelm und 
Viktoria-Stiftung des Verbandes der Deutschen Be­
rufsgenossenschaften um Beitrag für die Zeitschrift 

anzugehen. Es wird dem Vorstande überlassen, ent­
sprechende Schritte zu tun. Herr Behr erwähnt 

dann noch, daß der Verein im Jahre 1919 sein 

25jähriges Stiftungsfest begehen wird, wozu der 
Redaktionskommission entsprechende Maßnahmen 
übertragen werden.

Herr Ingenieur Fr. G underloch-B erlin  bringt 

zur. Sprache, die Vordrucke für die Unfallmeldungen 
dahin zu vervollständigen, daß angegeben werden 

muß, ob die Verletzungen Kriegsbeschädigte betroffen 
haben und ob gegebenen Falles bei dem Unfalle ein 

Zusammenhang mit der Kriegsbeschädigung besteht. 

Zu dieser Frage äußern sich die Herren Deiters, 
Nottebohm, Hoffmann, Pierau, Hartmann, Behr,

Düchting, Molz und Michels. Es wurde darauf hin­
gewiesen, daß der Vordruck amtlich festgelegt ist, 

und schon durch die Frage 6b eine Beantwortung 

der gewünschten Angabe erfolgen kann. Auch aus 

der Schilderung des Unfalles wird zu ersehen sein, 
ob etwa eine Kriegsbeschädigung die Veranlassung 

war. Es ist jedoch zweckmäßig, die Sache dem Ver­
bände der Deutschen Berufsgenossenschaften zu 

unterbreiten.
Es folgt Punkt 9 der Tagesordnung:
Herr Geheimrat Prof. G ary : Durch den

Mangel an Leder, Faserstoff und Gummi ist die Be­
schaffung von Treibriemen mit großen Schwierig­

keiten verbunden, die noch durch die eingetretene 
Preissteigerung erhöht werden. Die Industrie hat 

rechtzeitig die Mängel erkannt und mit großem 
Fleiße auf Ersatzmittel hingearbeitet. Die Be­

mühungen waren von Erfolg gekrönt, und es ist 
gelungen, Treibriemen als Ersatz herzustellen, die 
den gestellten Anforderungen genügen. Es existiert 
eine R ie m e n- F re ig ab e s te lle  in B e r lin  W  35, 
Potsdamer Straße 122. Ich weise auf deren Merk­

blätter hin, die alles Wichtige über Ersatzriemen 
enthalten. Besondere Beachtung verdienen die bei­

den Blätter 11 und 22. Es ist dem Merkblatt eine 
Zusammenstellung der Firmen angeheftet, die die 

verschiedenen Riemenarten hersteilen. Das zweite 

Merkblatt bezieht sich auf die Behandlung von Er­

satzriemen.
In der „Sozial-Technik“ vom August 1917, Nr. 8, 

wurde schon ein interessanter Aufsatz (von Groh- 
Chemnitz) veröffentlicht, dem man sehr viel Wert­

volles entnehmen kann. Selbstverständlich fallen in 
der Industrie die Urteile über die Ersatzriemen nicht

\
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einheitlich aus; das liegt in der Hauptsache daran, 

daß die zu Anfang gefertigten Riemen natürlich nicht 
die Vollkommenheit besaßen wie die heutigen und 

daß die Fabrikation erhebliche Fortschritte gemacht 
hat, so daß befriedigende Resultate erzielt worden sind.

In unserer Berufsgenossenschaft wurden vor 

einigen Monaten Versuche unternommen, um festzu­
stellen, welcher Ersatzriemen an bestimmten Trans­

missionen verwendet werden kann und wie er sich 

bewährt hat. Die Urteile gehen darin noch sehr 
auseinander. Dabei ist auch wieder das Stahlband 

zur Sprache gekommen; dieses bildet eine große Un­
fallgefahr. In verschiedenen Betrieben hat es sich 

durchaus bewährt, in anderen Betrieben nicht. Es 

wird hierfür die Eloesser - Kraftband - Gesellschaft, 
Charlottenburg, genannt. Die Bänder sollen ruhig und 

ohne Schlag laufen, aber die Riemenscheiben sollen 

sich schnell glatt laufen. Ueber die Unfallgefahr habe 
ich mich schon seinerzeit geäußert; wenn der Riemen 

reißt, ist es außerordentlich gefährlich für die ganze 

Umgebung, es muß also besondere Vorsicht geübt 

werden. Die Urteile über Riemen aus Papiergewebe, 
„Textor-Riemen-Ersatz“, gehen auseinander. Mit 

einigen Riemen hat man hervorragende Erfolge er­

zielt, die ermutigen, die Versuche fortzusetzen.
HerrOberingenieurH ü tt: Der Betrieb Schroed ter 

& Co. in Berlin N. 54 stellt aus Papiergarn Treib­

riemen, Seile und Tranzportbänder her. Sie werden 

entweder als Gurt ausgeführt u n d 'in  entsprechen­

der Breite zusammengenäht oder aber aus mehreren 

stärkeren Seilen hergestellt, die in solcher Zahl neben­

einander verbunden werden, daß die gewünschte 
Riemenbreite erzielt wird. Zweckmäßig ist es, Riemen 
und Seile zu imprägnieren. Die hier zur Verfügung 
gestellten Proben, die ich herumreiche, zeigen den 

Herren Kollegen die Ausführungsarten. An einigen 

der Proben befinden sich auch brauchbare Riemver­

bindungen. Die Prospekte'stehen, soweit sie reichen, 

zur Verfügung; weitere können von der Firma Eras 

& G a y d u l,  Berlin C 2, Burgstraße 26, die den Ver­

trieb dieser Erzeugnisse übernommen hat, ange­

fordert werden.
In der Aussprache, an der die Herren Herrmann, 

Behr, Stöpel, Dr. Adam, Feldmann und Gärtner teil- 
nahmen, wurde darauf hingewiesen, daß es notwendig 

ist, bei Treibriemen aus Papier die Scheiben zu ver­
breitern oder die Geschwindigkeit zu erhöhen; für die 
chemische Industrie scheinen solche Riemen wegen 

ihrer leichteren Brennbarkeit nicht verwendbar zu 

sein. In bezug auf elektrische Erscheinungen konnten 
Erfahrungen noch nicht mitgeteilt werden. Papier­

gurte sind auch für Pferdegeschirre geliefert und be­

züglich Dauerhaftigkeit und Zugfestigkeit als brauch­

bar bezeichnet worden. Es wurde ferner auf die in 

nächster Zeit stattfindenden Papiergewebe-Aus­
stellungen aufmerksam gemacht. Ueber Holztreib­

riemen wurde mitgeteilt, daß sie den Nachteil haben, 

zu schwer und für schnelllaufende Betriebe nicht ver­

wendbar zu sein. Bei Stahlbandriemen ist zur Ver­

hütung von Unfällen vollständige Einkapselung not­

wendig. Wegen der großen Bedeutung der Riemen­

frage für die Industrie wurde vorgeschlagen, eine

Vereinsschrift auszuarbeiten, was die Herren Deiters 

und Feldmann unter Beihilfe des Herrn Geheimrat 
Professor Gary übernehmen sollen.

Punkt 10: B litz s c h u tz  an G ebäuden  nach 
E n te ig  nung , ,d e .r/B litz ab lejfe.r. ' --- —

flerr Oberingenieur A lvens leben-B ’erlin:

Die Frage des Kupferersatzes an Blitzableiteran­

lagen läßt sich nicht ohne kurze Betrachtungen über 
den Bau solcher Anlagen beantworten. Denn obwohl, 

wie Sie alle wissen, bereits vor mehr als 150 Jahren 

Franklin den Bau von Blitzschutzanlagen empfohlen 

hat, besteht heute noch bei Laien, und leider auch 
noch bei Fachleuten, die größte Unkenntnis über 

die Grundbedingungen für einen guten Blitzschutz.
Uns allen wurde in der Schule noch gelehrt, 

daß die Auffangstangen und deren Spitzen einen 

Ausgleich zwischen den Elektrizitätsmengen der Erde 

und der Wolken bewirken und so die Blitzschläge 

verhindern sollen. Daß dem nicht so ist, ergibt die 

einfache Ueberlegung. Denn bei den außerordent­
lichen und in kurzer Zeit sich anhäufenden Elektri­

zitätsmengen kann die ausgleichende Wirkung der 
Spitzen nur gering sein. Der Blitzableiter hat also 

nicht den Zweck, die Spannungen auszugleichen, 

sondern, wie sein Name sagt, den das Haus treffenden 
Blitz unschädlich abzuleiten. Daraus ergibt sich weiter, 
daß eine Spitze oder Auffangstange nicht erforderlich 

ist. Wird der Blitzableiter nur etwas über die obersten 

Gebäudeteile geführt oder wird er, wenndiese ausMetall 

bestehen, an diese angeschlossen, so erübrigt sich jede 

weitere Stange. Man war auch noch dazu über­
gegangen, die Spitzen der Auffangstangen aus Edel­

metall, Platin oder Gold, herzustellen, da blanke 
Spitzen einen größeren Schutz abgeben sollten. Das 
ist natürlich Unsinn und deshalb ist gegen die Be­

schlagnahme und Ablieferung der Platinspitzen in 

heutiger Zeit nichts einzuwenden.

Gefördert werden leider die verkehrten An­

schauungen durch geschäftstüchtige Erbauer von 
Blitzschutzanlagen. So trat auf dem Verbandstag 

des Vereins Deutscher Elektrotechniker in Breslau 

nach dem Vortrag über Blitzableiter ein älterer Elek­
trotechniker auf und verwahrte sich ganz entschieden 
gegen die Förderung des Baues vereinfachter Blitz­

ableiter, da man dabei nichts mehr verdienen könne.
Ich komme nunmehr zu den Ableitungen. Der 

Schaden, "den ein Blitzschlag anrichtet, kann durch 
dessen Wärmewirkung oder durch die sprengende 

W irkung beim Durchschlag schlechter Leiter verursacht 
werden. Der Blitz wird stets den Weg wählen, auf 

welchem er den geringsten elektrischen Widerständen 

begegnet. Trifft er auf Widerstände, so durchschlägt 

oder überspringt er sie und falls sie brennbar sind, 
zündet er auch noch.

Diese Beobachtungen führten Franklin dazu, an 
der Außenseite seines Hauses ein eisernes Band vom 

Dache zur Erde zu legen, in der richtigen Annahme, 

daß der Blitz diesen Weg jedem anderen vorziehen 

würde. Erst später ging man zu der Anordnung 

der Spitzen und der Verwendung von Kupfer als 

Ableiter über, ohne eine Verbesserung der W irkung 
damit zu erzielen. Damit ist auch die Frage des
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Ersatzes des Kupfers als Material für die Gebäude­
leitungen beantwortet. Eisen tut die gleichen Dienste 

wie Kupfer, sofern man entsprechende Querschnitte 

wählt. Allgemein nimmt man bei Eisen etwa doppelt 

so große Querschnitte als bei Kupfer, mindestens aber 
50 qmm bei verzweigten und 100 qmm bei unver­

zweigten Leitungen. Bemerkt sei noch, daß Band­

eisen nicht unter 2 mm Dicke wegen der Gefahr des 
Durchrostens genommen werden soll. Ich möchte 

weiter darauf hinweisen, daß Regenabfallrohre für 
sich schon eine gute Ableitung ergeben, sofern sie 

am unteren Ende mit einer Erdleitung verbunden 

sind. Es tut dabei nichts, wenn sie nicht mit ein­
ander verlötet sind, auch selbst wenn Unterbrechungen 

von einigen Zentimetern vorhanden sind.

Die Sicherheit gegen Blitzschaden wird erhöht, 

sofern man das Haus an mehreren Seiten durch Ab­
leitungen schützt. Man verläßt sich deshalb nicht 

auf die Regenabfallrohre allein. Ferner ist noch zu 
bemerken, daß die Gebäudeleitungen sich möglichst 

dem Gebäude anschmiegen, nicht aber, wie man oft 

sehen kann, in häßlicher Weise in großen Bogen um 
Dachrinnen und auf langen Stützen in weitem Abstand 

vom Gebäude geführt werden sollen. Fabrikschorn­

steine nehme ich hierbei allerdings aus, sofern sie 

mit eisernen Bandagen versehen sind. Entgegen 
den Vorschlägen des Verbandes Deutscher Elektro­
techniker empfehle ich, hier die Abteilungen in 15 cm 
Abstand vom Mauerwerk zu verlegen. Ich habe die 

Erfahrung gemacht, daß beim Einschlag die Bandagen 

starke magnetische Felder erzeugen, welche durch 
die magnetische Abstoßungskraft die Abteilung zer­

reißen. Hierüber werden Sie nächstens in der Elektro­

technischen Zeitschrift nähere Ausführungen finden.

Nunmehr komme ich zu den Erdleitungen. 

Erdplatten werden heute noch kaum verwendet, da 
sie gegenüber den billigeren Drahtnetzen keine Vor­

teile bieten, denn letztere lassen sich leichter ins 
Erdreich bringen. Etwa vorhandene Kupferplatten 

können also ohne Bedenken gegen eiserne Netze 
oder Drahtgewebe von mindestens 4 mm Drahtstärke er­

setzt werden. Hierbei will ich nicht unerwähnt 

lassen, daß alle Rohrleitungen im Gebäude und in 

einem Umkreise von 10 m mit dem Blitzableiter 
verbunden werden müssen, auch die Gasleitungen! 

Zweckmäßig wird der Gasmesser leitend überbrückt.

Soweit die Theorie. —  In der Praxis wird es 
nicht immer möglich sein, die Blitzableiterteile zu 

entfernen und neue anzubringen, sei es wegen 
baulicher Schwierigkeiten oder aus anderen Gründen. 

Hier empfehle ich, die Behörde, welche die Ab­

lieferung anordnet, um Belassung der Teile zu er­
suchen, unter Hinweis auf die Schwierigkeiten und 

unter Begründung derselben. Ich bin überzeugt, 

daß, wie bei allen Beschlagnahme - Verfügungen, 
auch hier Ausnahmen gestattet werden und gestattet 

werden müssen.
Für die Ablieferung des Kupfers wird eine Frist 

gestellt werden müssen, in welcher die Beschaffung 

des Eisens in die Wege zu leiten ist. Hierin allein 
sehe ich die Schwierigkeiten des Ersatzes. Bei der 

heutigen Knappheit des Eisendrahtes wird die Be­

schaffung meist recht lange dauern, falls sie über­
haupt möglich ist. Hier hoffe ich, daß uns ein 

baldiger ehrenvoller Friede zu Hilfe kommt, so daß 
ein Ersatz überhaupt nicht mehr erforderlich wird.

An der Aussprache beteiligten sich die Herren 
Behr, Düchting und Alvensleben. Es wurde darauf 

hingewiesen, daß ein vom Kriegsministerium heraus­

gegebenes diesbezügliches Merkblatt nicht erhältlich 
war. Die Meinung, daß Kosten und Gefahren bei 
Entfernung der kupfernen Blitzableiter nicht im Ver­

hältnis zu dem zu erreichenden Vorteile stehen dürften, 

wurde seitens des Vortragenden zurückgewiesen, denn 
es sind viele kupferne Blitzableiter vorhanden, die von 
jedem Schlosser ausgewechselt werden können; es 

kommt nur darauf an, das erforderliche Eisen recht­

zeitig zu beschaffen. Zum Schutze im Innern der 

Gebäude müssen alle Rohrleitungen, Gas- wie Wasser­

leitungen, an dem der Blitzableiter, der durchaus 
nicht überflüssig ist, angeschlossen werden. Seit
16 Jahren sind vom Verbände der Elektrotechniker 

die Vorschläge zur Anlage von vereinfachten Blitz­
ableitern herausgegeben.

Punkt 11: K e n n ze ic h nu n g  der S ta h lf la s c h e n  

fü r  k o m p r im ie r te  Gase.

Herr Gewerberat Dr. M ü lle r ,  Darmstadt:

Die Stahlflaschen für komprimierte Gase haben 

gerade im jetzigen Kriege eine ganz besondere Be­
deutung gewonnen. Dies mag die Ursache gewesen 
sein, daß von seiten des Vorstandes des V. D. Revi­

sions-Ingenieure dieses Thema auf die Tagesordnung 

gesetzt worden ist.
Da ich nun selbst auf diesem Gebiete keine 

besonderen Erfahrungen zu machen Gelegenheit 

hatte und auch nicht zu den Fachleuten gehöre, die 

sich mit der Prüfung zu befassen haben, so habe 

ich nur einiges Material zusammengestellt, um einer 
dringenden Bitte unseres stellvertretenden Vorsitzen­

den zu entsprechen, und hoffe, daß bei der an­
schließenden Aussprache um so mehr die Gelegenheit 

wahrgenommen wird, daß diejenigen Herren, welche 
diesen Fragen beruflich näher stehen und über 

reiche Erfahrungen verfügen, das Wort er­

greifen.
Uns allen ist bekannt, daß die Explosion einer 

Stahlflasche sehr häufig nicht allein schwere Unfall­

gefahren, sondern auch erhebliche Materialschäden 
im Gefolge haben kann. Im Anfänge tappte man 

im Dunklen, und wenn man keine ersichtliche Ur­
sache wahrnehmen konnte, gab man sich damit 

zufrieden, daß man einen Materialfehler annahm, und 

war im übrigen machtlos.
Eine grundlegende Bearbeitung dieser wichtigen 

Fragen ist meines Wissens in größerem Umfange 
von der B e ru fsgenossenscha ft der ehem. 

In d u s tr ie  zuerst aufgenommen worden.

W ir finden in den im  Jahre  1912 in  K raft 
ge tre tenen  U n fa llv e rh ü tu n g s v o rs c h r if te n  be­

sondere Bestimmungen über Transportgefäße für ver­

flüssigte oder verdichtete Gase.

Andere Quellen für die Beurteilung der einschlä­
gigen Fragen hatte ich zunächst nicht. Da es aber
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nahe lag, daß die grundsätzliche Regelung dieser 
Fragen auch vom Reiche in Angriff genommen worden 

ist, wandte ich mich an die Eisenbahn, um mich zu 

vergewissern, ob in dem deutschen E isenbahn-  
G ü te r ta r if  besondere Bestimmungen enthalten 

waren. Es ergab sich nun, daß im Anschluß an die 
Beförderungsvorschriften für Munition und Spreng­

stoffe auch eingehende Vorschriften für verdichtete 

und verflüssigte Gase vorhanden waren, und ich 
konnte hierbei feststellen, daß sie im großen ganzen 

den Vorschriften der Berufsgenossenschaft der ehem. 

Industrie entsprachen. In dem Tarif, der a n 1. Mai 1917 
in Kraft getreten ist, finden sie sich im Teil 1, Abt. A 

unter den Anlagen.

Auf der Suche nach weiteren Vorschriften kam 
ich auch auf eine P o liz e iv e ro rd n u n g  des Re­
g ie ru n g sp rä s id e n te n  von W iesbaden , welche 

während des Krieges in Kraft getreten ist, und die 
zweifellos gleichlautend auch von anderen Regierungs­

präsidenten des Königreichs Preußen oder auch von 
anderen Bundesstaaten erlassen sein wird. Sie ist 

enthalten im „Amtsblatt für den Stadtkreis Frank­

furt a. M .“ vom 24. Oktober 1914. Sie betrifft den 
Verkehr mit verflüssigten und verdichteten Gasen 

und ist am 14. Oktober 1914 erlassen.
Auch hier konnte ich feststellen, daß sie 

sich im großen ganzen an die Vorschriften 

der Berufsgenossenschaft der ehem. Industrie hält.

Da in dieser Polizeiverordnung auch ein Hinweis 

auf Flaschen der Militärverwaltung enthalten war, 
erfuhr ich in letzterstunde, daß auch vom In spek teu r  

der L u fts c h iffe r tru p p e n  Vorschriften erlassen 
worden sind, die, als Entwurf gedruckt, zunächst 
nicht für die breite Oeffentlichkeit bestimmt sind. 
Auch hier stieß ich auf die Bestimmungen der Be­

rufsgenossenschaft der ehem. Industrie, die allerdings, 
namentlich hinsichtlich der Kennzeichnung, den be­

sonderen militärischen Interessen zu entsprechen 

hatten und sich bei der Bedeutung der Zeppelin­
schiffahrt für die Kriegführung vorzugsweise auf den 

Verkehr mit Wasserstoffgasflaschen erstreckten, ln 

diesen waren am Schlüsse noch Sonderbestimmungen 
für Sauerstoffgasflaschen aufgeführt. In dem sehr 

übersichtlich zusammengestellten militärischen Ent­
wurf fand ich denn auch den E rlaß  des H e rrn  
M in is te rs  fü r  H ande l und G ew erbe, IIb 4866, 

vom  2. J u l i  1914 —  M in is te r ia le r la ß  der
Handels- und  G ew e rbeve rw a ltu ng , S. 401 ff. — , 

welcher den Neuerlaß der oben bereits erwähnten 

Polizeiverordnung betr. den Verkehr mit verflüssigten 
und verdichteten Gasen anordnete, im Anschluß an 

den Erlaß vom 4. April 1913 (H. M. Bl. S. 285).*)
Für die gefahrlose Handhabung und Lagerung 

der Flaschen sind nun eine Reihe von Bedingungen 
peinlich zu erfüllen, welche in dem bekannten Werke 

über U n fa llv e rh ü tu n g s te c h n ik  von  Prof. Dr.

*) Vorstehende Vorschriften und Erlasse seien noch ver­
vollständigt durch die B e k a n n tm a c h u n g  des S t e l lv e r ­
tre te rs  des R e ic h s k a n z le r s  vom  8. M ärz  1917 über den 
Verkehr mit eisernen Flaschen, R. Q. Bl. S. 223, sowie die 
B e k a n n tm a c h u n g  betr. A e n d e ru n g  de r  V e ro rd n u n g  
üb e r  den  V e rk e h r  m it  e is e rn e n  F la s c h e n  vom

S ch le s in g e r  in folgender Weise zusammengestellt 
sind:

1. Jede Flasche muß vor einer Neufüllung völlig 

leer sein.
2. Jede Flasche muß eine sichere Standfläche haben 

und gegen Umherrollen durch eine fest mit der 

Flasche verbundene Vorrichtung gesichert sein.
3. Jede Flasche ist je nach der notwendigen Innen­

spannung durch Druckproben auf die Zuverlässig­
keit ihrer Wände fortlaufend zu prüfen.

4. Das Verschlußventil muß eine feste Schutzkappe 

haben und mit einer Oeffnung für etwa ent­
weichende Gase versehen sein.

5. Es sind Sicherheitsvorrichtungen insbesondere 

bei den verflüssigten Gasen vorzusehen, durch 

die Gas entweicht, sobald die Spannung in der 

Flasche den zulässigen Druck übersteigt.
6. beim Ueberleiten verflüssigter oder verdichteter 

Gase aus Versandbehältern in geschlossene Ge­
fäße, die für einen niedrigeren Druck gebaut 

sind, müssen entweder Reduzierventile verwendet 

werden oder die Gefäße sind mit Sicherheits­

ventil und Manometer zu versehen.
Die Erfüllung dieser 6 Bedingungen ist im wesent­

lichen auch in den oben genannten Vorschriften oder 
Verordnungen enthalten. Jedenfalls darf erwartet 
werden, daß in der anschließenden Aussprache manch 
wertvolle Mitteilungen aus der Praxis gegeben werden.

Es sei nun zum Schlüsse auf die wichtigsten Be­

stimmungen der Unfallverhütungsvorschriften der Be­

rufsgenossenschaft der ehem. Industrie, insbesondere 
auch auf die Kennzeichnung derselben, näher ein­
gegangen. W ir haben hier besondere Vorschriften
1. über Transportgefäße für verflüssigte oder ver­
dichtete Gase, 2. für die gewerbsmäßige Verdichtung 

und Verflüssigung von Gasen.

Der G e ltu n g sb e re ic h  der Vorschriften für 1 
erstreckt sich zunächst auf die Art der Gase, wie 

Kohlensäure, Ammoniak, Chlor, schweflige Säure, 

Chlorkohlenoxyd (Phosgen), Chlormethyl, Chloräthyl, 

Stickoxydul, Acetylen, gelöstes und in porösen Massen 

aufgesaugtes Acetylen, Grubengas, Leuchtgas, Fett­
gas, letzteres auch mit einem Zusatz von höchstens 

30 v. H. Acetylen (Mischgas), Wassergas, Wasserstoff, 
Sauerstoff, Stickstoff und Luft in verflüssigtem oder 

verdichtetem Zustand, sodann auf die Festsetzung der 
unteren Grenzen, insofern als kleine Gefäße bis zu 
100 ebem Inhalt nicht unter die Bestimmungen fallen.

Als zulässiger B a u s to ff  der Behälter zur Auf­

nahme der vorgenannten verflüssigten oder verdich­
teten Gase ist Schweißeisen, Flußeisen (Flußstahl) 

oder Formflußeisen (Stahlformguß oder Gußstahl) 

vorgeschrieben. Chlorkohlenoxyd (Phosgen) und ver­
dichtete Gase, deren Druck 20 Atm, nicht übersteigt, 
dürfen mit Ausnahme der Behälter für Acetylen auch 

aus Kupfer bestehen. Behälter für verflüssigte Luft

8. M ä rz  1917 u n d  8. O k to b e r  1917, R. G. Bl. S. 887, nach 
denen der Reichskanzler einen Kommissar für die Bewirt­
schaftung der verflüssigten und verdichteten Gase sowie der 
dazu erforderlichen Flaschen ernennt, welch letztere jedoch 
zur Zeit der Tagung des V. D. Revisionsingenieure in Weimar 
noch nicht bekannt war.
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können aus beliebigem Material sein, doch dürfen 

dieselben nicht gasdicht verschlossen werden.

Die Vorschriften enthalten nun weiter noch Be­

stimmungen über die W an d s tä rk e n  und konstruktive 

Einzelheiten des Materials, sowie der Art der Unter­

suchung desselben. Die Flaschen dürfen erst ge­

stempelt werden, nachdem sie der Druckprobe unter­
worfen worden sind und zu keinen Beanstandungen 

Anlaß gegeben haben.
Als Probedruck gilt bei verflüssigten Qasen, 

soweit ihr höchster Arbeitsdruck 15 Atm. Ueberdruck 
beträgt, der doppelte Betrag des höchsten Arbeits­

drucks, in allen anderen Fällen 15 Atm. mehr als der 

höchste Arbeitsdruck.

Die Wasserdruckprobe ist in regelmäßigen Fristen 
zu wiederholen.

Es folgen nun Bestimmungen über A u s rü s tu n g  

der Behälter, die besonderes Interesse für uns haben.

Die Flaschen müssen mit einer festaufgeschraubten 
Kappe zum Schutz des Absperrventils versehen sein, 

die mit einer kleinen Oeffnung versehen sein muß, 

um entwichenen Qasen den Austritt zu gestatten, 
ferner mit einer das Rollen der Flaschen verhindernden 

Einrichtung. An sichtbarer Stelle sind folgende An­

gaben anzubringen: 1. Bezeichnung der Firma oder 

des Eigentümers, 2. die laufende Fabriknummer,
3. das Leergewicht einschließlich Ventil, Schutzkappe, 
Fußkranz, 4. Datum der letzten Prüfung, 5. Stempel 

des Sachverständigen, 6. Bezeichnung der Art der 
einzufüllenden Oase, sowie 7. bei verflüssigten Gasen 
die Bezeichnung der zulässigen Füllung in kg, bei 

verdichteten Gasen des höchsten Füllungsdruckes. 

Die Bezeichnung der einzufüllenden Gase kann durch 

deren chem ische  F o rm e l erfolgen.

ln diesem Punkte weichen die Polizeiverordnungen 
ab, da die chemische Formel bei den bedienenden 

Arbeitern nicht immer verstanden wird und die Haupt­
gefahren, wie sich aus zahlreichen Unfällen ergeben 

hat, vorzugsweise die Verwechselungen sind.

Die Bezeichnungen sind tunlichst an dem ver­

stärkten Flaschenhals anzubringen. Bezeichnungen, 

die bei den zu wiederholenden Prüfungen nicht er­

neuert zu werden brauchen, dürfen an dem etwa 

vorhandenen Schutzkranz des Flaschenhalses anstatt 

auf dem Flaschenhals angebracht werden. An Flaschen 
für Ammoniak dürfen Ventile aus Schmiedeisen oder 

Stahl verwendet werden. Die Ventile an Flaschen 

für Acetylen dürfen nicht aus Kupfer oder kupfer­
haltigen Legierungen bestehen. An der Armatur der 

Flaschen für Sauerstoff, Stickoxydul und andere oxy­

dierend wirkende Gase darf fett- und ölhaltiges 
Dichtungsmaterial nicht verwendet werden.

Behälter, die nicht die Flaschenform besitzen, 

sind mit einer dauerhaften Bezeichnung der Firma 
oder des Eigentümers, einer laufenden Nummer, der 

Bezeichnung des einzufüllenden Gases, der höchsten 
zulässigen Füllung in kg bzw. des höchsten Füllungs­

druckes (Arbeitsdruckes) in Atm. auf einem angelö­

teten oder angenieteten Schilde zu versehen, das 
derart zu stempeln ist, daß seine Entfernung ohne 

die Verletzung des Stempels nicht möglich ist.

Die Behälter für gasförmige Kohlensäure und 

Grubengas müssen mit einer Oeffnung, welche die 
Besichtigung der Innenwandungen gestattet, einem 

Sicherheitsventil, Wasserablaßhahn, einem Füll- bezw. 

einen Ablaßventil sowie mit Manometer versehen sein.
Weitere Bestimmungen beziehen sich auf die 

Maße der Behälter und das Anschlußgewinde. Trans­

portflaschen für die verdichteten Gase, Sauerstoff, 
Wasserstoff, Leuchtgas, Stickstoff und Preßluft dürfen 
eine Länge von 2 m und einem lichten Durchmesser 

von 21 cm nicht überschreiten. Transportbehälter 

für Sauerstoff, Wasserstoff, Stickstoff, Acetylen, 
Acetylenlösungen und Preßluft müssen nahtlos 

sein.
Die Anschlußverschraubungen zum Füllen der 

Behälter müssen zur Vermeidung von Verwechslungen 

zwischen Behältern für brennbare und nicht brennbare 
Gase verschiedenes Gewinde haben. Flaschen mit 
brennbaren Gasen, wie Wasserstoff, Leuchtgas, Gruben­
gas und Acetylen sind mit linksgerichtetem, alle 
übrigen mit rechtsgerichtetem Normalgewinde, wie 

das für Kohlensäure eingeführte, zu versehen. Bei 

den Flaschen für Chlor, Chlorkohlenoxyd ist der 

Verschraubung ein anderer Durchmesser zu geben. 

Bügelverschlüsse sind gestattet, wenn sie die M ög­

lichkeit der Verwechslung ausschließen.
Bei vorstehenden Bestimrhungen muß berück­

sichtigt werden, daß sie nur für die Betriebe der 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie Gel­

tung haben. Da jedoch komprimierte Gase heut­
zutage fast in allen wichtigeren Betrieben Verwen­

dung finden, ergab sich die Notwendigkeit, durch 

besondere Polizeiverordnungen Abhilfe zu schaffen. 

Jedoch ist auch hier der Nachteil, daß dieselben nur 

für den zuständigen Polizeibezirk gelten. Wenn auch 
im Bereich eines Bundesstaates eine Uebereinstimmung 

erzielt werden kann, so ist es immerhin mißlich, daß 
in anderen Bundesstaaten die Regelung dieser Fragen 
von der des größten Bundesstaates abweicht oder 

überhaupt nicht erfolgt.
Da die Verwendung von Flaschen während des 

Krieges bei der Heeresverwaltung einen ungeahnten 

Aufschwung genommen hat, lag es nahe, den Ver­
wechslungsmöglichkeiten . von Gasflaschen in sinn­

fälligerer Weise vorzubeugen als dies bisher der Fall 
war. Es ist daher sehr zu begrüßen, daß der In­

spekteur der Luftschiffertruppen weitergehende Vor­

schriften —  allerdings nur für den Dienstgebrauch —  
erlassen hat. Jede Flasche trägt in der Längsrichtung 

eine Aufschrift des Inhaltes in der Buchstabengröße 

von 10 cm, außerdem erhält jede Flasche, 20 cm 

unterhalb des Ventilfußes beginnend, einen farbigen 
Anstrich. Dieses Vorgehen verdient später allgemein 

für das Reich geregelt zu werden, so daß die wich­

tigsten Gase schon ohne weiteres von weitem erkannt 
werden können. So ist z. B. Sauerstoff an der blauen, 

Wasserstoff an der roten, Stickstoff a n . der grünen, 
Kohlensäure an der schwarzen, Acetylen an der 

weißen Anstrichfarbe zu erkennen. Der Mangel an 
Oelfarbe zwang jedoch die Militärbehörden während 

des Krieges den Gesamtanstrich durch farbige Ringe 

zu ersetzen.
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können aus beliebigem Material sein, doch dürfen 

dieselben nicht gasdicht verschlossen werden.

Die Vorschriften enthalten nun weiter noch Be­

stimmungen über die W a n d s tä rk e n  und konstruktive 
Einzelheiten des Materials, sowie der Art der Unter­

suchung desselben. Die Flaschen dürfen erst ge­

stempelt werden, nachdem sie der Druckprobe unter­
worfen worden sind und zu keinen Beanstandungen 

Anlaß gegeben haben.
Als Probedruck gilt bei verflüssigten Gasen, 

soweit ihr höchster Arbeitsdruck 15 Atm. Ueberdruck 
beträgt, der doppelte Betrag des höchsten Arbeits­

drucks, in allen anderen Fällen 15 Atm. mehr als der 

höchste Arbeitsdruck.

Die Wasserdruckprobe ist in regelmäßigen Fristen 

zu wiederholen.

Es folgen nun Bestimmungen über A u s rü s tu n g  
der Behälter, die besonderes Interesse für uns haben.

Die Flaschen müssen mit einer festaufgeschraubten 
Kappe zum Schutz des Absperrventils versehen sein, 

die mit einer kleinen Oeffnung versehen sein muß, 

um entwichenen Gasen den Austritt zu gestatten, 
ferner mit einer das Rollen der Flaschen verhindernden 

Einrichtung. An sichtbarer Stelle sind folgende An­
gaben anzubringen: 1. Bezeichnung der Firma oder 

des Eigentümers, 2. die laufende Fabriknummer,
3. das Leergewicht einschließlich Ventil, Schutzkappe, 
Fußkranz, 4. Datum der letzten Prüfung, 5. Stempel 

des Sachverständigen, 6. Bezeichnung der Art der 
einzufüllenden Gase, sowie 7. bei verflüssigten Gasen 
die Bezeichnung der zulässigen Füllung in kg, bei 

verdichteten Gasen des höchsten Füllungsdruckes. 

Die Bezeichnung der einzufüllenden Gase kann durch 

deren chem ische  F o rm e l erfolgen.

ln diesem Punkte weichen die Polizeiverordnungen 
ab, da die chemische Formel bei den bedienenden 

Arbeitern nicht immer verstanden wird und die Haupt­

gefahren, wie sich aus zahlreichen Unfällen ergeben 
hat, vorzugsweise die Verwechselungen sind.

Die Bezeichnungen sind tunlichst an dem ver­

stärkten Flaschenhals anzubringen. Bezeichnungen, 

die bei den zu wiederholenden Prüfungen nicht er­

neuert zu werden brauchen, dürfen an dem etwa 

vorhandenen Schutzkranz des Flaschenhalses anstatt 

auf dem Flaschenhals angebracht werden. An Flaschen 
für Ammoniak dürfen Ventile aus Schmiedeisen oder 
Stahl verwendet werden. Die Ventile an Flaschen 

für Acetylen dürfen nicht aus Kupfer oder kupfer­
haltigen Legierungen bestehen. An der Armatur der 

Flaschen für Sauerstoff, Stickoxydul und andere oxy­

dierend wirkende Gase darf fett- und ölhaltiges 
Dichtungsmaterial nicht verwendet werden.

Behälter, die nicht die Flaschenform besitzen, 

sind mit einer dauerhaften Bezeichnung der Firma 
oder des Eigentümers, einer laufenden Nummer, der 

Bezeichnung des einzufüllenden Gases, der höchsten 

zulässigen Füllung in kg bzw. des höchsten Füllungs­

druckes (Arbeitsdruckes) in Atm. auf einem angelö­

teten oder angenieteten Schilde zu versehen, das 

derart zu stempeln ist, daß seine Entfernung ohne 
die Verletzung des Stempels nicht möglich ist.

Die Behälter für gasförmige Kohlensäure und 

Grubengas müssen mit einer Oeffnung, welche die 
Besichtigung der Innenwandungen gestattet, einem 

Sicherheitsventil, Wasserablaßhahn, einem Füll- bezw. 
einen Ablaßventil sowie mit Manometer versehen sein.

Weitere Bestimmungen beziehen sich auf die 

Maße der Behälter und das Anschlußgewinde. Trans­
portflaschen für die verdichteten Gase, Sauerstoff, 
Wasserstoff, Leuchtgas, Stickstoff und Preßluft dürfen 
eine Länge von 2 m und einem lichten Durchmesser 

von 21 cm nicht überschreiten. Transportbehälter 

für Sauerstoff, Wasserstoff, Stickstoff, Acetylen, 
Acetylenlösungen und Preßluft müssen nahtlos 

sein.
Die Anschlußverschraubungen zum Füllen der 

Behälter müssen zur Vermeidung von Verwechslungen 

zwischen Behältern für brennbare und nicht brennbare 
Gase verschiedenes Gewinde haben. Flaschen mit 
brennbaren Gasen, wie Wasserstoff, Leuchtgas, Gruben­
gas und Acetylen sind mit linksgerichtetem, alle 
übrigen mit rechtsgerichtetem Normalgewinde, wie 

das für Kohlensäure eingeführte, zu versehen. Bei 

den Flaschen für Chlor, Chlorkohlenoxyd ist der 

Verschraubung ein anderer Durchmesser zu geben. 

Bügelverschlüsse sind gestattet, wenn sie die M ög­
lichkeit der Verwechslung ausschließen.

Bei vorstehenden Bestimmungen muß berück­

sichtigt werden, daß sie nur für die Betriebe der 
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie Gel­

tung haben. Da jedoch komprimierte Gase heut­

zutage fast in allen wichtigeren Betrieben Verwen­
dung finden, ergab sich die Notwendigkeit, durch 

besondere Polizeiverordnungen Abhilfe zu schaffen. 

Jedoch ist auch hier der Nachteil, daß dieselben nur 

für den zuständigen Polizeibezirk gelten. Wenn auch 
im Bereich eines Bundesstaates eine Uebereinstimmung 

erzielt werden kann, so ist es immerhin mißlich, daß 
in anderen Bundesstaaten die Regelung dieser Fragen 
von der des größten Bundesstaates abweicht oder 

überhaupt nicht erfolgt.
Da die Verwendung von Flaschen während des 

Krieges bei der Heeresverwaltung einen ungeahnten 

Aufschwung genommen hat, lag es nahe, den Ver­
wechslungsmöglichkeiten . von Gasflaschen in sinn­

fälligerer Weise vorzubeugen als dies bisher der Fall 
war. Es ist daher sehr zu begrüßen, daß der In­

spekteur der Luftschiffertruppen weitergehende Vor­
schriften —  allerdings nur für den Dienstgebrauch —  

erlassen hat. Jede Flasche trägt in der Längsrichtung 
eine Aufschrift des Inhaltes in der Buchstabengröße 

von 10 cm, außerdem erhält jede Flasche, 20 cm 

unterhalb des Ventilfußes beginnend, einen farbigen 
Anstrich. Dieses Vorgehen verdient später allgemein 

für das Reich geregelt zu werden, so daß die wich­

tigsten Gase schon ohne weiteres von weitem erkannt 
werden können. So ist z. B. Sauerstoff an der blauen, 

Wasserstoff an der roten, Stickstoff a n . der grünen, 

Kohlensäure an der schwarzen, Acetylen an der 

weißen Anstrichfarbe zu erkennen. Der Mangel an 
Oelfarbe zwang jedoch die Militärbehörden während 

des Krieges den Gesamtanstrich durch farbige Ringe 

zu ersetzen.
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Nachschrift: Bei der außerordentlich großen 

Wichtigkeit einheitlicher Vorschriften für das ganze 

Gebiet des Reiches wäre es angebracht, alsbald bei 
der obersten Reichsleitung entsprechende Anträge zu 
stellen im Interesse der Unfallverhütung, sowie im 
Interesse der Verhinderung von Materialschäden. 

Hierfür ist der Weg geebnet, da für die Bewirt­

schaftung der verflüssigten und verdichteten Gase 
vom Reichskanzler ein Kommissar mit W irkung vom
4. Oktober 1917 ernannt ist.

Anschließend berichten die Herren Vollert und 

Gärtner über Unfälle, die durch Verwechslung von 
Gasflaschen entstanden waren. Es sollten Flaschen 

mit Ammoniak bzw. Kohlensäure verwendet werden, 

statt dessen waren, ohne daß sie es merkten, 
Flaschen mit Sauerstoff in die Hände der Benutzer 

geraten, so daß beim Anschluß der falschen Flaschen 

heftige Explosionen entstanden. Weiter sprachen 
hierzu die Herren Meyer, Behr, Stöpel und Gary. 

Die Kennzeichnung der Stahlflaschen ist bei der un­

geheuren Menge von Flaschen, die im Verkehr sind, 

äußerst schwierig. Zunächst ist es wenigstens er­
forderlich, die Leute, die mit diesen Flaschen um­

zugehen haben, dahin zu warnen, nicht die nötige 
Vorsicht außer Acht zu lassen und sich stets die 
Flaschen vorher genau anzusehen. Schließlich wird 
der Antrag gestellt, sich an den Handelsminister zu 

wenden, damit, sofern es nicht schon bereits ge­
schehen sein sollte, für das ganze Deutsche Reich in 

Anlehnung an die Vorschrift der Berufsgenossen­
schaft für die chemische Industrie eine einheitliche 

Regelung in der äußeren Bezeichnung der Stahl­
flaschen für Gase erzielt wird. ■

P unk tl2 :S p rengm itte l w ährend  des Krieges.

Herr Ingenieur Uhrig-Karlsruhe:

Die durch den Krieg notwendig gewordene 

Beschlagnahme verschiedener Rohmaterialien, die der 

Herstellung von Sprengstoffen dienen, hat für alle 

diejenigen Industrien, die auf den Gebrauch von 

Sprengstoffen angewiesen sind, und damit ins­
besondere für die Steinindustrie eine weitgehende 

Bedeutung. Die Beschlagnahme erstreckte sich in 

derHauptsache auf Salpeter„und Nitroglyzerin. Daraus 
ergab sich die Notwendigkeit, die bisher verwendeten 
Sprengstoffe durch Chlorat- und Perchloratspreng­

stoffe zu ersetzen. Bevor jedoch die Strengstoff­
fabriken lieferungsfähig wurden, mußte eine Ueber- 

gangsperiode durchgemacht werden, die manchen 

Steinbruchbesitzer vor schwierige Aufgaben gestellt 

hat. Die Schwierigkeiten erreichten auch dann noch 

nicht ihr Ende, als die neuen Sprengstoffe in aus­
reichender Menge auf den Markt gebracht wurden, denn 
es haften den Chloratsprengstoffen zwei Uebelstände 
an. Dieselben liegen in der großen Reibungsempfind­
lichkeit und in der stark brisanten Wirkung. Den 

ersteren kann man mit Anwendung der erforderlichen 

Vorsicht bekämpfen. Die Steinbruchs-Berufsgenossen- 
schaft hat zu diesem Zweck einen Aushang in Form 

einer Warnung geschaffen, in dem alle diejenigen 

Punkte zusammengefaßt sind, die im Interesse der 
Unfallverhütung genau zu beachten sind. Diese

Warnung ist allen Schießmeistern ausgehändigt und 
durch Aushang in den Betrieben zur allgemeinen 

Kenntnis gebracht worden. Den zweiten Uebelstand 
ha t’; man vergeblich versucht durch Verwendung 
schwächerer Sprengkapseln einzuschränken.

Diejenigen Betriebe, bei denen es auf dieForm und 
die Größe des zu gewinnenden Gesteines nicht an­

kommt, .wie z. B. Schotterwerke, Zementsteinbrüche, 

haben sich verhältnismäßig sehr rasch den gegebenen 
Verhältnissen angepaßt und an Stelle der bisher 

verwendeten brisanten Sprengstoffe die Chloratspreng- 

stoffe mit Erfolg verwendet. W o das nicht der Fall 
war, trug meistens^ der Gebrauch zu schwacher oder 

solcher Sprengkapseln die Schuld, die an Güte schon 

so erheblich nachgelassen hatten, daß der Initial­

impuls zur Herbeiführung einer vollkommenen De­
tonationsübertragung nicht mehr ausreichend war. 

Nicht selten konnte aber auch ein unrichtiges Be­

messen der Lademenge oder ein fehlerhaftes Ansetzen 

der Sprengschüsse als Ursache für unbefriedigende 

Ergebnisse fcstgestellfwerden. Abgesehen von diesen 
Fehlern, die bei den Sprengarbeiten immer noch 

häufig genug gemacht werden, können die Chlorat- 
sprengstoffe für Betriebe vorerwähnter Art ohne 

weiteres als geeigneter Ersatz für die bisher gebräuch­
lichen brisanten Sicherheitssprengstoffe bezeichnet 

werden.
Für diejenigen Betriebe aber, deren Produkt zu 

Pflastersteinen, Werksteinen und dergleichen weiter­

bearbeitet werden soll, die mithin auf Gewinnung 
tunlichst großer^ Blöcke ohne Haarrisse angewiesen 

sind, also für eine große Reihe von Sandstein-, 
Granit- und Kalksteinbrüchen, gestaltete sich die 
Frage des Ersatzes für die bisher verwendeten, lang­
sam explodierenden, salpeterhaltigen Sprengstoffe 

ungleich schwieriger. In der Herstellung von Chlorat­

sprengstoffen als j  Ersatz für Schwarzpulver sind 

zwar ohne Zweifel beachtenswerte Fortschritte ge­

macht worden, aber das Ziel eines, vollen Ersatzes 

des Schwarzpulvers ist bis jetzt noch nicht erreicht. 

Namentlich für das Lassenschießen fehlt es an geeig­
neten Sprengstoffen. Der gekörnte Chloratspreng- 

stoff „Hassia“ bietet hierfür nur unvollkommenen 

Ersatz. Einige Hilfe leistet in neuerer Zeit „Beute­
pulver“, das in beschränkten Mengen bezogen 

werden kann.
Infolge eines inzwischen eingetretenen Mangels an 

Chloraten und insbesondere an Perchloraten, werden 

in nächster Zeit als Ersatz hauptsächlich Ammon- 

salpetcrsprengstoffe freigegeben werden können. Da 

diese Sprengstoffe sehr handhabungssicher sind, ist 

das im Interesse der Unfallverhütung sehr zu be­
grüßen.

Die Schwierigkeit der Beschaffung'von Spreng­
stoffen hat auch die Verwendung von flüssiger Luft 

wieder in den Vordergrund des Interesses gebracht. 

Dieses Verfahren hat aber bisher noch wenig E in­

gang gefunden, da der Einzelbetrieb, wenn ihm nicht 

Gelegenheit geboten ist, flüssige Luft billig zu kaufen, 

genötigt ist, eine teure Anlage zur Bereitung dieser 

zu erstellen. Das mag in einzelnen Fällen bei ent­

sprechender Größe des Betriebes möglich und vor­
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teilhaft sein. In anderen Fällen wird es aber nur 

da möglich sein, wo mehrere Betriebe vorhanden 
sind, die nicht weit voneinander liegen, so daß eine 

Zentralanlage geschaffen werden kann, die an jeden 
Betrieb die benötigte flüssige Luft abgibt.

Die von der Steinbruchs-Berufsgenossenschaft 

als Aushang herausgegebene Warnung vor unvor­
sichtigem Umgange mit Ersatz-Sprengstoffen hat 

folgenden Wortlaut:

Warnung**
vor unvorsichtigem Umgang mit den neuen Ersatz-Spreng­

stoffen und mit Sprengkapseln.

Alle Chlorat- und Perchloratsprengstoffe sind gegen 
Reibung, S toß  und Schlag sehr empfindlich. Folgende Hin­
weise werden daher zur a treaca ten  Beachtung empfohlen. 
Verstöße werden nach Maßgabe des Gesetzes über den Um­
gang mit Sprengstoffen vom 9. Juni 1884 und der Schieß­
instruktion der Steinbruchs-Berufsgenossenschaft geahndet.
1. Bohrlicher vor .Einbringen des Sprengstoffes sorgfältig 

reinigen und vollständig abkfihlen 'assen!
2. Mit Holzstock in Stärke der Patronen festsiellen, daß diese 

willig eingebracbt werden können I
3. Sprengstoff niemals aus den Patronen bringen, um ihn los« 

zu verwenden! Nur gekörnte Chlorat- oder Perchlorat­
sprengstoffe dürfen unter strenger Beachtung der Be­
stimmungen der Schießinstruktion über die Verwendung 

losen Schwarzpulvers auch lose verwendet werden.
4. Sprengkapseln vorsichtig behandeln, nur am oberen leeren 

Teil aakneifen und nur mit dar Zange!
5. Lose aufgefundene, nicht explodierte oder unvollständig 

explodierte Sprengkapseln, sowie Patronen sofort an den 
Schießmeister abliefern I Unbefugte Aneignung ist nach 
§ 9 des Reichs-Gesetzes vom 9. Juni 1884 mit Gefängnis­
strafe von 3 Monaten bis zu 2 Jahren bedroht.

6. Patronen beim Einbringen vorsichtig mit Holzladestock 
andrücken, keinesfalls stampfen oder schlagen!

7. Metall-Ladestöcke und elaerne Werkzeuge beim Besetzen 
niemals verwenden!

8. Besatz lose elnbringen (möglichst losen Sandbesatz), vor­
sichtig andrücken und nicht gewaltsam feststampfen!

9. Versagte Schüsse wegen großer Lebensgefahr unter keinen 
Umständen ausbohren oder auskratzen, sondern durch 
Nebenschuß abtun!

Es wird gebeten, je ein Exemplar dieser Warnung den 
Schießmeistern auszuhändigen und durch Aushang im Be­
triebe zur allgemeinen Kenntnis zu bringen!

Weitere Exemplare stehen zur Verfügung.

Steinbruchs-Berufsgenossenschaft.

An der Aussprache nahmen die Herren Offer­
mann, Probst, Stöpel, Qary, Bopp', Alvensleben,

Franz, Dr. Müller, Hartmann und Behr teil. Es
wurde über Unfälle berichtet, die erst seit Verwen­
dung der Chloratsprengstoffe vorgekommen sind.

Diese Sprengstoffe dürfen der Wärme und dem 

Sonnenlicht nicht ausgesetzt werden. Vielfach ist 
mangelhafte Paraffinierung an den Unfällen schuld. 

Die Zentralaufsichtsstelle gibt Merkblätter heraus.
Für die Lagerung der Sprengstoffe ist jedoch bisher 

noch nichts derartiges vorhanden. Zu empfehlen ist 
es, sich bei -etwaigen Schwierigkeiten an den Ueber- 

wachungsausschuß für Sprengstoffe zu wenden. 
Ueber die diesbezüglichen Angelegenheiten hat eine 
Tagung des ständigen Ausschusses des Verbandes 

Deutscher Berufsgenossenschaften stattgefunden.

*) Plakate dieser Warnung sind von J . Ed. W underte, 
M ainz —  Fernsprecher 306, Drahtadresse Plakatwunderle
— Mainz —  zu beziehen.

Punkt 13. O rt und  Z e it der n äch s ten  H a u p t­

v e rsam m lung .

Ein bestimmter Vorschlag wird nicht gemacht; 

es wird daher dem geschäftsführenden Ausschuß 

überlassen, Entsprechendes festzusetzen.

Punkt 14. V ersch iedenes.

Herr Behr: Ich mache darauf aufmerksam,
daß augenblicklich große Schwierigkeiten bei der 

Beschaffung von Rauchhelmen herrschen. Viele Be­
triebe sträuben sich auch wegen der hohen Kosten 

dagegen und fragen, ob sie nicht Gasmasken ver­
wenden könnten. Strömt aber im Maschinenraum 

Rauch in dichten Mengen aus, so ist mit einer Gas­

maske nichts anzufangen; auch Sauerstoffhelme ge­
nügen nicht, sondern nur Luftdruckhelme. Gas­

masken sind außerdem im Handel nicht zu haben.

Herr S c h u lz : Es ereignen sich häufig Unfälle 

durch Teeröle, die als Schmieröl verwendet werden. 
Ihre ständige Benutzung ruft Hautausschläge hervor.

Herr A lvens leben : In den Brikettfabriken be­

schmieren sich die Arbeiter deswegen als Abwehr­

mittel Gesicht und Hände mit Lehm.
Herr M iche ls : Ich bin wegen dieser Sache

bei der Teer-Produkten-Vereinigung in Essen ge­

wesen. Es hilft nur Sauberkeit und Waschen mit 
essigsaurer Tonerde.

Herr Zachar ias : Beim Gebrauch von Bohr-

ölen zeigen sich ähnliche schlimme Folgen.
Herr S töp e l: Vor allen Dingen kommen die

häufigen Entzündungen daher, weil sich die Leute 

nicht so waschen können wie früher; es fehlt an 

Seife. Kaliseife ist ein gutes Abwehrmittel. Es 

müßte vielleicht für Betriebe mit diesen Berufskrank­

heiten eine Freigabe von Seife erwirkt werden; ein 
Antrag wäre an den Kriegsausschuß für Oele und 

Fette zu richten.
Herr Ho f fm ann :  Ich weise auf einen Uebel-

stand hin, der bei den Reisen zu Betriebsbe­
sichtigungen für die technischen Aufsichtsbeamten 
besteht. Beim Umtausch der Brotmarken erleidet 

man wöchentlich einen Verlust von 250 Gramm. 

Hierin müßte sich doch eine Aenderung treffen lassen.

Ferner bestehen für uns Schwierigkeiten be­

züglich des Besohlens der Stiefel. Ich habe deshalb 

an die Kriegsleder-Aktiengesellschaft geschrieben. 
Mein Antrag wurde der Kontrollstelle für Leder­
freigabe überwiesen, und ich erhielt die Mitteilung, 

daß Leder an Private nicht verabfolgt werden darf. 
Sohlen aus Kunstleder oder Holz sind aber bei uns 

bei Besichtigung der Fabrikräume nicht angebracht. 

W ir unternehmen doch unsere Reisen nicht zu 
eigenen Zwecken oder zum Vergnügen, sondern als 
beauftragte Beamte.

Herr Behr:  W ir sind am Ende unserer Ver­
handlungen. Ich danke Ihnen für den zahlreichen 

Besuch und für die Aufmerksamkeit, die Sie dem 

Verein gewidmet haben und mit der Sie unseren 
Verhandlungen gefolgt sind und schließe hiermit die 

22. Hauptversammlung des Vereins Deutscher Re­

visionsingenieure.
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Um 2 Uhr nachmittags wurde unter sachver­

ständiger Führung das städtische Museum besucht, 

in dem die einzigartigen Ausgrabungen der älteren 
Steinzeit aus den Steinbrüchen bei Ehringsdorf-und 
den Sandgruben bei Süßenbron zu bewundern waren. 

Nachher erfolgte eine Besichtigung der Steinbrüche 
in Ehringsdorf selbst und dann des Großherzogi. 

Schlosses „Belvedere“. Am Abend trafen sich die 
Abreisenden im Hotel „Chemnitius“.

Den Herren, die durch ihre Vorträge und durch 

ihre Bemühungen um die sonstigen Veranstaltungen 
zu dem guten Gelingen der Hauptversammlung in 
Weimar beigetragen haben, sei an dieser Stelle noch­

mals der beste Dank des Vereins ausgesprochen.

Liste
der im Heeresdienst befindlichen Mitglieder. 

Abgeschlossen am 28. November 1917.

f  Albrecht Hagen; Reiche
Bestehorn Hamann Reinold
Birkheuser Havemann Rothe
Bode f  Hilbing Schaub
Brandes Hütt, Ph. Schindler
Bremer Iltis Schirmer
Cassel Kleemann Schleif
Dörnte Kraensel Schlifter
Drescher Krampf Schlippe

f  Dunkhase Kumbruch Schroers
Eberle Lämmert f  Schroeder, H.

f  Ernst Lapp Schröder, P.
f  Fischotter Leonhard Schwantke

Flemming f  Lindner Silber
Freystedt Mandel Spielmann
Funke Mödder Thiele
Goliasch Mühlhan Thoma
Greve Nottebohm Victor

Haase Philipp Werkenthin
Wilson Zacharias

Wissel Zscheyge

Anlage.

Jahresbericht
über das Vereinsjahr 1915/16.

Der Krieg bedingte es, daß während des ver­
flossenen Jahres die Vereinstätigkeit eine sehr be­

schränkte war. Es wurde infolgedessen auch keine 

Hauptversammlung abgehalten Ein inhaltsreicher Be­

richt kann nicht erstattet werden. Der Vorstand hatte 

nur in einigen Fällen Briefwechsel mit den Mitgliedern 
und einzelnen Berufsgenossenschaften.

Die schwere Erkrankung des Vorsitzenden, Herrn 
Oberingenieur Carl  Se ide l ,  gab Veranlassung zu 
einer Vorstandssitzung, welche am 2. Dezember 1916 

stattfand. Bei dieser Sitzung waren zugegen die 

Herren Senatspräsident Har t  mann ,  Geh. Reg.-Rat 

Gary ,  Oberingenieur Spech t ,  Seide l ,  Notte- 

b o h m ,  M. d. L. Hofrat Dr. jur. Löbner ,  Hü t t ,  

Zscheyge und Behr.

f  Auf dem Felde der Ehre Gefallene.

In dieser Vorstandssitzung wurde beschlossen, 

daß Herr Behr  wegen der Erholungsbedürftigkeit 
des Vorsitzenden,. Herrn Oberingenieur Se ide l ,  bis 

zur nächsten Hauptversammlung die Geschäftsführung 
des Vereins übernehmen soll.

Leider hat der Mitgliederbestand des Vereins 
abgenommen. Es waren im Jahre 1913/14 =  226 

Mitglieder, 1914/15 =  216 und 1916 =  207 Mitglieder. 

Der Rückgang findet'seine natürliche;Erklärung durch 
den Krieg.

Es wird später notwendig werden, in einem be­

sonderen Bericht festzustellen, wieviele unserer Mit­
glieder im Felde gefallen sind und in welcher Weise 

die anderen Herren, die zur Fahne eingezogen wor­

den sind, ihre Dienste dem Vaterlande gewidmet haben.
Dem vorliegenden Rundschreiben wird in der 

Anlage der^ Rechnungsabschluß für das Jahr 1915/16 

beigelegt. Der Rechnungsabschluß ist in der Vor­
standssitzung vorbehaltlich der Genehmigung einer 

Hauptversammlung von den Vorstandsmitgliedern 

genehmigt worden, und da dieser Abschluß von 
den gewählten Rechnungsprüfern Herrn Schä fe r  

und Herrn K ies ler  als richtig befunden worden ist, 
so ist^von seiten des Vorstandes dem Schatzmeister 

für die Rechnungsführung Entlastung erteilt worden.
ln die letzte Veröffentlichung über die Haupt­

versammlung hat sich leider bei dem Rechnungs­

abschluß ein Druckfehler eingeschlichen. Auf Seite 28 

dieser Schrift i^muß^unter den Ausgaben Rubrik 6 

Verschiedenes M. 168,80 anstatt M. 168,10 eingesetzt 
werden.

Aus dem Rechnungsabschluß 1915/16 gehf,hervor, 
daß'der Verein jetzt^ein Vermögen von M. 6030,90 

besitzt. Der Verein hat bis jetzt M. 2000 Kriegsanleihe 
gezeichnet, und es wurde in der Vorstandssitzung 
dem Kassen Verwalter überlassen, nach seinem Er­

messen weitere Kriegsanleihen zu zeichnen.

Eine Reihe von Kriegsteilnehmern ist mit den 

Beiträgen für den Verein rückständig geblieben. Es 

soll versucht werden, diese Beiträge ohne einen be­
sonderen Druck beizutreiben. Den Mitgliedern, welche 

im Felde stehen, soll jede Erleichterung zur Zahlung 

der Beiträge gewährt werden, damit sie später nach 
Beendigung des Krieges wieder tatkräftig für das 
Wohl des Vereins eintreten.

In der Vorstandssitzung sah man vor,®im Laufe 

des Jahres und womöglich wie gewöhnlich Ende 
September eine Hauptversammlung einzuberufen. Be­

vor dieses jedoch geschieht, soll bei den Verbands­

mitgliedern eine entsprechende Rundfrage abgehalten 

werden.
Auf einen Antrag des Herrn Geh. Reg.-Rats 

Professor Gary ist beschlossen worden, die Goldene 
Medaille, welche seinerzeit dem Verein von der 
Budapester Ausstellung verliehen worden ist, bei 

der Goldsammlung des Deutschen Reiches abzugeben. 

Es soll jedoch vorher von dieser Münze ein künst­
lerischer Eisenabguß angeferligt werden, welcher als 

Andenken für den Verein aufbewahrt werden soll.

Ber l in-Fr iedenau ,  im Januar 1917.

Verein Deutscher Revisions-Ingenieure E. V.
Der Vorstand, i. A. Behr.



Als Fortsetzung des Gewerblich-technischen Ratgebers (1901 — 1907) erscheint 
im Unterzeichneten Verlage ,

Sozial-Technik
Zeitschrift für technische und wirtschaftliche Fragen der Industrie, 
Unfallverhütung, Gewerbehygiene, Arbeiterwohlfahrt, Gewerberecht.
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Zweck der Zeitschrift: Das Interesse für die Arbeiterwohlfahrt zu wecken, den 
Weg zu einer wirksamen Unfallverhütung und zum Arbeiterschutz zu zeigen und 
Arbeitgeber und deren verantwortliche Betriebsleiter mit neuen und bewährten Schutz­
apparaten, sowie mit zweckmässigen gewerbehygienischen Einrichtungen und den 
gewerberechtlichen Bestimmungen bekannt zu machen.

A uszeichnungen:
Budapest 1907: Silberne Staatsmedaille.

Dresden 1911: Goldene Medaille.

Leserkreis: Die gewerblichen Berufsgenossenschaften und deren technische
Aufsichtsbeamten, die staatlichen Gewerbeaufsichtsbeamten und Fabrikinspektoren, 
ferner Maschinenfabriken, mechanische Werkstätten, Metallwarenfabriken, Giessereien, 
Berg- und Hüttenwerke, chemische und Textilfabriken und alle anderen technischen 
und gewerblichen Betriebe, die staatlichen Werkstätten der Eisenbahn, der Heeres-, 
der Marine-, der Berg- und Bauverwaltung, die gewerblichen Betriebe von Stadt- 
und Landgemeinden, Elektrizitäts-, Gas- und Wasserwerke, ferner technische und 
Gewerbevereine, sowie technische Hoch- und Fachschulen.

Bezugsweise: Zu beziehen ist die Sozial-Technik durch alle Postanstalten und 
Buchhandlungen des In- und neutralen Auslandes, sowie direkt vom Unterzeichneten 
Verlage. Einzelne der bisher erschienenen Jahrgänge können, soweit noch voll­
ständig vorhanden, in Heften oder gebunden geliefert werden.

Schriftleitung: Manuskripte, Beiträge und alle anderen die Schriftleitung 
betreffenden Mitteilungen sind bis auf weiteres an den obengenannten Schriftleiter 
zu richten.

Geschäftsführung: Alle die Geschäftsführung betreffenden Zuschriften, wie 
Wohnungsveränderungen, Rechnungsarigelegenheiten usw. sind an den Unterzeichneten 
Verlag zu richten.
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